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→ Die VZB bietet landesweit Beratungsstellen sowie 
das auf grenzüberschreitendes Verbraucherrecht spe-
zialisierte Deutsch-Polnische Verbraucherinformati-
onszentrum. Die Themen der VZB reichen von Markt 
und Recht, Reise und Freizeit, Finanzen, Versicherun-
gen, Lebensmittel und Ernährung über Medien und 
Telefon bis zu Energie, Bauen und Wohnen. Über die 
Beratung hinaus übernimmt die VZB außergerichtliche 
Rechtsvertretungen der Verbraucher gegenüber Anbie-
tern. Komplettiert wird das individuelle Beratungsan-
gebot für Verbraucher durch telefonische, E-Mail- und 
schriftliche Beratung sowie durch Videochat-Beratung 
im Verbraucherzentrale-Digimobil. 

Zusätzliche Verbraucherinformationen bietet die  
VZB durch aktive Pressearbeit, ihren Internetauf-
tritt auf verbraucherzentrale-brandenburg.de sowie  
verbraucherzentrale.de, zahlreiche kostenfreie Flyer, 
Publikationen, Veranstaltungen, Messeteilnahmen, 
Vorträge und Aktionen.

Die Verbraucherzentrale Brandenburg betreibt evi-
denzbasierte Verbraucherpolitik und setzt sich aktiv 
für die Stärkung der Verbraucherrechte ein. Darüber hi-
naus mahnt sie Unternehmen ab, die zum Nachteil von 
Verbrauchern gegen geltendes Recht verstoßen und 
klagt auch vor Gericht. Dabei agiert sie im Verbund mit 
den Verbraucherzentralen der anderen Bundesländer 
sowie dem Verbraucherzentrale Bundesverband. 
 
Die VZB ist ein rechtlich selbstständiger, eingetragener 
Verein (e. V.) und verfolgt ausschließlich gemeinnützi-
ge Zwecke. Sie ist gemäß ihrer Satzung unparteilich 
und verfolgt keine parteipolitischen Ziele. ●

ÜBER DIE VERBRAUCHERZENTRALE BRANDENBURG 

Die Verbraucherzentrale Brandenburg (VZB) ist die wichtigste Interessenvertretung der Brandenburger Verbrau-
cherinnen und Verbraucher. Ihre Kernleistungen für Verbraucher sind Beratung, Information und Bildung. 

Anmerkung. 
Die im Folgenden gewählte männliche Form bezieht sich immer auf Personen aller Geschlechter. Wir bitten um 
Verständnis für den weitgehenden Verzicht auf eine Differenzierung zugunsten einer besseren Lesbarkeit des 
Textes. ●

i

„Vielen Dank nochmals für  
die Beratung in Sachen Reise.  

Viel Erfolg weiterhin, bleiben Sie gesund!“ 
#verbrauchersagendanke
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E-Mail vom 27. Februar 2020
An: Alle Mitarbeiter
Betreff: Umgang mit Corona-Problematik 

Sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
 
im Zusammenhang mit der aktuellen Diskussion um 
das Coronavirus bereiten wir uns derzeit darauf vor, 
dass der Geschäfts- und Beratungsbetrieb jederzeit 
weiterlaufen kann und bei Bedarf auch standortunab-
hängig ermöglicht werden könnte. Falls es in diesem 
Kontext Unsicherheiten oder Fragen gibt oder Sie vor 
Ort besondere Hilfe benötigen, so können Sie sich da-
mit jederzeit vertrauensvoll an Ihre*n Leiter*in oder 
auch an mich wenden. 
 
Dank und Grüße
 
Christian A. Rumpke
 
 
 
 
→ Herr Rumpke, die Verbraucherzentrale Branden-
burg stand zu Beginn der Corona-Zeit vor einer vielsei-
tigen Herausforderung. Einen wichtigen Teil macht die 
persönliche Beratung der Brandenburger auch vor Ort 
in den Beratungsstellen aus. Wie haben Sie sich auf 
den Ausnahmezustand eingestellt?  

In einer gemeinschaftlichen Anstrengung aller Kolle-
ginnen und Kollegen haben wir bei der Verbraucher-
zentrale Brandenburg unsere Arbeit unmittelbar an 
die neuen Bedingungen angepasst. Schon ab dem 16. 
März, also eine Woche, bevor die strengen Kontakt-
beschränkungen durch die Bundesregierung in Kraft 
traten, haben wir unser telefonisches Beratungsange-
bot massiv ausgebaut. Gleichzeitig haben wir unsere 
Beratungsstellen für den Publikumsverkehr geschlos-
sen, die Digimobil-Tour im ländlichen Raum pausie-
ren lassen und Vor-Ort-Veranstaltungen konsequent 
abgesagt, um sowohl die Verbraucher als auch die 

Mitarbeiter zu schützen. In Riesenschritten haben wir 
die bereits weit vorangeschrittene IT-Transformation 
im Haus weiterverfolgt, so dass der Großteil unserer 
Mitarbeiter in kürzester Zeit im Homeoffice arbeiten 
konnte.

Dies führte im Ergebnis sogar dazu, dass Ratsuchen-
de im Schnitt schneller Hilfe erhalten haben als nor-
mal: Wir konnten einen Beratungstermin landesweit 
spätestens am darauffolgenden Werktag anbieten. So 
haben wir allein im April 2020 mehr als 1.230 umfäng-
liche Beratungen durchgeführt, das sind 37 Prozent 
mehr als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum. 

 
→ Hat Corona die Nachfrage nach bestimmten Themen  
verändert?

Absolut. Beispielsweise drehten sich 36 Prozent aller 
Verbraucherbeschwerden im April 2020 um das The-
ma Reise und Mobilität, im Vorjahreszeitraum waren 
es gerade einmal drei Prozent. Viele Menschen, die 
einen Urlaub geplant hatten, suchten Hilfe bei Prob-
lemen mit Reiseveranstaltern. Zahlreiche Unterneh-
men haben sich wenig kundenfreundlich gezeigt und 
entgegen der geltenden Rechtslage das Geld für nicht 
stattgefundene oder abgebrochene Reisen oder Flüge 
häufig (zunächst) nicht zurückgezahlt oder versucht, 
ihre Kunden mit Gutscheinen abzuspeisen.

Weiterhin haben wir es insbesondere zu Anfang der 
Corona-Zeit mit Abzockmaschen zu tun gehabt, die 
sich die Unsicherheit der Menschen zu Nutze machen 
wollten. Da wurden Heilmittel gegen Corona angeprie-
sen, fiktives Gold als vermeintlich sichere Wertanlage 
online verkauft und Hefe oder Klopapier auf Verstei-
gerungsplattformen zu Mondpreisen angeboten. Viele 
dieser Missstände haben uns Verbraucher über unse-
re Beschwerde-Box auf verbraucherzentrale-branden-
burg.de/beschwerde-box gemeldet.

VERBRAUCHERSCHUTZ IN CORONA-ZEITEN

Manchmal kommt alles anders als man denkt. Das 30-jährige Jubiläum am 15. März 2020 war mit einer 
Sonntagsöffnung geplant und die Beratungstermine waren schon wieder Wochen im Voraus gebucht. Dann kam 
Corona und damit eine Herausforderung auch für die Verbraucherzentrale Brandenburg. In kürzester Zeit stellten 
sich die rund 50 Mitarbeiter auf die Krise ein – mit dem Ziel, weiterhin und schnellstmöglich mit Rat und Tat für 
die Verbraucher im Land da zu sein. Der Geschäftsführer der VZB, Dr. Christian A. Rumpke, berichtet.
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→ Haben Sie sich dieser aktuellen Corona-Themen 
auch bei der kollektiven Rechtsdurchsetzung und in 
Ihrer politischen Arbeit angenommen?

Auf jeden Fall. Wir haben verschiedene Unternehmen, 
die in der Corona-Zeit gegen geltendes Recht versto-
ßen haben, abgemahnt. So zum Beispiel den großen 
Reiseveranstalter Schauinsland-Reisen, der seinen 
Kunden die teilweise Erstattung des Reisepreis bei co-
ronabedingtem Abbruch der Reise verweigerte.

Gemeinsam mit unserem Bundesverband und den 
anderen Verbraucherzentralen haben wir uns für die 
Rechte der Verbraucher eingesetzt und zum Beispiel 
gegen politisch gewollte Zwangs-Gutscheine ausge-
sprochen. 

Aktuell beschäftigt uns die Senkung der Mehrwert-
steuer als das eine Element im Konjunkturpaket, das 
explizit den Verbrauchern zugutekommen soll. Für 
Unternehmen sind andere Elemente vorgesehen. 
Trotzdem befürchten wir, dass nicht alle Anbieter die 
Senkung weitergeben werden. Hier gehen wir mit gu-
tem Beispiel voran und passen zum Juli 2020 unsere 
Beratungsentgelte an. Von fairen Unternehmen erwar-
ten wir, dass sie die gesparte Mehrwertsteuer in Form 
von Preissenkungen konsequent an ihre Kunden wei-

tergeben. Wenn Anbieter das nicht tun, bereichern sie 
sich unberechtigt und untergraben eine sinnvolle Maß-
nahme zur Unterstützung der Verbraucher.

→ Unterm Strich: Wie waren die letzten Monate bei 
der VZB?

Sehr spannend. Die Digitalisierung hat, obwohl wir 
auch bereits vorher vieles angestoßen und umgesetzt 
hatten, nochmal einen Riesensprung vorwärts ge-
macht. Beispielsweise haben wir eine regelmäßiges Vi-
deokonferenz-Format zum aktuellen Austausch für alle 
Kolleg*innen eingeführt. So sehen wir, die wir an vielen 
Orten in Brandenburg verstreut arbeiten, uns derzeit 
zumindest in der gesamten Besetzung häufiger als zu 
normalen Zeiten. Und dass wir in diesem Jahr erstmals 
die VZB-Mitgliederversammlung rein virtuell abhalten 
können, hat sich vor ein paar Monaten wohl ebenfalls 
noch niemand träumen lassen.

Auch für Verbraucher gibt es neue digitale Angebote: 
Zum Beispiel haben wir in Brandenburg gemeinsam mit 
der Verbraucherzentrale Bayern den corona-vertrags-
check.de federführend für alle Verbraucherzentralen 
entwickelt. Mit diesem Legal-Tech-Tool erfahren Ver-
braucher unkompliziert und individuell, welche Rechte 
sie zum Beispiel gegenüber Fitnessstudios, Konzert-
Veranstaltern oder Sportvereinen haben. Und wir in 
Brandenburg waren die Verbraucherzentrale, die den 
ersten Corona-Podcast für Verbraucher mit aus der Tau-
fe gehoben hat. Über verbraucherzentrale.de/hoerbar  
können jetzt auch Medienvertreter aktuelle O-Töne 
beispielsweise für Radioreportagen beziehen. 

Ganz neu bieten wir nun Web-Seminare zu verschiede- 
nen Themen via verbraucherzentrale-brandenburg.de/ 
veranstaltungen/online an, mit denen wir derzeit Vor-
träge vor Ort ersetzen – beziehungsweise perspek- 
tivisch gut ergänzen werden. Zudem will die VZB Vi-
deochatberatung künftig nicht nur in ihrem Digimobil 
anbieten – sondern diesen persönlichen Service auch 
direkt auf dem heimischen PC ermöglichen.

Es werden sicherlich in den nächsten Wochen und  
Monaten noch weitere digitale Angebote dazu kom-
men, die Verbraucher dürfen gespannt sein. Und wem 
wir so oder telefonisch nicht weiterhelfen können, der 
kann natürlich unter Einhaltung von Abstands- und Hy-
gieneregeln bei uns auch wieder einen Vor-Ort-Termin 
bekommen. ●

Dr. Christian A. Rumpke, Geschäftsführer der VZB
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ZAHLEN, TRENDS UND MEILENSTEINE

Die Verbraucherzentrale genießt bei den Menschen in Deutschland laut einer aktuellen Studie sehr großes 
Vertrauen. Dafür hat die VZB im Berichtszeitraum, der das Jahr 2019 sowie das erste Halbjahr 2020 umfasst, 
engagiert gearbeitet: Seit Februar 2019 ist sie mit dem Digimobil an 16 Orten im Brandenburger Norden unter-
wegs, in Frankfurt (Oder) hat sie ein neues barrierefreies Beratungszentrum mit grenzüberschreitendem Schwer-
punkt eröffnet und bei der Landtagswahl 2019 setzte sie sich mit einem Forderungskatalog für die Rechte der 
Verbraucher ein.

→ Eine aktuelle Repräsentativbefragung von Infratest 
Dimap* zum Institutionenvertrauen zeigt, dass die Ver-
braucherzentrale in der Bevölkerung nach wie vor ein 
großes Vertrauen genießt. Mit 75 Prozent liegt die Ver-
braucherzentrale sogar vor dem Bundesverfassungs-
gericht (73 Prozent). Medien, Wirtschaft und Politik 
haben alle deutlich geringere Vertrauenswerte. Einzig 
der Polizei vertrauen die Menschen noch mehr (83 Pro-
zent). Damit die VZB weiter an ihre erfolgreiche Arbeit 
anknüpfen kann, hat sie sich für eine verlässliche und 
besser planbare Finanzierung eingesetzt – mit Erfolg: 
Zum Weltverbrauchertag am 15. März 2019 haben das 
Verbraucherschutzministerium des Landes und die VZB 
erstmals eine mehrjährige Vereinbarung geschlossen. 
Diese sichert die Verbraucherberatung und -information 
der Bürger im Land bis Ende 2022.

→ Im Jahr 2019 konnte die VZB über 65.500 Verbrau-
cher mit Beratung, Information oder Vorträgen errei-
chen. Diese Kontakte verteilen sich auf fast 12.200 
umfängliche Beratungen, mehr als 42.600 Kurzinfor-
mationen sowie über 10.700 Gruppenteilnehmer. Wie 
schon in den Vorjahren konnte sie ihre Kontakte weiter 
steigern. Zusätzlich erreicht die VZB Verbraucher über 
ihre Internetseiten sowie über Medienarbeit.

→ Gemeinsam mit weiteren Verbraucherzentralen be-
treibt die Verbraucherzentrale Brandenburg das Portal 
verbraucherzentrale.de sowie gemeinsame Projektpor-
tale. Für Brandenburger Verbraucher bietet sie zusätz- 
lich das Portal verbraucherzentrale-brandenburg.de, 
auf dem insbesondere die Spezifika für Brandenburg ver-
fügbar sind – von Beratungsangeboten, über spezielle 
Projekte bis hin zu Veranstaltungen und Bildungsforma-
ten. Insgesamt hat sie darüber etwa 16,1 Millionen Ver- 

braucher erreicht (davon verbraucherzentrale-branden-
burg.de: rund 250.000 Besuche). 

→ Seit Januar 2019 hat die VZB ihren Internet-Service 
erweitert, indem sie eine Online-Terminvereinbarung 
eingeführt hat. Damit können Brandenburger Verbrau-
cher nun auch außerhalb der telefonischen Service-
zeiten (Mo-Fr, 9-18 Uhr) jederzeit bequem mit wenigen 
Klicks persönliche Beratungstermine vereinbaren oder 
verschieben.

→ In den Medien war die Verbraucherzentrale Bran-
denburg mit Experteninterviews, aktuellen Warnungen 
und Verbrauchertipps wieder gut vertreten. So erreich-
te sie über 2.930 Veröffentlichungen in regionalen und 
überregionalen Printmedien in einer Gesamtauflage 
von fast 50 Millionen Zeitungen und Zeitschriften. Hin-
zu kamen 50 TV-Auftritte und 60 Radiointerviews so-
wie über 1.300 Nennungen in Onlinepublikationen.

KONTAKTWEGE IM VERGLEICH 

Die VZB erreichte demnach die meisten Menschen über 
das Internet, gefolgt von Kontakten über (Print-)Medi-
en. Persönlich stand sie mit über 34.800 Verbrauchern 
in Kontakt, telefonisch mit mehr als 29.600 sowie 
schriftlich bzw. per E-Mail mit über 1.100 Verbrauchern.

TOP-THEMEN 2019 

Besonders gefragt waren Beratungen im Themenfeld 
Wohnen & Energie: Rund 35 Prozent aller Beratungen 
drehten sich um Ärger mit Energieversorgern, Betriebs-
kostenabrechnung oder Energiesparen. Hoher Bera-
tungsbedarf bestand ebenfalls zu Internet, Rundfunk 
& Telefon, Verträgen & Reklamation – zum Beispiel zu 
Kaufverträgen rund um Elektronik oder Möbel sowie 
Dienstleistungsverträgen mit Handwerkern oder zu 
Gewinnspielen – sowie Finanzen & Versicherung. ●

* Glaubwürdigkeit der Medien. Eine Studie im Auftrag des Westdeut-
schen Rundfunks November 2019, durchgeführt von Infratest di-
map, https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/11/_pdf/ 
20191120_WDR_Glaubwuuerdigkeit_Medien.PDF
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VERTRAUEN IN INSTITUTIONEN IN DEUTSCHLAND 2019

BERATUNGSTHEMEN 2019

35 % Wohnen & Energie
20 % Internet, 

Rundfunk & Telefon

2 % Gesundheit

3 % Ernährung

4 % Reise & Mobilität

18 % Finanzen & Versicherung

18 % Verträge & Reklamation

Ich nenne Ihnen jetzt eine Reihe von Einrichtungen und Organisationen.  
Bitte sagen Sie mir für jede, wie viel Vertrauen Sie in sie haben:  
sehr großes Vertrauen, großes Vertrauen, wenig Vertrauen oder gar kein Vertrauen?

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte in Deutschland  
Werte in Prozent / Veränderungen in Prozentpunkten zu Februar 2018 
Fehlende Werte zu 100 Prozent: Weiß nicht / keine Angabe

 Zahlen, Trends und Meilensteine | 7



ZENTRALE MEILENSTEINE 2019/20

→ Verbraucherschutz ist ein hohes Gut. Daher strebt 
die Verbraucherzentrale Brandenburg an, alle Men-
schen in Brandenburg mit Beratung und Information 
zu unterstützen. So hat sie das Digimobil entwickelt, 
mit dem sie seit Anfang 2019 im Norden Brandenburgs 
unterwegs ist. In diesem Fahrzeug können sich Ver-
braucher mit modernster Technik per Videochat bera-
ten lassen. Verbraucher in den ländlichen Regionen 
können so das breite Beratungsspektrum von Verträ-
gen und Reklamation, Digitalem und Telekommunika-
tion, bis hin zu Reise und Freizeit in Anspruch nehmen  
(vgl. Kapitel Digimobil).

→ Auch im Berichtszeitraum 2019/20 beschäftigte 
die VZB weiterhin das Thema Massenkündigungen 
von Prämiensparverträgen durch Brandenburger Spar-
kassen. Darüber hinaus stellte sich heraus, dass die 
Sparkassen tausendfach zu wenig Zinsen bezahlt ha-
ben. Denn viele der Zinsanpassungsklauseln in den 
Prämiensparverträgen sind unwirksam und den Ver-
brauchern entgehen so oft mehrere Tausend Euro an 
Zinsen. Rückenwind bekamen Kunden und Verbrau-
cherschützer im Frühjahr 2020 von der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). Sie fordert 
Banken auf, ihre Kunden über unwirksame Zinsanpas-
sungsklauseln in Prämiensparverträgen zu informie-
ren und ihnen rechtskonforme Lösungen anzubieten. 
Das ist auch dringend nötig: Die VZB hat bislang 225 
Verträge überprüft und berechnet, wie viele Zinsen 
die Geldinstitute aus Sicht der Verbraucherzentrale 
zu wenig gezahlt haben. Insgesamt kommen die Ex-

perten auf rund 1,2 Millionen Euro, das macht einen 
Durchschnitt von deutlich über 5.000 Euro an nachzu-
zahlenden Zinsen pro Vertrag. Konfrontiert mit diesen 
Zinsüberprüfungen zahlen erste Sparkassen fehlende 
Zinsen teilweise nach. 

→ Am 1. September 2019 wählten die Brandenbur-
ger einen neuen Landtag. Mit zwölf evidenzbasierten 
Forderungen zur Landtagswahl sowie für die anschlie-
ßende Legislaturperiode brachte sich die VZB für ei-
nen stärkeren Verbraucherschutz aktiv in die Politik 
ein. So setzt sich die Verbraucherzentrale für eine 
bessere Ausstattung von Polizei und Staatsanwalt-
schaften im Kampf gegen Cyber-Kriminalität gegen 
Verbraucher ein, fordert einen landesweiten Entwick-
lungsplan für alternative Betankungs- und Ladeinf-
rastruktur im Verkehr sowie die Patientenberatung in 
Brandenburg auf unabhängige Beine zu stellen. Wei-
tere Forderungen sowie die Evidenz dazu hat sie unter  
verbraucherzentrale-brandenburg.de/wahl-2019 veröf-
fentlicht.

Im Ergebnis sieht der Koalitionsvertrag von SPD, CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für die Legislatur bis 
2024 unter anderem vor:
  
„Wir stärken die Verbraucherzentralen. Die Koalition 
setzt sich zum Ziel, dass auch die Brandenburgerin-
nen und Brandenburger in den ländlichen Regionen 
die Dienstleistungen der Verbraucherzentralen nut-
zen können und wird insbesondere die mobile und die 
digitale Verbraucherberatung fördern.“*

→ Einen weiteren Schritt hat die VZB im Jahr 2019 
bei der Modernisierung ihres Beratungsstellennetzes 
gemacht: So eröffnete sie im August 2019 gemeinsam 
mit dem Verbraucherschutzminister sowie dem Frank-
furter Oberbürgermeister die neue Beratungsstelle mit 
Deutsch-Polnischem Verbraucherinformationszentrum.  
Am neuen modernen und einladenden Standort in der 
Karl-Marx-Straße 179-180 in Frankfurt (Oder) steht den 
Bürgern das gesamte Beratungsspektrum der VZB mit 
erweiterten Öffnungszeiten und barrierefreiem Zugang 
zur Verfügung. ●

Feierliche Eröffnung des neuen Beratungszentrums 
in Frankfurt (Oder) 

* Zusammenhalt, Nachhaltigkeit, Sicherheit. Gemeinsamer Koaliti-
onsvertrag von SPD, CDU und BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 2019, Zeilen 
4066 ff., https://www.brandenburg.de/media/bb1.a.3780.de/
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 → Januar
 9.1.  Start der Online-Terminbuchung auf verbraucherzentrale-brandenburg.de/terminbuchung

 10.1.  MdB Schüle (SPD) zu Besuch bei der VZB

 18.-27.1.  Infostand zur Kennzeichnung von Lebensmitteln auf der Internationalen Grünen Woche  
  gemeinschaftlich mit den anderen Verbraucherzentralen

 23.1.  VZB präsentiert Bundesministerin Klöckner das Digimobil auf der  
  Internationalen Grünen Woche in Berlin

 24.1.  Parlamentarischer Staatsekretär beim Bundesministerium für Ernährung und  
  Landwirtschaft Stübgen sowie MdB Steineke (beide CDU) besuchen Digimobil

 → Februar
 6.2.  Das Digimobil startet in Wittenberge im Beisein von Verbraucherschutzminister Ludwig  
  und Bürgermeister Hermann

 9.2.  Safer Internet Day: Gemeinsame Infostände und Video der Brandenburger Polizei  
  sowie der VZB zu Fake-Shops

 20.2.  Workshop zu Kinderernährung und zu Ernährungsfragen des Alltags für und  
  mit Migranten inklusive Dolmetscher in Rathenow

 23.2.  VZB mit Digimobil zu Gast bei der Landesdelegiertenkonferenz der GRÜNEN  
  in Fürstenwalde (Spree)

 26.2.  VZB startet zum Semesterbeginn mit neuen Vorträgen an den Volkshochschulen

 → März
 4.3.  Cottbuser Oberbürgermeister Kelch besucht Potsdamer Beratungszentrum der VZB

 8.3.  VZB übergibt den Maßnahmenkatalog zur Unterstützung der Schulen bei der  
  Umsetzung von Verbraucherbildung an Bildungsministerin Ernst

 11.3.  Das Verbraucherschutzministerium zeichnet mit der VZB eine Vereinbarung für 2019-2022 / 
   Vorstellung der Arbeit des deutsch-polnischen Verbraucherinformationszentrums   
  der VZB vor der Arbeitsgemeinschaft Wirtschaftlicher Verbraucherschutz der Länder /  
  Vortragsreihe „Auskommen mit dem Einkommen“ 2019 startet

 15.3.  Weltverbrauchertag: Verbraucherzentrale verteilt „Tool-Tüten“ mit digitalen Alltagshelfern  
  an Verbraucher

 28.3.  Schülerfirmentag in Potsdam: VZB führt Workshops zu Trendgetränken,  
  Energydrinks und anderen Durstlöschern durch

 → April
 10.4.  Seminar für Kitaerzieher: Ernährungsbildung im Kita-Alltag, ergänzt mit verschiedenen  
  Praxis-Workshops in Brandenburg an der Havel

 15.4.  VZB veröffentlicht ihre zwölf Forderungen zur Landtagswahl:  
  verbraucherzentrale-brandenburg.de/wahl-2019

 → Mai
 9.5.  Gespräch der VZB mit Google zu Anzeigen unseriöser Anbieter

 22.5.  Medienfit Lehrkräftefortbildung der Verbraucherzentrale in Potsdam zum Thema  
  Urheberrecht, Datenschutz in sozialen Medien

 23.5.  Vorstellung der VZB auf dem Campusfest von Uni und FH Potsdam

 → Juni
 5.6.  Medienfit Lehrkräftefortbildung der Verbraucherzentrale zum Thema E-Commerce  
  und Nachhaltigkeit am Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg (LISUM)

 10.6.  Präventionstag der Polizeidirektion West in Brandenburg an der Havel:  
  VZB unterstützt mit Vortrag und Infostand zu Lebensmittelauswahl

2
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 14.6.  Seniorentag im Sterncenter Potsdam: VZB informiert zu Lebensmittelverschwendung  
  und deren Vermeidung

 19.6.  Mitgliederversammlung der VZB. Zu Gast: Zwei Polizist*innen des LKA, die zu  
  Delikten rund um das Thema Cyber-Kriminalität berichten

 20.6.  MdB Steineke (CDU) besucht VZB zum Problemfeld Inkasso

 → Juli
 3.7.  VZB übergibt Verbraucherschutzministerium ihren Jahresbericht 2018/19

 25.7.  VZB stellt ihre neue mehrsprachige Infothek für Migranten vor:  
  verbraucherzentrale-brandenburg.de/infothek

 → August 
 5.8.  Verbraucherpolitisches Gespräch mit MdL Fischer (SPD) in Königs Wusterhausen

 6.8.  MdL Prof. Schierack und Dr. Bialas besuchen Beratungszentrum Cottbus,  
  VZB übergibt den CDU-Kandidaten ihren verbraucherpolitischen Forderungskatalog 

 14.8.  Eröffnung des neuen Beratungszentrums in Frankfurt (Oder) /  
  Landtags-Kandidat Dombrowski (CDU) besucht Beratungsstelle Rathenow

 17.8.  Trinken in der Schule – VZB führt Lehrkräftefortbildung zum Start des Unterrichtsmaterials  
  im Waldsolarheim Eberswalde durch

 18.8.  Tag der offenen Tür im Bundeslandwirtschaftsministerium in Berlin:  
  Information zu Superfood und Nahrungsergänzungsmitteln mit digitalem Fragentool und Quizrad 

 19.8.  Landtags-Kandidatin Poschmann (SPD) besucht Beratungsstelle Rathenow

 20.8.  Landtags-Kandidatin Kircheis (SPD) besucht Beratungszentrum Cottbus, Vorstellung des  
  geplanten Projektes „Verbraucher stärken im Quartier“ 

 23.8.  VZB wirbt mit dem Digimobil vor Ort in Lübben bei Bürgermeister Kolan und  
  Landtags-Kandidat Raschke (GRÜNE) für einen Einsatz auch im Süden Brandenburgs

 24.8.  VZB auf dem Stadtfest Falkensee, Besuch der Landtags-Kandidatinnen Richstein (CDU)  
  sowie Jesse (SPD)

 26.8.  Landtags-Kandidat Görke (DIE LINKE) besucht VZB

 27.8.  Fachtag für Pädagogen am LISUM in Ludwigsfelde: Weiterbildungsangebote der  
  Verbraucherzentrale im Bereich Lebensmittel und Ernährung

 30.8.  Online-Terminbuchung bei der VZB nun auch auf Polnisch und Englisch möglich 

 31.8.  Parkfest im Optikpark Rathenow: mit Digimobil, Ampelcheck zu Zucker- und Fettfallen  
  in Lebensmitteln und Besuche durch Politiker vor der Wahl

 → September 
 ab 1.9.  Aufgrund vieler Betroffener: VZB bietet Gruppenberatungen zu den  
  Kündigungen der Sparkasse Spree-Neiße

 22.9.  Umweltfest in Potsdam: VZB bietet Infostand mit Quiz zu Zuckerverstecken in Lebensmitteln /  
  VZB beim Tag der Regionen in Brandenburg an der Havel: „Klimaschutz schmeckt“ 

 26.9.  Angebote der VZB im Rahmen der Bildungswoche in Eberswalde: Rechtsberatung für Migranten in  
  Kooperation mit dem Deutsch-Café und Vortrag zu Lebensmittelkennzeichnung

 → Oktober
 23.10.  VZB beteiligt sich an Veranstaltungsreihe „Suchtkino“ zum Thema „Alkohol in Lebensmitteln“  
  in Eberswalde 

 25.10.  Gemeinsame Aktion mit der Polizei auf dem Wochenmarkt in Oranienburg zum  
  Tag des Einbruchschutzes, Aufklärung zu Schlüsseldiensten

 28.10.  VZB geht online mit Infoportal zur Vorsorge im Alter und bei Krankheit:  
  verbraucherzentrale-brandenburg.de/gewappnet-fuer

 29.10.  VZB führt Fortbildung beim Fachtag „Medienkompetenz stärkt Brandenburg“ durch
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 → November
13./14.11.  VZB-Belegschaft informiert sich vor Ort in Warschau über Institutionen  
  und Instrumente des Verbraucherschutzes in Polen

 21.11.  VZB informiert beim Medientag in Forst in Kooperation  
  mit der Polizei Brandenburg 

 → Dezember
 5.12.  Medienfit-Lehrkräftefortbildung der Verbraucherzentrale zum Thema „Fake News“

 10.12.  VZB führt bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht in  
  Frankfurt/Main Spitzengespräch zum Problemfeld Prämiensparverträge/Sparkassen

 → Januar
 17.-26.1.  Infostand zu Nahrungsergänzungsmitteln und Superfood auf der Internationalen  
  Grünen Woche gemeinschaftlich mit den anderen Verbraucherzentralen

 18.1.  VZB nimmt an Sitzung des Landeselternrates teil, um gemeinsame Aktivitäten im  
  Bildungsbereich zu planen

 23.1.  Medienfit-Lehrkräftefortbildung der Verbraucherzentrale zum Thema E-Commerce  
  und Nachhaltigkeit am LISUM

 30.1.  Neue Verbraucherschutzministerin Nonnemacher und Staatssekretärin  
  Heyer-Stuffer treffen VZB-Geschäftsführer

 31.1.  VZB gewinnt Klage gegen Netto Markendiscount wegen irreführender Kennzeichnung 

 → Februar
 11.2.  Safer-Internet-Day in FFO, Vortrag: „Neue Bezahlsysteme im Netz – Was ist zu beachten?“

 14.2.  Besuch der VZB durch den neuen Staatssekretär im Brandenburger  
  Ministerium des Innern und für Kommunales Kandt

 → März  
 2.3.  Kursangebot „Auskommen mit dem Einkommen“ beginnt

 15.3.  VZB wird 30 Jahre alt

 16.3.  VZB schließt vorübergehend ihre Beratungsstellen auf Grund der 
  Corona-Krise und baut ihr telefonisches Beratungsangebot stark aus

 → April 
 24.4.  Die VZB wirkt an der ersten Folge des Podcasts „Verbraucherzentrale – Hörbar!“ mit  
  und erweitert damit ihr Angebot für Verbraucher und Medienvertreter um Audio-Inhalte

 → Mai
 15.5.  Landtag debattiert und verabschiedet den Antrag der Koalitionsfraktionen   
  „30 Jahre Verbraucherschutz in Brandenburg – Eine starke Verbraucherpolitik  
  ist wichtiger denn je!“ 

 25.5.  VZB veröffentlicht Legal-Tech-Anwendung zu Verbraucherrechten in Corona-Zeiten:  
  corona-vertrags-check.de

 → Juni
 19.6.  VZB bietet ab sofort Web-Seminare zu aktuellen Themen an:  
  verbraucherzentrale-brandenburg.de/verstaltungen/online 

 24.6.  VZB-Mitgliederversammlung findet erstmals online statt,  
  die Wahl zum neuen Vorstand erfolgt postalisch ●
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→ Bereits 2017 gab es erste Verbraucherbeschwer-
den über eine Firma, die unter dem Namen Saftoase 
teure Bio-Säfte an der Haustür vorrangig an sehr be-
tagte Senioren verkaufte. Der Saftoase gelang es, Ver-
träge häufig zu Gesamtpreisen von mehreren Tausend 
Euro pro Verbraucher abzuschließen, mit für private 
Verbraucher völlig absurden Saft-Mengen. Noch vor 
Ort wurde eine sofortige Zahlung per Zahlung mit PIN 
veranlasst. Obwohl die Verbraucherzentrale Betroffe-
ne beim rechtzeitigen Widerruf unterstützte, zahlte die 
Firma die bereits gezahlten Kaufpreise nicht zurück. 
Häufig kam es nach Widerruf auch zu keiner Lieferung. 
Die Verbraucher waren also doppelt geleimt: keine 
Ware und kein Geld. Zwar verschwand die Saftoase im 
Laufe des Jahres 2018, 2019 durchlief sie dann ein In-
solvenzverfahren. Jedoch gründete der Geschäftsfüh-
rer eine weitere Firma: die Organic Superfruits GmbH. 
Mit neuem Namen und in neuem Gewand schloss der 
alte Geschäftsführer der Saftoase nahtlos an seine al-
ten unseriösen Geschäfte an. 

Ein besonders dreister Fall ereignete sich im September 
2019: Ein älteres Paar bekam nach eigenen Angaben 
Besuch von einem Vertreter an der Haustür. Dieser ver-
sprach ihnen einen Gewinn, der direkt auf das Konto an-
gewiesen werden sollte. Dafür mussten die Betroffenen 
ihre PIN in das mitgebrachte Lesegerät eingeben. Bei 
dieser Gelegenheit wurden ohne das Wissen der Betrof-
fenen jeweils 2.000 Euro abgebucht. Für nichts. Es gab 
keine Vertragsunterlagen, auch keinen Gewinn. Dass 
es sich hier um den alten Bekannten der VZB handelte, 
wurde erst auf dem Kontoauszug offenbar: Abbuchen-
der war die Organic Superfruits GmbH. Nach mehreren 
ergebnislosen Versuchen der Verbraucherzentrale, den 
Fall mit der Firma außergerichtlich zu klären, entschloss 
sich die VZB, einen der betroffenen Verbraucher auf dem 
Gerichtsweg zu unterstützen. Denn die vorrangig älte-
ren Betroffenen hatten den Klageweg in diesen Fällen 
aus Scham, Überforderung oder auch wegen des hohen 
Aufwands bislang gescheut. Die VZB trat vor dem Amts-
gericht direkt für den Kläger auf und gewann den Pro-
zess für den Verbraucher. Es erging ein Versäumnisurteil 
gegen das Unternehmen. Anfang 2020 untersagte das 
zuständige Gewerbeamt der Organic Superfruits GmbH 
jede gewerbliche Tätigkeit. 

Die Verbraucherzentrale rät grundsätzlich, bei Ge-
schäften an der Haustür vorsichtig zu sein und sich 
nicht zu ungewollten Käufen überreden zu lassen. Zwar 
haben Verbraucher in der Theorie ein Widerrufsrecht – 
hat man es aber mit unseriösen Geschäftemachern zu 
tun, nützt dieses auch nur begrenzt. 

→ Es gibt viele weitere unseriöse Maschen: So flat-
terten verstärkt im Sommer 2019 Verbrauchern unseri-
öse Inkassoschreiben ins Haus. Den Schreiben gemein 
war, dass es sich um fiktive Forderungen handelte – 
und dass das geforderte Geld ins Ausland überwiesen 
werden sollte. Wenn Inkassounternehmen Überwei-
sungen auf ausländische Konten fordern, erkennbar 
an der IBAN auf dem Überweisungsträger, handelt es 
sich in der Regel um Betrug. Die VZB veröffentlichte 
eine Schwarzliste Inkasso mit den bekannten unse-
riösen IBANs: verbraucherzentrale-brandenburg.de/
schwarzliste-inkasso

→ Auf der Suche nach seriösen Schädlingsbekämp-
fern wiederum sollten Verbraucher vor allem auf Orts-
nähe achten. Gute Zeichen, dass es sich um einen 
solventen Anbieter handelt, sind ein ortsnahes und 
glaubhaftes Impressum auf der Webseite und eine 
Festnetznummer. Warum das wichtig ist? Weil die Ver-
braucherzentrale im Jahr 2019 immer wieder die Erfah-
rung machte, dass Betrüger das Schädlings-Geschäft 
für sich entdeckt haben. Die Masche ist bekannt von 
unseriösen Schlüsseldiensten: Per Werbeanzeige auf 
Suchmaschinen werben Betrüger für ihre vermeintlich 
lokalen Dienste. Sobald sie dann den Ort des Gesche-
hens erreicht haben (zugefallene Tür oder neu: Wes-
pennest am Schlafzimmerfenster), kümmern sie sich 
zwar weitgehend – jedoch häufig unkonventionell – 
um das Problem, stellen aber horrende Anfahrtspau-
schalen, Einsatz von Spezialwerkzeugen und weitere 
Aufschläge in Rechnung, zahlbar sofort. Ist das Geld 
einmal bezahlt, hat der Verbraucher erfahrungsgemäß 
kaum eine Chance es zurückzuerhalten. Daher emp-
fiehlt die Verbraucherzentrale, sich vor Beauftragung 
eingehend zu informieren. Ein zusätzliches Problem 
bei unseriösen Schädlingsbekämpfern: Das Umsiedeln 
oder Töten wildlebender Wespen ist grundsätzlich ver-
boten und kann je nach Wespenart teuer werden. Die 

ALLGEMEINES VERBRAUCHERRECHT

Ob unseriöse Schädlingsbekämpfer, Fake-Inkassoschreiben oder vermeintlich ortsansässige Handwerker,  
die ungeheure Anfahrtspauschalen in Rechnung stellten – Abzocker hatten auch im Berichtszeitraum  
wieder Konjunktur. Besonders dreist war ein alter Bekannter der Verbraucherzentrale, der teure Bio-Säfte an 
Verbraucher verkaufte. Anfang 2020 wurde dem Unternehmen nun offiziell das Gewerbe untersagt.
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Verbraucherzentrale rät, sich vor der Beauftragung 
eines Dienstleisters bei der zuständigen unteren Na-
turschutzbehörde nach erlaubten Maßnahmen zu er-
kundigen. ●

REISERECHT

Dass die Brandenburger gerne reisen, wurde zu Beginn 
der weltweiten Corona-Krise nochmal deutlich. Die 
meisten Beratungsanfragen drehten sich um Verbrau-
cherrechte bei Stornierung und Nicht-Antritt wegen des 
neuartigen Virus. Bereits vor dem Ausnahmezustand 
gab es Erschütterungen im Reisesektor: Die Pleite des 
Touristikkonzerns Thomas Cook führte vor Augen, dass 
der Verbraucherschutz im Reisebereich nicht ausreicht.

→ Ob Thomas Cook, Neckermann Reisen, Öger Tours, 
Air Marin oder Bucher Reisen: Wer bei einem dieser 
Thomas Cook-Unternehmen seinen Urlaub gebucht 
hatte, erhielt im Sommer 2019 schlechte Nachrichten 
– der Konzern meldete Insolvenz an und sagte alle ge-
buchten Reisen für 2019 und 2020 ab. 

Diese Krise zeigte exemplarisch zwei Probleme, für 
deren Lösung die Verbraucherzentrale sich seit Jahren 
einsetzt: die Ungleichbehandlung von Pauschal- und 
Individualreisenden sowie die zu niedrigen Versiche-
rungssummen bei Insolvenz. Grundsätzlich waren 
Pauschalreisende, also Menschen, die mehrere Reise-
bestandteile wie Flug, Hotel oder Mietwagen als Paket 
gebucht hatten, bei der Pleite von Thomas Cook bes-
sergestellt als Individualreisende, die zum Beispiel 
nur einen Flug gebucht hatten. Denn jeder Pauschalrei-
severanstalter muss über eine Insolvenzabsicherung 
verfügen und diese durch einen Sicherungsschein 
nachweisen. Als Thomas Cook die Reisen absagte, 
hätte der Insolvenzabsicherer sämtliche Zahlungen 
der Pauschalreisenden erstatten müssen. Individual-
reisende dagegen tragen das Insolvenzrisiko komplett 
selbst. Doch es stellte sich schnell heraus, dass nicht 
nur Individualreisende, sondern auch Pauschalurlau-
ber und letztendlich alle Steuerzahler das Nachsehen 
haben würden. Denn mit 110 Millionen Euro, einem De-
ckel, der als Lobbyerfolg der Tourismus- und Versiche-
rungsbranche gelten kann, war die versicherte Summe 
viel geringer als die Gesamtkosten der betroffenen 
Pauschalreisen. Letztendlich sagte die Bundesregie-
rung zu, für den Ausfall der geschädigten Verbraucher 
aufzukommen. Somit haften die Steuerzahler nun kol-
lektiv für die Haftungsbegrenzung auf 110 Millionen 

Euro, obwohl klar war, dass diese im Falle einer Groß-
veranstalter-Pleite niemals ausreichen würde. 

Auch wenn hier erheblicher politischer Handlungs-
bedarf besteht, für den sich die Verbraucherzentrale 
weiterhin einsetzen wird – gegen die Corona-Krise 
mutet die Thomas-Cook-Pleite wie aus anderen Zei-
ten an. Bedingt durch Ausgangsbeschränkungen und 
weltweite Reisewarnungen konnten die Brandenburger 
ihre geplanten Osterurlaube 2020 nicht antreten, ge-
plante Reisen im Sommer sind zumindest von starken 
Einschränkungen betroffen. Streitpunkt ist häufig die 
Erstattung des bereits (an)gezahlten Reisepreises. Die-
ser muss, wenn der Reisende auf Grund einer gelten-
den Reisewarnung seine Buchung nicht wahrnehmen 
kann oder wenn der Veranstalter Flug beziehungswei-
se Reise wegen Corona absagt, unverzüglich erstattet 
werden. Jedoch versuchen einige Reiseveranstalter 
und Airlines, ihre Kunden mit Gutscheinen abzuspei-
sen. Weiterhin stellt sich für Verbraucher vor Beginn 
der Sommersaison die Frage, ob sie weitere Anzahlun-
gen für Reisen leisten sollten, die fällig werden. Sofern 
für den Reisezeitpunkt (noch) keine Reisewarnung 
existiert, sind Verbraucher eventuell dazu verpflichtet, 
obwohl nicht absehbar ist, ob diese Reisen stattfinden 
werden – und ob die Veranstalter dann noch existieren. 
In der Krise zeigt sich somit ein weiteres Problem der 
Reisebranche, das den Verbraucher hart trifft: dass die 
gesamte Branche auf Vorkasse ausgelegt ist und fast 
wie ein „Schneeballsystem“ strukturiert ist. Eine ab-
schließende Bewertung aus Verbrauchersicht wird erst 
nach der Krise möglich sein. ●

„Good News: dank Verbraucherschutz 
und der Kollegen haben wir die volle 
Flugpreissumme zurück bekommen – 

ist schon überwiesen worden.  
Danke und liebe Grüße“

#verbrauchersagendanke
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→ Das Geschäftsmodell Ticketbörse stand nicht nur 
zu Weihnachten im Fokus. Zahlreiche Verbraucher be-
schwerten sich bei der VZB über Online-Ticketbörsen 
wie Viagogo oder Ticketbande. Häufig monierten sie 
die viel höheren Preisen als bei der direkten Bestel-
lung über den Veranstalter oder auch, dass sie die Ti-
ckets nicht einmal erhielten beziehungsweise es sich 
sogar um gefälschte Tickets handelte. Das Problem für 
Verbraucher: Viagogo ist kein Ticket-Verkaufsportal,  
sondern nur eine Ticketbörse. Der Anbieter vermittelt 
nach eigenen Angaben nur zwischen Käufern und pri-

vaten Verkäufern. Der Käufer trägt das Risiko, dass das 
Ticket nicht geliefert wird oder die Preise höher sind als 
bei direkter Bestellung beim Veranstalter. Die Verbrau-
cherzentrale rät daher für den Ticketkauf bei regulär 
ausverkauften Veranstaltungen, transparente Portale 
zu nutzen, in denen Privatpersonen aus dem eigenen 
Wohnumfeld Tickets anbieten. Dies hat den Vorteil, 
dass der direkte Austausch von Geld und Ticket mög-
lich ist. Doch Vorsicht bei personalisierten Tickets. 

→ Das Geschäftsmodell Video-on-Demand erfreut 
sich wachsender Beliebtheit. Dass sich damit auch 
unseriöse Geschäfte machen lassen, beweisen Abzo-
cker, die hinter Portalen wie guckflix.de, streamaso.de 
oder streamdas.de stehen. Sie werben damit, dass 
Nutzer nach einer Registrierung fünf Tage kostenlos Vi-
deos streamen können. Oft informieren die Webseiten 
jedoch nicht darüber, dass dieses anschließend auto-
matisch in ein kostenpflichtiges Jahresabo übergeht. 
Nach der Registrierung erhalten die Verbraucher dann 
plötzlich hohe Rechnungen. Einige berichten sogar, die 
Webseiten zwar besucht, aber keinerlei Daten einge-
geben oder die Registrierung abgebrochen zu haben. 
Zudem funktioniere das Streaming häufig nicht. Um 
sich gegen diese Forderungen zu wehren, stellte die 
VZB Musterbriefe bereit, mit denen Betroffene der For-
derung widersprechen konnten.

→ Legal-Tech-Tools bietet die Verbraucherzentrale 
nicht nur selbst an (siehe Kapitel Wirtschaftlicher Ver-
braucherschutz), sie setzte sich im Berichtszeitraum 
auch kritisch mit der Wahrung von Verbraucherrechten 
bei diesen Diensten auseinander. So veröffentlichte 
die VZB im November 2019 einen Artikel in der Fach-
zeitschrift ReThinking Law: „Legal Tech: Auf dem Weg 
zu mehr Verbraucherschutz – Ein Kommentar aus der 
Praxis“. Quintessenz: Meist ist weniger die bislang 
noch nicht sehr stark regulierte Legal-Tech-Szene 
für Verbraucher problematisch. Viele Dienste kosten 
zwar Geld und „spezialisieren“ sich auf Rechtsfälle, 
in denen ebensolches zu verdienen ist, stellen aber 
durchaus hilfreiche Tools für die Durchsetzung von 
Verbraucherrechten bereit. Vielmehr problematisch 
sind Unternehmen, die systematisch Verbraucherrech-

DIGITALE WELT, TELEKOMMUNIKATION UND RUNDFUNK

Überteuerte Online-Ticket-Börsen, unseriöse Streaming-Portale und unzulässige Preiserhöhungen beim Telefon-
vertrag waren nur einige der Probleme, mit denen Verbraucher im Berichtszeitraum konfrontiert waren. Die VZB 
beriet, klärte auf und setzte Verbraucherrechte durch. Spannend waren die Entwicklungen für Verbraucher im 
Bereich Legal Tech. Weiterhin gefragt war die Beratung zum Rundfunkbeitrag. 

„Hiermit möchte ich mich recht herzlich be-
danken für Ihre Bemühungen. Am 18.10.2019 
erhielten wir eine Gutschrift [vom Anbieter, 

Anm. der Redaktion]“ 
#verbrauchersagendanke
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te verletzen. Diese Unternehmen erfüllen eindeutig 
bestehende Ansprüche der Verbraucher nicht, setzen 
sich gegen diese zur Wehr oder ignorieren Beschwer-
den gänzlich. Würden die Unternehmen die Rechte der 
Verbraucher nicht systematisch verletzen, so müssten 
Verbraucher ihre Ansprüche erst gar nicht aufwändig 
prüfen und beispielsweise über Legal-Tech-Anbieter 
durchsetzen. Viel konsequenter als Legal-Tech-An-
gebote sollten daher Unternehmer verfolgt werden, 
die sich nicht an verbraucherschützende Regelungen 
halten. Insofern plädiert die VZB dafür, die öffentliche 
Aufmerksamkeit für das Thema dazu zu nutzen, die 
Überwachung der eigentlichen Problemverursacher im 
Sinne des Verbraucherschutzes zu stärken – anstatt 
das symptomatische Entstehen von Legal-Tech-Diens-
ten zu regulieren. 

→ Die Verbraucherzentrale warnte nicht nur und 
klärte auf. Sie verfolgte Rechtsbrüche auch auf dem 
gerichtlichen Weg, um Verbraucher zu schützen. So 
reichte sie Klage gegen die Tele Columbus AG ein, da 
verschiedene regionale Anbieter der Tele Columbus 
Gruppe Anfang 2019 ihre Tarife für diverse Internet-, 
Festnetz- und TV-Verträge der Dachmarke PYUR er-
höhten. Die Kunden erhielten kein Widerspruchs- oder 
Sonderkündigungsrecht, da die Erhöhungen im verein-
barten Rahmen liegen würde. Die Verbraucherschützer 
halten die zugrundeliegende Klausel in den Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen, die Tele Columbus vorgibt 
und mit der eine einseitige Preiserhöhung von bis zu 
fünf Prozent vermeintlich möglich ist, für unzulässig. 
Bei Beträgen von ein bis zwei Euro monatlich lohnt es 
sich für einzelne Verbraucher nicht, ihre Rechte gegen-
über Tele Columbus durchzufechten. Aber in der Summe 
geht es dennoch um viel Geld. Zunächst hatte die VZB 
den Konzern daher im Frühjahr 2019 abgemahnt. Da er 
sich nicht einsichtig zeigte, hat sie Ende 2019 Klage  
eingereicht. 

Klage eingereicht hat die VZB im Februar 2020 auch 
gegen die Primastrom GmbH. Das Unternehmen, das 
Energie- sowie Telekommunikationsverträge verkauft, 
hatte sich bei Vertragsgesprächen an der Haustür ein 
Beiblatt mit der Überschrift „Wir wollen Ihr Vertrauen 
stärken!“ unterschreiben lassen. Darin hieß es bei-
spielsweise, dass der beratende Vertriebspartner 
sich nicht als Mitarbeiter eines anderen Telekommu-
nikationsunternehmens oder der Verbraucherzentrale 
vorgestellt habe oder aber der Vertriebspartner nicht 
behauptet hätte, dass es beim bisherigen Anbieter des 
Verbrauchers Schwierigkeiten in der Versorgung gäbe. 
Zudem sollten Verbraucher mit Geburtsdatum vor dem 

01.01.1935 durch Unterschrift des Beiblattes ihre Ge-
schäftsfähigkeit bestätigen. Nach Ansicht der VZB ist 
dieses Vorgehen nicht rechtens.

Die Verbraucherzentrale setzte ihr Beratungs- und In-
formationsangebot zum Rundfunkbeitrag fort. Einen 
Nachfrageschwerpunkt stellte wie schon im Vorjahr 
der Umgang mit dem Rundfunkbeitrag bei Zweit- be-
ziehungsweise Nebenwohnungen dar. Auslöser dafür 
war ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahr 2018. Ein Dauerbrenner blieb aber auch die Nach-
frage nach Befreiungsmöglichkeiten. ●

Aus dem Beratungsalltag von... 

Dr. Katarzyna Guzenda, 
Deutsch-Polnisches 
Verbraucherinformationszentrum

„Probleme beim Online-Shopping sind häufig für 
Verbraucher noch komplizierter zu lösen, wenn es 
sich um grenzüberschreitende Einkäufe handelt. 
Denn hier prallen unterschiedliche Sprachen und 
unterschiedliche Rechtssysteme aufeinander. So 
hatte ein deutscher Verbraucher online bei einem 
polnischen Händler ein Ersatzteil für sein Auto 
gekauft. Nach Erhalt der Ware erwies sich, dass 
das Teil mit dem Auto nicht kompatibel war, und 
der Verbraucher sendete es zurück. Der polnische 
Händler wollte den Widerruf nicht akzeptieren, 
da die Ware vom Verbraucher ausgepackt worden 
war. In dieser Situation war der Verbraucher im 
Recht, allerdings behauptete der Händler das Ge-
genteil. Erst, als ich die Rechtsvertretung des Ver-
brauchers gegenüber dem Verkäufer übernahm, 
erstattete der Händler den Kaufpreis zurück.“
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→ Durch Verbraucherbeschwerden spürten die 
Marktwächterexperten der Verbraucherzentrale Bran-
denburg mehrere Verstöße gegen das gesetzlich fest-
gelegte Widerrufsrecht im Online-Handel auf. Drei 
Anbieter mahnte das Team ab, weil sie das Recht ih-
rer Kunden, gekaufte Waren innerhalb von 14 Tagen 
zurückzugeben, auf unzulässige Weise beschränkt 
hatten. Die Abmahnungen zeigten Erfolg: Alle drei 
Online-Händler haben die fraglichen Passagen in ihren 
Webshops korrigiert.

Beispiel eins: Ein Online-Schuhhändler erstattete 
nach dem Widerruf lediglich den Artikelpreis, nicht 
jedoch die Lieferkosten – eine klare Verletzung der 
Käuferrechte. Beispiel zwei: Ein Anbieter von Büro- 
und Elektroartikeln stellte einen Tablet-PC als versie-
gelten Artikel dar, dessen Kauf nach dem Öffnen der 
Verpackung nicht mehr zu widerrufen sei. Der Händler 
bezog sich dabei auf die Regelung, nach der versiegel-
te Datenträger vom Widerrufsrecht ausgeschlossen 
sind, damit die Daten vor der Rückgabe einfach kopiert 
werden. Ein Tablet-PC mit seinem Betriebssystem fällt 
jedoch nicht unter diese Ausnahme-Regelung. Beispiel 
drei: Ein Online-Händler für Motorradzubehör inter-
pretierte eine andere Ausnahme vom Widerrufsrecht 
kreativ. Dabei handelt es sich um den Ausschluss des 
Widerrufsrechts bei Ware, die so individuell an die 
persönlichen Bedürfnisse des Kunden angepasst wur-
de, dass sie nicht wiederverkäuflich ist. Der Anbieter 
stufte jedoch selbst Artikel als „angepasst“ ein, die 
lediglich zum Zeitpunkt der Bestellung nicht in seinem 
Lager verfügbar waren, die er also erst ordern musste. 
Dass solche Artikel nicht individualisiert und definitiv 
wiederverkäuflich sind, versteht sich von selbst.

→ Einen weiteren Schwerpunkt legte das Marktwäch-
ter-Team auf die Offenlegung eines höchst fragwürdigen 
Geschäftsmodells, nachdem bundesweit mehrere Ver-
braucherbeschwerden zu Online-Shops wie lieblings-
mensch.com, lieblings-deals.de, deintierschmuck.de 
oder deinschmuckladen.com im Frühwarnnetzwerk 
eingegangen waren. Auf den ersten Blick machten 
solche Shops ihren Kunden ein großzügiges Angebot: 
Verschiedene Produkte wurden „im Rahmen eines Aus-

verkaufs“ oder nur „heute“ kostenlos angeboten, der 
Käufer sollte lediglich die Versand- und Logistikkosten 
übernehmen. Obwohl die Händler bei jedem Artikel auf 
„100% Kundenzufriedenheit mit 14-Tage Geld-zurück-
Garantie“ verwiesen, beschwerten sich Verbraucher, 
dass sie trotz Stornierung der Bestellung Mahnungen 
mit hohen Gebühren für ausstehende Versandkosten 
erhalten hätten, dass die Ware nicht angekommen 
oder der Widerruf einer Bestellung laut Händler erst 
nach Bezahlung und Erhalt der Ware möglich gewesen 
sei. Das Marktwächter-Team führte daraufhin auf zwei 
der Seiten Testkäufe durch. Zwar erhielten die Test-
käufer ihre „Kostenlos“-Angebote, beide bestellten 
Uhren hielten qualitativ jedoch bei Weitem nicht, was 
die durchgestrichenen Website-Preise von 89,99 Euro 
und 69,99 Euro suggerierten. Ein Blick ins Netz bestä-
tigte den Eindruck: Dieselben Uhrenmodelle wurden in 
anderen Shops für jeweils unter fünf Euro angeboten.

→ Das Projekt Marktwächter Digitale Welt ist ein 
Frühwarnsystem, mit dem der Verbraucherzentrale 
Bundesverband (vzbv) und die Verbraucherzentralen 
den digitalen Markt aus Perspektive der Verbraucher 
beobachteten und analysierten. Grundlage für diese 
Arbeit waren Verbraucherbeschwerden, empirische 
Untersuchungen und ein Onlineportal. Der Markt-
wächter Digitale Welt setzte sich aus fünf Schwer-
punktverbraucherzentralen zusammen, die jeweils ein 
Handlungsfeld des digitalen Marktes näher untersuch-
ten: Neben Bayern (Digitale Dienstleistungen), Nord-
rhein-Westfalen (Nutzergenerierte Inhalte), Rheinland 
Pfalz (Digitale Güter) und Schleswig Holstein (Tele-
kommunikationsdienstleistungen) waren die Verbrau-
cherschützer aus Brandenburg bundesweit für den 
digitalen Wareneinkauf zuständig. Das Projekt, geför-
dert durch das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, lief Ende des Jahres 2019 aus. ●

DER MARKTWÄCHTER DIGITALE WELT

Im Online-Handel gilt grundsätzlich ein gesetzliches Widerrufsrecht von 14 Tagen. Das hält findige Unternehmer 
nicht davon ab, dieses Verbraucherrecht kreativ zu beschränken. Die Digitalen Marktwächter der VZB mahnten 
mehrere solcher Beispiele unseriösen Geschäftemachens erfolgreich ab. Zudem nahmen sie vermeintliche 
Kostenlos-Schnäppchen in den Fokus. Das bundesweite Leuchtturmprojekt lief zum Jahresende 2019 aus.  

16 | Der Marktwächter Digitale Welt



→ Im Jahr 2019 stand vor allem die Bayerische Ener-
gieversorgungsgesellschaft mbH (BEV) im Vorder-
grund. Zunächst fielen fragwürdige Geschäftsgebaren 
auf, von denen Verbraucher berichteten: drastische 
Preiserhöhungen, verspätete Abrechnungen, Verzö-
gerungen bei den Auszahlungen von Guthaben. Kurz 
darauf folgte die Insolvenz des Anbieters – die Be-
schwerden nahmen nicht ab. Zum Beispiel berichteten 
ehemalige Kunden, im Rahmen der Schlussrechnung 
eine Zahlungsaufforderung erhalten zu haben, in der 
die Boni nicht berücksichtigt wurden. Viele Abrech-
nungen waren schlicht falsch. Da der Anbieter nicht 
nur in Brandenburg, sondern bundesweit Verträge ge-
schlossen hatte, und nun deutschlandweit Menschen 
mit fehlerhaften Rechnungen des Insolvenzverwalters 
konfrontiert wurden, initiierte der Verbraucherzentrale 
Bundesverband eine Musterfeststellungsklage gegen 
den Insolvenzverwalter.

→ Neben der BEV-Insolvenz und Klassikern wie Pro-
blemen beim Anbieterwechsel oder fehlerhaften Ab-
rechnungen waren untergeschobene Energieverträge 
– telefonisch sowie an der Haustür – ein besonderes 
Ärgernis der Verbraucher in Brandenburg. Hauptpro- 
blem aus Verbrauchersicht: Der Wechsel des Strom- 
oder Gasanbieters kann von Dritten bereits mit wenigen 
Informationen in die Wege geleitet werden. Dazu reichen 
beispielsweise Name, Adresse sowie die Nummer des 
Strom- oder Gaszählers. Eigentlich soll diese Regelung 
Verbrauchern helfen, schnell und unkompliziert ihren 
Energieversorger zu wechseln. Jedoch können auf die-
sem Weg auch Dritte unerwünschte Wechselprozesse 
einleiten. Die VZB half Verbrauchern, aus den ungewoll-
ten Verträgen wieder herauszukommen. Besser ist es, 
Fallen unseriöser Vertreter direkt zu vermeiden: Fragen 
Besucher an der Haustür oder Anrufer unter einem Vor-
wand persönliche Daten und sogar die Zählernummer 
ab, ist es ratsam, das Gespräch zu beenden.

Der deutsche Fernwärmemarkt besteht aus hunder-
ten lokalen Monopolen, die den Verbrauchern die 
Energiepreise diktieren. Auch in Brandenburg, einem 
Bundesland mit besonders hohem Anteil an Fernwär-
meversorgung, beschweren sich Verbraucher über 

die unübersichtliche Preispolitik der Anbieter. Daher 
fordert die VZB mehr Transparenz und eine Veröffent-
lichungspflicht für Preisregelungen und Preislisten. Da-
rüber hinaus muss der Anschluss- und Benutzerzwang 
aufgegeben werden. 

→ Neben Beratung zu Energierechtsthemen bot die 
VZB weiterhin Energiesparberatung an – diese wird  
bundesweit durch das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie gefördert. Zusätzlich zu der per-
sönlichen Beratung in den Beratungsstellen und 
verschiedenen Energie-Checks direkt bei den Ratsu-
chenden zu Hause führte die VZB verstärkt Vorträge zu 
energetischen Themen durch. Dabei waren die Volks-
hochschulen des Landes wichtige Kooperationspart-
ner. 

Besonderer Nachfrage erfreute sich der Eignungs-
Check Solar, bei denen sich Eigenheimbesitzer einen 
Überblick verschaffen können, ob es sinnvoll ist, auf 
ihrem Haus solare Energie zu nutzen. 

Die Energieberater waren zum Beispiel bei Umwelt-
festen, Baumessen und anderen öffentlichen Ver-
anstaltungen vor Ort, um umfassend über Wege und 
Möglichkeiten der Energieeinsparung aufzuklären. Am 
Digimobil informierten sie gemeinsam mit der Polizei 
rund um Maßnahmen zum Einbruchschutz und zur 
energetischen Modernisierung des Eigenheims – sol-
che Arbeiten lassen sich nämlich besonders sinnvoll in 
Kombination durchführen. ●

ENERGIE 

Die Pleite eines Energieversorgers, untergeschobene Verträge an der Haustür und Fernwärmemonopole – die 
VZB unterstützte Verbraucher bei mannigfaltigen Problemen im Energierecht. Überdies bot sie auch weiterhin 
ein umfangreiches Beratungsangebot zum Energiesparen.
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→ Tütensuppen mit Tierfiguren, Raviolini oder Quet-
schies – der Markt bietet eine Vielzahl an fertigen 
Mittagsgerichten und herzhaften Snacks speziell für 
Kinder. Diese Angebote versprechen eine bequeme, be-
darfs- und altersgerechte Ernährung von Kindern. Aber 
halten sie diese Versprechen? Die VZB überprüfte im  
Jahr 2019 stichprobenartig 40 verschiedene Produkte 
auf ihre Eignung als Mittagessen für Kinder bis sechs 
Jahre, 16 Komplettgerichte sowie 24 Beilagen und herz-
hafte Snacks. Das Fazit: Mittagsgerichte für die Kleinen 
bis drei Jahren sind in ihrer Zusammensetzung zwar  
nicht  zu beanstanden, denn sie müssen rechtliche Vor- 
gaben einhalten. Allerdings sind sie überflüssig, weil  
Kinder ab dem ersten Lebensjahr am normalen 

Familienessen teilnehmen können. Sie benötigen kei-
ne Extra-Würste in Form von speziellen Kinderlebens-
mitteln. 

Die getesteten Lebensmittel für ältere Kinder sind 
hingegen hauptsächlich ungesund: Dinosnacks, Tü-
tensuppen und Co. enthalten zu viel an Kalorien oder 
Salz für den Kinderbedarf. Manch ein Snack ist dabei 
noch mit vielen Vitaminen angereichert, um ihn am 
Ende gesünder aussehen zu lassen, als er tatsächlich 
ist. Gleichzeitig fanden die Verbraucherschützer häu-
fig Prozentangaben zum Tagesbedarf an Energie oder 
anderen Nährwerten auf den Verpackungen. Diese 
bezogen sich immer auf einen durchschnittlichen Er-
wachsenen. Dementsprechend führen sie bei Kinder-
produkten in die Irre, da Kinder beispielsweise deutlich 
weniger Kalorien, Salz et cetera benötigen.
 
Im bundesweiten Verbund mit den anderen Verbrau-
cherzentralen stellte die Kennzeichnung von Fleisch ei-
nen Schwerpunkt der Arbeit dar. So überprüften sie in 
einer bundesweiten Stichprobe, mit welchen Aussagen 
zur Tierhaltung Produzenten Fleisch in Supermärkten 
und Discountern bewerben. Dabei gab es nur vereinzelt 
nachvollziehbare Werbeaussagen für Tierschutzstan-
dards. Die Menge an Labeln und Werbebotschaften er-
schwert vielmehr die Orientierung beim Einkauf. 

In einer weiteren Stichprobe überprüften die Verbrau-
cherzentralen das Fleischangebot von Supermärkten 
und Discountern in den einzelnen Haltungsstufen von 
Stallhaltung bis zum Bio-Sortiment. Im April 2019 hat-
ten sich acht Handelsunternehmen auf eine einheit-
liche Kennzeichnung mit dem Siegel „Haltungsform“ 
geeinigt. Das Ergebnis der Untersuchung: Sowohl Pro-
dukte mit der neuen als auch mit der alten Haltungs-
kennzeichnung wurden angeboten – von Verlässlichkeit 
keine Spur. Fleisch aus besseren Haltungsbedingungen 
macht mit weniger als zehn Prozent am Gesamtangebot 
einen zu geringen Anteil aus. Hier müssen die Anbieter 
nachbessern.

LEBENSMITTEL UND ERNÄHRUNG

Fertiggerichte für Kinder sind mit Vorsicht zu genießen, so ein aktueller Marktcheck der VZB. Auch auf dem 
Prüfstand: die Kennzeichnung von Fleisch in Verbindung mit Tierhaltung und Tierwohl. Ohne zu viel vorweg 
nehmen zu wollen: Der Netto Marken-Discount bildete auf der Verpackung Schweine im Freilandidyll ab, 
daneben fand sich das Siegel mit der schlechtesten Haltungsform. Kennzeichnung ungenügend.  
Den Fall brachte die VZB bis vor Gericht.

Unterrichtsmaterial der Verbraucherzentrale zum Trinken 
in der Schule
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Damit Verbraucher wissen, unter welchen Bedingungen 
die Tiere gehalten wurden, ist nicht nur ein eindeuti-
ges Siegel nötig – auch darf die Packungsgestaltung 
natürlich nichts Gegenteiliges suggerieren. Wie der 
Netto Marken-Discount es auf einigen seiner Fleisch-
verpackungen handhabte, fiel vor Gericht durch. Die 
VZB erzielte gegen den Discounter im Januar 2020 ein 
Urteil wegen irreführender Kennzeichnung. Die Super-
marktkette hatte nämlich ein Foto von Schweinen auf 
grüner Wiese neben das Tierhaltungskennzeichen mit 
der niedrigsten Stufe 1 gedruckt, das für Stallhaltung 
steht. Nach dem Urteil muss Netto die irreführende Ab-
bildung nun entfernen.

Einen vierjährigen Themenschwerpunkt schlossen die 
Verbraucherzentralen im Jahr 2019 ab: Seit 2016 haben 
sie das Internetportal klartext-nahrungsergänzung.de  
aufgebaut, das seit Portalstart über 6,3 Millionen 
Seitenzugriffe erzielte. Darauf informierten die Ver-
braucherzentralen zu Sinn und Unsinn von Nahrungs- 
ergänzungsmitteln mit Fachartikeln über Vitamintab-
letten, Pflanzenextrakte oder Anti-Aging-Produkte, An-
wendungsgebiete und verschiedene Zielgruppen wie 
Senioren oder Schwangere. Schwerpunkt waren au-
ßerdem die Warnung vor konkreten Risiken der Mittel 
und unseriösen Vertriebswegen sowie rechtlichen Be-
stimmungen. Unter den mehr als 2.000 Anfragen und 
Beschwerden auf dem Webportal waren Produkte mit 
„Botanicals“ (einem Mix aus verschiedenen Pflanzen-
stoffen) sowie Abnehmpillen besonders gefragt.

Für die Ernährungsbildung im Land Brandenburg erar-
beitete die VZB umfangreiches Unterrichtsmaterial zum 
Trinkbedarf und zur Getränkeauswahl für den Einsatz 
in Grundschulen. Nur wenn Kindern regelmäßig trinken, 
können sie ihre Konzentration über den Schultag auf-
rechterhalten. Hierbei kommt es nicht nur auf das Wie-
viel, sondern auch auf geeignete Durstlöscher an. Eine 
der spielerischen Aufgaben, dem eigenen Trinkverhal-
ten auf die Spur zu kommen, ist die Anfertigung eines 
Trinkprotokolls, das die Kinder einen Tag lang führen. In 
einem anderen Schwerpunkt sind sie Zuckerverstecken 
in Getränken auf der Spur und können mit Hilfe des Am-
pel-Checks schließlich ihre mitgebrachten Pausenge-
tränke oder Beispiele aus dem Supermarkt bewerten.

Auch außerschulisch schrieb die VZB Bildung und Be-
ratung groß: 2019 erreichte sie über 5.300 Verbrau-
cher und Multiplikatoren mit mehr als 180 Workshops, 
Seminaren, Gruppenvorträgen und Schulungen für 
Lehrkräfte und Erzieher, an Info-Ständen sowie über 
Einzelberatungen. Themenschwerpunkte waren Inhalt-

stoffe in Fertiggerichten, Lebensmittelkennzeichnung 
und Vermeidung von Lebensmittelverschwendung, 
Zucker- und Fettfallen in Kinderlebensmitteln sowie Er-
nährungstrends, zum Beispiel vegetarische und vegane 
Ernährungsformen. 

Weitere Informationen der VZB für Verbraucher verbrei-
teten Medien in zahlreichen Online- und Print-Veröf-
fentlichungen. So zum Beispiel zum neuen Food-Trend 
Insekten essen und deren Nährwerten, zu Zusatzstof-
fen auf mariniertem Grillfleisch, zu Lebensmittelprei-
sen, Sparen in der Grenzregion zu Polen sowie einer 
neuen farblichen Nährwertkennzeichnung. ●

Lebensmittel und Ernährung | 19



„Ich möchte mich auf diesem Weg  
bedanken für die kompetente und  
umfassende Beratung zum Thema  

Lebensversicherung am heutigen Tag.“ 
#verbrauchersagendanke

→ Die Sparkasse Märkisch-Oderland war die unrühm-
liche Erste im Land Brandenburg, die massenweise gut 
verzinste Altverträge kündigte, es folgten – mit unter-
schiedlichen Ausprägungen – die Sparkassen Spree-
Neiße, Oder-Spree, Ostprignitz-Ruppin, Elbe-Elster, 
und Barnim. Nach Ansicht der Verbraucherzentrale ist 
dies längst nicht immer rechtens. Auch der Bundesge-
richtshof hat in seinem Urteil vom 14. Mai 2019 nicht 
generell erlaubt, dass Sparkassen kündigen dürfen, 
sondern nur in ganz bestimmten Fällen. Die VZB stell-
te daher auf verbraucherzentrale-brandenburg.de/
sparkassen Musterbriefe für die unterschiedlichen 
Vertragskonstellationen bereit, mit denen sich Ver-
braucher wehren konnten.

Zudem ging die VZB am Beispiel der Sparkasse Mär-
kisch-Oderland der Frage nach, wie es bei einer Anstalt 
öffentlichen Rechts mit öffentlichem Auftrag und Poli-
tikern im Aufsichtsrat zu solchen Massenkündigungen 
kommen konnte – Medienberichten zufolge wurden 
zunächst rund 3.000 Verträge gekündigt. Dazu stellte 

sie auf Basis des Brandenburger Akteneinsichts- und 
Informationszugangsgesetzes einen Antrag auf Akten-
einsicht beim Verwaltungsrat der Sparkasse. Diesen 
lehnte die Sparkasse ab, obwohl sie eine Anstalt öf-
fentlichen Rechts ist. Deswegen hat die VZB im April 
2019 Klage beim Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder) 
eingereicht. Auch im Rahmen der Landtagswahl und 
darüber hinaus setzte sich die VZB dafür ein, dass sich 
die Sparkassen als öffentliche Institutionen und mit 
politischen Mandatsträgern in ihren Gremien auf ihre 
Aufgabe besinnen, das Sparen und die Vermögensbil-
dung der Bürger zu fördern.

Die Prüfung der gekündigten Verträge förderte ein wei-
teres Ärgernis zu Tage: die Zinsanpassungsklauseln. 
Grundsätzlich müssen Verträge mit variablen Zinsen 
eine Anpassungsklausel enthalten, die festlegt, nach 
welchen Kriterien sich der Zins verändert. So weit, so 
gut. Nach Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 
(BGH) sind solche Klauseln allerdings nur dann zuläs-
sig, wenn sie transparent sind. Der VZB liegt bis jetzt 
keine einzige nachvollziehbare Zinsanpassungsklau-
sel aus Altverträgen der brandenburgischen Sparkas-
sen vor. Zum Beispiel lautet eine Klausel bei vielen 
Sparkassen „Die Spareinlage wird zur Zeit mit XX % 
verzinst.“ Die Sparkassen wussten, dass dies nicht 
ausreicht und formulierten intern nach eigenem Ermes-
sen eigene Klauseln, die meist jetzt erst auf Nachfrage 
der Kunden bekannt werden und für Altverträge seit 
2005/2006 gelten sollen. Diese gestalten sich ähnlich 
intransparent wie die folgende Klausel der Sparkasse 
Märkisch-Oderland. Da heißt es bei Verträgen mit einer 
Laufzeit von 1.188 Monaten (99 Jahren): 
 
„Die Zinsanpassung richtet sich nach einer Verände-
rung des Referenzzinssatzes. Dieser Referenzzinssatz 
ist der erstmals am 30.12.2005 ermittelte gewichtete 
und auf zwei Nachkommastellen kaufmännisch ge-
rundete Wert. Der Referenzzinssatz ist das gewich-
tete Mittel aus dem gleitenden Durchschnitt des 
3-Monatszinses (15%), dem gleitenden Durchschnitt 
des 1-Jahreszinses (10%), dem gleitenden Durch-
schnitt des 5-Jahreszinses (25%) und dem gleitenden 
Durchschnitt des 10-Jahreszinses (50%), jeweils be-

FINANZEN UND VERSICHERUNGEN

Dauerbrenner waren auch im Berichtszeitraum weitere fragwürdige Kündigungen von Prämiensparverträgen 
durch Sparkassen. Hinzu kamen massenweise intransparente Zinsklauseln und dadurch offensichtlich zu wenig 
gezahlte Sparzinsen. Weitere Aufreger: Totalverluste bei Erwerb von Kryptowährungen, Änderungen beim 
Online-Banking und vermeintlich schufafreie Kreditkarten.
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zogen auf Monatsultimowerte. Die Entwicklung des 
Referenzzinssatzes wird die Sparkasse regelmäßig 
zum letzten Bankarbeitstag des Quartals überprüfen. 
Hat sich zu diesem Zeitpunkt der Referenzzinssatz 
gegenüber seinem maßgeblichen Wert bei Vertrags-
abschluss bzw. der letzten Zinsanpassung verändert, 
sinkt oder steigt der Sparzins um ebenso viele Pro-
zentpunkte mit Wirkung zum 15. Kalendertag des Fol-
gequartals.“ 
 
Konnten Sie folgen? Die VZB hat diese Zinsanpassungs-
klausel im Sommer 2019 abgemahnt, denn solche  
Klauseln sind unverständlich und deshalb nach An-
sicht der Verbraucherzentrale unwirksam. Zusätzlich 
besteht die Gefahr, dass Banken nach eigenem Ermes-
sen zu geringe Zinsen berechnen, die der Langfristig-
keit dieser Verträge nicht entsprechen. Nach Ansicht 
der VZB wurden in den meisten Fällen Zinsen massiv 
zu Ungunsten von Kunden berechnet. Um Betroffene 
zu unterstützen, schuf sie im Jahr 2019 ein neues Bera-
tungsmodul – die Prüfung der Zinsanpassung. Bei den 
ersten 225 überprüften Verträgen kommen die Exper-
ten auf rund 1,2 Millionen Euro, die die Geldinstitute 
ihren Kunden zu wenig gezahlt haben. Das macht im 
Durchschnitt deutlich über 5.000 Euro an nachzuzah-
lenden Zinsen pro Vertrag. Die VZB wird sich weiterhin 
für ein rechtskonformes und verbraucherfreundliches 
Verhalten der Sparkassen einsetzen – mit Hilfe-zur-
Selbsthilfe, außergerichtlicher Rechtsvertretung, Ab-
mahnungen, Klagen und verbraucherpolitischer Arbeit.

Und was beschäftigte Verbraucher und VZB im Zu-
sammenhang mit Finanzen und Versicherungen sonst 
noch? Zum Beispiel gibt es immer wieder Offerten aus-
ländischer Onlineplattformen zum angeblichen Erwerb 
von Kryptowährungen. Hier droht regelmäßig der Total-
verlust. Zum 18. September 2019 wurde die Zwei-Fak-
tor-Authentifizierung beim Onlinebanking eingeführt. 
Diese Änderung, die eigentlich zu mehr Sicherheit füh-
ren sollte, hatten einige Banken nicht im Griff. Die VZB 
unterstützte Kunden, die tage- bis wochenlang keinen 
Kontozugriff hatten. Auch hohe Kosten für im Internet 
ungewollt bestellte Prepaid-Kreditkarten sind wieder 
aufgefallen. In den Werbeversprechen auf einschlä-
gigen Websites heißt es zum Beispiel „Ohne Schufa”, 
„Sofortkredit” oder „100% Zuteilungssicher”. Doch 
anstelle des Kredits erhalten Verbraucher bestenfalls 
nur eine Prepaid-Kreditkarte, die man selbst mit Geld 
„aufladen“ muss. Dafür oder für nutzloses Papier in der 
Post werden hohe Nachnahmegebühren oder Rechnun-
gen fällig. Die VZB beriet Verbraucher und informierte 
regelmäßig in den Medien. ●

Aus dem Beratungsalltag von... 

Daniela Hofmann, 
Beratungszentrum Cottbus

„Mit Problemen rund um Telefon und Internet 
habe ich täglich zu tun. Häufig ist mangelnder 
Kundenservice ein großes Problem, das für viele 
Verbraucher teuer wird. Ein exemplarischer Fall 
betraf eine Cottbuserin, die innerhalb der Stadt 
umgezogen war. Einige Zeit zuvor hatte sie einen 
Telefon- und Internetvertrag mit einem monatli-
chen Rabatt für Neukunden geschlossen. Diesen 
wollte sie unverändert an den neuen Wohnort 
mitnehmen, denn dort bot der Anbieter technisch 
genau den gleichen Anschluss. Trotzdem teilte 
ihr der Kundenservice des Anbieters mit, dass ein 
Umzug zu den alten Konditionen nicht möglich 
sei. Die Verbraucherin verlor ihren Neukunden-
rabatt – der monatliche Preis für Telefon und In-
ternet verdoppelte sich somit. Zum Glück kam die 
Verbraucherin in die Beratung: Ich prüfte den Fall 
und wies den Anbieter auf seine Pflicht hin, bei ei-
nem Umzug die vertraglich geschuldete Leistung 
an dem neuen Wohnsitz des Verbrauchers ohne 
Änderung der vereinbarten Vertragslaufzeit und 
der sonstigsten Vertragsinhalte zu erbringen. Der 
Anbieter lenkte daraufhin ein und richtete den Ra-
batt wieder ein.“
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AUSKOMMEN MIT DEM  
EINKOMMEN

Wer seinen Haushalt im Griff hat, kann durch vorteil-
hafte Verträge und Investitionen Geld sparen. Um diese 
praxisnahen Tipps Familien näherzubringen, führte die 
VZB die Kursreihe „Auskommen mit dem Einkommen“ 
wieder an verschiedenen Orten in Brandenburg durch.

→ Rund 50 Seminare an zehn Veranstaltungsorten mit 
über 650 Teilnehmenden: Das ist die Bilanz der Kurs-
reihe im Jahr 2019. In je fünf Veranstaltungen zu den 
Themen Haushaltsplanung, Telefon und Internet, Ener-
gie sparen, Konto und Versicherungen sowie gesunde 
Ernährung lernten die Teilnehmenden, ihr Haushalts-
budget zu planen, Kostenfallen zu identifizieren sowie 
günstig und gut einzukaufen.

Zum Nachschlagen des Gelernten erhielten sie die in 
einfacher Sprache verfasste Begleitbroschüre „Schlaue 
Spartipps für Familien“, die die VZB im Jahr 2019 umfas-
send überarbeitete. ●

22 | Auskommen mit dem Einkommen



→ Dienstleistungen im Bereich der 24-Stunden-Be-
treuung haben sich in den letzten 15 Jahren zu einer 
wichtigen Säule der häuslichen Versorgung etabliert. 
Für Verbraucher ist es eine große Herausforderung, 
zwischen Betreuungskraft und Vermittlungsagentur 
eigene Rechte und Pflichten zu kennen und Risiken 
vorzubeugen. Eine legale Rund-um-die-Uhr-Betreuung 
durch nur eine Person ist nämlich – entgegen dem, 
was Vermittlungsagenturen mit ihrer Bewerbung der 
24-Stunden-Betreuung suggerieren – rechtlich nicht 
möglich. Die Verbraucherzentralen Berlin, Nordrhein-
Westfalen und Brandenburg klären im Rahmen des 
Projekts daher Pflegebedürftige und ihre Angehörigen 
über ihre Rechte auf.

Dazu starteten sie im März 2019 ein bundesweites 
Infotelefon zur Aufklärung von betroffenen Verbrau-
chern, das an drei Tagen pro Woche geschaltet ist. Die 
Verbraucherzentrale Brandenburg ist im Verbund für 
die Organisation des gemeinsamen Angebotes verant-
wortlich. Im Jahr 2019 gingen alleine zu diesem spezi-
ellen Thema 660 Anrufe ein. Fazit daraus: Verbraucher 
kennen ihre Rechte gegenüber den Anbietern von Be-
treuungsleistungen nicht ausreichend. So setzen Ver-
mittlungsagenturen oft rechtlich fragwürdige Verträge 
auf, die Verbraucher benachteiligen. Weitere Informa-
tionen stellen die Verbraucherzentralen auch auf ihrem 
Webportal pflegevertraege.de bereit.

Für mehr Verbraucherschutz im grauen Pflegemarkt 
sorgen nicht nur aufgeklärte(re) Verbraucher, es be-
darf ebenso einer problembewussten und lösungsori-
entierten Diskussion in Politik und Gesellschaft. Die 
VZB lud daher im Dezember 2019 zum Dialogforum: 
„Alles völlig legal?! Wie sicher ist die 24-Stunden-Be-
treuung für Pflegebedürftige?“. Hier diskutierten rund 
60 Vertreter von Bundes- und Landesministerien, Kran-
kenkassen, Gewerkschaften, Zoll, Hochschulen, Bera-
tungsstellen, Verbänden und Vereinen sowie weitere 
Pflegeexperten ausgewählte rechtliche Probleme der 
häuslichen 24-Stunden-Betreuung durch ausländische 
Betreuungskräfte. Insbesondere arbeitsrechtliche und 
sozialrechtliche Aspekte der Beschäftigung im Privat-
haushalt standen im Fokus. 

Das Projekt „Verbraucherschutz im grauen Pflege-
markt stärken“, läuft bis November 2020 und wird ge-
fördert durch das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz. ●

VERBRAUCHERSCHUTZ IM GRAUEN PFLEGEMARKT

Wer Betreuung für seine Angehörigen sucht, stößt schnell auf Angebote zur häuslichen „24-Stunden-Betreuung”. 
Häufig vermitteln Agenturen hier Arbeitskräfte aus Osteuropa. Rechtlich befindet man sich allerdings schnell in 
einer Grauzone. Hilfe für Betroffene bietet ein Projekt der VZB und weiterer Verbraucherzentralen. 

„Ich bedanke mich für die  
hervorragende Beratung. Der Hilfsdienst  

hat sich bei uns entschuldigt.“ 
#verbrauchersagendanke
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WIRTSCHAFTLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ

Unter der Federführung der Verbraucherzentrale Brandenburg hat das bundesweite Projekt Wirtschaftlicher 
Verbraucherschutz (WVS) das Angebot an interaktiven Online-Informationen erheblich ausgeweitet. Damit 
erhalten Verbraucher mit wenigen Klicks für sie passende rechtliche Erstinformationen – eine wertvolle Ergän-
zung zu den persönlichen Beratungsangeboten der Verbraucherzentralen, auch und vor allem in Krisenzeiten. 

→ Verbraucher, die ihren Handyvertrag kündigen 
möchten oder zum Beispiel während der Corona-Krise 
unsicher sind, ob sie den Vertrag für ihr Fitnessstudio 
weiterhin bezahlen müssen, haben eines gemeinsam: 
Sie suchen inzwischen fast immer online nach Infor-
mationen. Und weil rechtliche Fragen manchmal ganz 
schön komplex sind und Verbraucher selten Zeit und 
Lust haben, sich allabendlich in juristische Lektüre zu 
vertiefen, bietet das WVS-Projekt unter der Federfüh-
rung der VZB eine Vielzahl an Informationsmaterialien 
interaktiv aufbereitet an. 

Zum Beispiel Corona: Wer einen Fitnessstudiovertrag 
hat, eine Hochzeit mit Location, DJ und Catering ge-
plant (und gebucht) hat, oder teure Festival-Tickets für 
den Sommer 2020 besitzt, fragt sich in der Corona-Zeit, 
wie die rechtliche Lage aussieht. Kann man stornieren, 
sein Geld oder (nur) Gutscheine zurückerhalten? Hierfür 
hat die VZB eine Legal-Tech-Anwendung entwickelt, mit 
der betroffene Verbraucher ihre individuelle Rechtslage 
mit wenigen Klicks ermitteln können: corona-vertrags-
check.de

Unter der Federführung Brandenburgs hat das WVS-Pro-
jekt damit begonnen, den beliebtesten Online-Service 
der Verbraucherzentralen, die Musterbriefe, interaktiv 

zu gestalten. Rund um das Thema Digitales können Ver-
braucher sich bereits seit November 2019 individuell 
zugeschnittene Musterbriefe zu Vertragskündigungen 
oder Widersprüchen generieren. Und auch das erste 
interaktiv umgesetzte Angebot ist nach wie vor beliebt: 
der inkasso-check.de, mit Erstinformationen und Mus-
terbriefen rund um Inkassoforderungen, verzeichnete 
allein während des Jahres 2019 fast 60.000 vollständig 
durchgeführte Checks.

Das Projekt „Wirtschaftlicher Verbraucherschutz“ wird 
durch das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz gefördert. ●

Aus dem Beratungsalltag von... 

Martina Roggenkamp, 
Beratungsstelle Oranienburg

„Manchmal ist Helfen ganz einfach: Zu mir in die Bera-
tung kam ein Ehepaar, das bei einem Vertreterbesuch 
ein Elektromobil für Senioren gekauft hatte. Nachdem 
die Ware geliefert und die rund 4.000 Euro bezahlt 
worden waren, erkannten die Verbraucher, dass die 
Batterie nicht herausnehmbar und nur vom Gerät aus 
ladbar war. Dazu fehlte in ihrem gemieteten Haus al-
lerdings die Möglichkeit. Die Senioren setzten sich 
telefonisch mit dem Anbieter in Verbindung, dieser 

schickte den Vertreter nochmal, allerdings 14 Tage 
nach Lieferung der Ware. Der Vertreter fand vor Ort 
auch keine Lösung, also widerriefen die Verbraucher 
den Vertrag. Zu spät, schriebt der Anbieter – die Wi-
derrufsfrist sei vorbei. 

Ich prüfte die Vertragsunterlagen und stellte fest, 
dass die Widerrufsbelehrung des Anbieters fehlerhaft 
war. Und in solchen Fällen gilt ein verlängertes Wider-
rufsrecht. Also setzte ich ein kurzes Schreiben an den 
Anbieter auf, das ich den beiden Verbrauchern mit-
gab. Nur wenig später erhielt ich Post von den beiden, 
in der sie sich herzlich bedankten. Die Rückgabe des 
Seniorenfahrzeugs hatte dann doch noch schnell und 
unkompliziert geklappt.“
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GRENZÜBERSCHREITENDER VERBRAUCHERSCHUTZ

Das Deutsch-Polnische Verbraucherinformationszentrum (VIZ) der VZB als Musterbeispiel grenz- 
überschreitender Verständigung: 2019 stand neben der Beratung deutscher und polnischer Verbraucher  
auch bei politischen Aktivitäten das Verbindende im Fokus. Die Corona-Zeit lehrt, dieses trotz temporärer  
Grenzschließungen zu bewahren.

→ Polen ist ein bedeutendes Nachbarland für die 
Bundesrepublik und insbesondere für Brandenburg. 
Die Zusammenarbeit mit den polnischen Nachbarn hat 
Verfassungsrang (Artikel 2 der Verfassung des Landes 
Brandenburg). Der größte Teil der in Brandenburg le-
benden Ausländer ist polnischer Herkunft. 

So initiierte die VZB einen Erfahrungsaustausch, um 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu stär-
ken und die Organisation des Verbraucherschutzes 
im Nachbarland vor Ort zu erleben. Im November 2019 
besuchten alle Mitarbeiter der VZB ihre polnische 
Partnerorganisation Federacja Konsumentów, das 
polnische Wettbewerbs- und Verbraucherschutzamt 
(UOKiK) sowie das Europäische Verbraucherzentrums 
in Warschau (ECK) und das Amt für elektronische Kom-
munikation (UKE). Die Studienfahrt wurde im Rahmen 
des Projekts „Grenzüberschreitender Verbraucher-
schutz Deutschland–Polen: Erfahrungsaustausch und 
Ideenentwicklung“ realisiert und durch den Klein-Pro-
jekte-Fonds des INTERREG V A-Programms gefördert. 
Ein Gegenbesuch der polnischen Kollegen in Potsdam 
ist geplant.

Zu mehreren Gelegenheiten stellte die VZB außer-
dem ihr Erfolgsmodell „VIZ“ vor. Zum Beispiel in der  
26. Sitzung der AG Wirtschaftlicher Verbraucherschutz 
im März 2019, an der die Referenten der Verbraucher-
schutzministerien aller Länder und des Bundes teilnah-
men, oder in der 29. Sitzung der Deutsch-Polnischen 
Regierungskommission für regionale und grenznahe 
Zusammenarbeit im September 2019, bei der das VIZ 
als Musterbeispiel für die grenzüberschreitende Bera-
tung entlang der deutsch-polnischen Grenze hervorge-
hoben wurde.

Weiterhin führte das VIZ Ende 2019 eine Preisver-
gleichs-Studie von Waren beiderseits der Oder durch. 
Ist Benzin in Polen wirklich günstiger? Wie verhält es 
sich mit Lebensmitteln und Drogerieartikeln? Fazit der 
Verbraucherschützer: Wer vergleicht, kann in manchen 
Produktkategorien durchaus sparen. Je nach Entfer-
nung von der Grenze können Fahrtkosten die Ersparnis 
jedoch gleich wieder auffressen. 

Nicht zu kurz kam natürlich die Beratung und Unter-
stützung von deutschen und polnischen Verbrauchern 
bei grenzüberschreitenden Fragen und Problemen – 
seit Sommer 2019 in neuen barrierefreien Räumlich-
keiten in Frankfurt (Oder) zusammen mit den Kollegen 
des „normalen“ Beratungszentrums (s. Kapitel Zahlen, 
Trends und Meilensteine). Besonders nachgefragt sei-
tens deutscher Verbraucher waren Beratungen zum 
Einkaufen online sowie vor Ort, zu Lieferung und Re-
klamation von Handwerkerleistungen, zu Reisen sowie 
Betreuungskräften aus Polen. ●

 „Ich habe das Geld vom polnischen Verkäufer
auf meinem Konto! ich möchte mich für ihre Hilfe
bedanken. Ohne Sie wäre das gar nicht möglich

gewesen. Die beiden Sprachen und der Behörden-
kram… Ich wünsche Ihnen alles Gute“

#verbrauchersagendanke

Grenzüberschreitender Verbraucherschutz | 25



DAS DIGIMOBIL

Seit Februar 2019 ist das Digimobil im Brandenburger Norden mit Verbraucherberatung per Videochat unter-
wegs. Und das mit Erfolg: Nutzer des Beratungsbusses vergaben Spitzennoten und auch eine Repräsentativ-
befragung zeigt, dass die Zufriedenheit der Menschen mit Verbraucherinformation seit Start des Digimobils 
gestiegen ist. Daran will die VZB anknüpfen und wirbt für ein Digimobil auch im Süden des Landes.

→ Ende Januar 2019 präsentierte die VZB gemeinsam 
mit Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner im 
Rahmen der Internationalen Grünen Woche in Berlin ihr 
neues Digimobil erstmals der breiten Öffentlichkeit. 
Weiter ging es mit dem Auftakt „im Feld“ am 6. Februar 
in Wittenberge, es folgte eine Kennenlern-Tour zu allen 
18 Kommunen, in denen die Videochat-Beratung im Di-
gimobil angeboten werden sollte. Im April 2019 ging es 
dann richtig los mit der Beratung per Videochat auf den 
Marktplätzen im Brandenburger Norden sowie an zwei 
Standorten in Mecklenburg-Vorpommern.
 
Nach etwa einem halben Jahr evaluierten die Verbrau-
cherschützer dann erstmals ihr neues Angebot. Und 
die Ergebnisse bestätigten den positiven Eindruck, den 
sie von Ratsuchenden und Laufpublikum gewonnen 
hatten: So stellte eine Nutzerbefragung dem Angebot 
Bestnoten aus. Die Befragten zeigten sich mit Ser-
vice, Beratung, Optik und Gesamtangebot rundherum  
zufrieden (siehe Grafik).

Bundesministerin Julia Klöckner und VZB-Geschäftsführer
Dr. Christian A. Rumpke präsentieren das Digimobil
auf der Internationalen Grünen Woche in Berlin

→ Nutzerbefragung  laufend seit September  2019 mit persönlich übergebener Antwortkarte  
(„Porto zahlt Empfänger“) – 70 Rückmeldungen

POSITIVE RESONANZ DER NUTZER

Ø Punkte 
(max. 5) gar nicht ... sehr gut

Wie einladend finden Sie das  
Verbraucherzentrale-Digimobil ?

4,7

Wie angenehm empfinden Sie  
das Fahrzeug innen?

4,6

Wie kamen Sie mit der Technik klar  
(z. B. Videochat, Drucker, Kopierer, Scanner)?

4,7      
Wie zufrieden waren Sie mit der Beratung  
per Videochat?

4,9

Wie hat Ihnen der Service vor und nach  
der Beratung gefallen?

4,8

Wie beurteilen Sie das Angebot „Digimobil“ 
insgesamt?

4,8
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Innenansicht des Digimobils

Eine telefonische Repräsentativbefragung* im Okto-
ber 2019 im Brandenburger Norden zeigte, dass die 
Zufriedenheit der Menschen mit Verbraucherberatung 
und -information durch die VZB im Vergleich zur Vor-
Digimobil-Zeit um sieben Prozentpunkte gestiegen ist. 
Ebenfalls ein Ergebnis, das die Verbraucherschützer in 
ihrem Projekt bestärkt.

Nicht zuletzt wegen der positiven Resonanz hat die 
VZB vor, den Ansatz weiterzuverfolgen und wirbt für 
die Institutionalisierung des Pilotprojektes ab Ende 
2020 sowie die Anschaffung eines weiteren Digimobils 
für den ebenfalls ländlich geprägten Süden des Lan-
des. Mit dem Antrag der Koalitionsfraktionen „30 Jahre 
Verbraucherschutz in Brandenburg – Eine starke Ver-
braucherpolitik ist wichtiger denn je!“, der am 15. Mai 
2020 im Landtag debattiert und verabschiedet wurde, 
gelang ein bedeutender Schritt in diese Richtung. Denn 

mit diesem Antrag fordert der Landtag die Landesregie-
rung auf, ab 2021 ein weiteres Digimobil-Projekt für den 
Süden durchzuführen.

Die Idee zum Digimobil entstand aus dem Bestreben, 
allen Menschen in Brandenburgs ländlichen Räumen 
eine persönliche Verbraucherberatung zu ermögli-
chen. Das speziell entwickelte Fahrzeug besitzt eine 
Wartezone sowie einen separaten Beratungsbereich, 
in dem Ratsuchende passgenau mit dem richtigen Ex-
perten der Verbraucherzentrale per Videochat verbun-
den werden. Ausgestattet mit Drucker, Kopierer und 
Scanner ist auch das Versenden von Unterlagen mög-
lich. Technische Expertise ist zur Nutzung der Beratung 
aber keineswegs nötig: Eine Servicekraft am Fahrzeug 
weist in die Videochat-Beratung ein. Die Internetver-
bindung ist durch einen Spezial-Router selbst in den 
ländlichsten Gebieten jederzeit gewährleistet. 

Das Pilotprojekt wurde durch eine einmalige Förde-
rung in Höhe von 200.000 Euro durch das „Bundes-
programm Ländliche Entwicklung / Land.Digital“ des 
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 
sowie durch die Unterstützung des Brandenburger  
Verbraucherschutzministeriums ermöglicht. ●

*Telefonische Repräsentativbefragung durch Insa-Consulere im Feb-
ruar 2018 sowie Oktober 2019 (Stichprobe 505 bzw. 502 Personen aus 
dem Norden Brandenburgs)
→ Frage: Wie gut fühlen Sie sich als Verbraucher derzeit an Ihrem 

Wohnort bei Anliegen bezüglich Wareneinkauf, Vertragsschluss 

oder Dienstleistungen durch die Verbraucherzentrale Branden-

burg beraten/informiert? 
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VERBRAUCHERSCHUTZ FÜR GEFLÜCHTETE UND MIGRANTEN

Eine dreisprachige Online-Infothek, passgenaue Vorträge und Beratung mit Dolmetscher: Mit diesen Projekten 
stärkt die VZB Menschen aus Einwandererfamilien.

→ Bis Februar 2019 führte die VZB das Projekt „Ver-
braucherberatung für Geflüchtete“ durch. Dabei lag 
der Fokus auf der Stärkung von Geflüchteten als  
Verbraucher durch den Aufbau von Konsumkompeten-
zen. Unter anderem führten die Experten Informations-
veranstaltungen und Multiplikatorenschulungen durch 
und boten mehrsprachige Beratung mit der Hilfe von 
Telefondolmetschern. 

Das aktuelle Projekt „Verbraucherschutz für Migran-
tinnen und Migranten“ schließt daran an. Die Ver-
braucherschützer erweitern den Fokus und zielen nun 
auch auf die Stärkung von bereits länger in Deutsch-
land lebende Migranten. Der Schwerpunkt liegt auf 
den größten Migrantengruppen in Brandenburg. 
Dazu zählen unter anderem Polen, Russen und Syrer. 

Mehrsprachige Beratung, Vorträge und Schulungen 
sowie Infomaterialien in vielen Sprachen gehören 
zum Angebot. Herzstück des Projektes: Die Infothek, 
in der die VZB wichtige Fragen im Verbraucheralltag 
beantwortet – auf Deutsch, Polnisch und Englisch.  
Auf verbraucherzentrale-brandenburg.de/infothek er-
fahren Interessierte beispielsweise, wie man einen 
Fake-Shop erkennt, defekte Waren richtig reklamiert 
oder auf eine Inkasso-Forderung reagiert. 

Das Projekt wird gefördert durch das Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucher-
schutz des Landes Brandenburg. ●
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→ Ob Widerspruch gegen überhöhte Handy-Rechnun-
gen, Kündigung ungünstiger Internet- oder Fitnessstu-
dio-Verträge oder der Wechsel zu einem günstigeren 
Kontomodell – all das kann bares Geld sparen und ins-
besondere Menschen helfen, die mit geringen Mitteln 
wirtschaften müssen. Ebenfalls gewinnbringend: zu 
wissen, wie man Abzockmaschen im Alltag begegnet, 
nicht auf windige Verkäufer an der Haustür oder findige 
Werbe-Anrufer am Telefon hereinfällt und teure uner-
wünschte Verträge eingeht. 

Um diese Verbraucher präventiv zu informieren und de-
ren Konsum- und Finanzkompetenz zu stärken, führen 
die Verbraucherzentralen bundesweit das Projekt „Ver-
braucher stärken im Quartier“ durch. Als Brandenburger 
Quartier neu mit dabei: Cottbus-Sandow. Seit Novem-
ber 2019 baut die VZB dort ein regelmäßiges Informa-
tions- und Unterstützungsangebot auf. Dazu gehören 
zum Beispiel Veranstaltungen und Stadtteilfeste sowie 
eine offene Sprechstunde im Stadtteilladen Sandow. Im  
Fokus der Arbeit stehen Menschen mit Migrations- 
hintergrund und Sprach- beziehungsweise Verständ- 
nisschwierigkeiten, Senioren, Alleinerziehende, Lang- 
zeitarbeitslose und Sozialleistungsempfänger, Jugend- 
liche und junge Erwachsene sowie Menschen mit 
Beeinträchtigungen.

Im Angebot sind auch Präventionsveranstaltungen in 
Schulen, Seniorenheimen, Jugendeinrichtungen und 
Vereinen. So hat die VZB seit Projektbeginn bereits 
umfangreiche Kontakte zu Netzwerken im Stadtteil  
geknüpft und ihre Arbeit bei verschiedenen Instituti-
onen und Organisationen vorgestellt: unter anderem 
beim Jobcenter, der Jugendhilfe e. V., im Jugendhilfe-
Ausschuss und im Sozialausschuss der Stadt Cottbus, 
der Volkssolidarität, Herbstlaub e. V., Bürgerverein 
Sandow e. V., der Diakonie Niederlausitz und der Ca-
ritas.

Das bundesweite Projekt „Verbraucher stärken im Quar-
tier“ wird durch das Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat aus dem Programm „Soziale Stadt“ 
sowie durch das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz gefördert und ist Teil der ressort-
übergreifenden Strategie Soziale Stadt „Nachbarschaf-
ten stärken, miteinander im Quartier“.  ●

VERBRAUCHER STÄRKEN IM QUARTIER

Verbraucherschutz muss nah an den Menschen sein, um wirken zu können. Mit ihrem neuen Projekt bringt die 
VZB Information und Unterstützungsangebote nach Cottbus-Sandow.
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→ Verbraucherkompetenzen sind in allen Lebensbe-
reichen wichtig. Nachhaltigkeit, bewusste Ernährung, 
Finanzbildung und Konsum in der digitalen Welt sind 
nicht mehr voneinander zu trennen. In Bildungsein-
richtungen, in der Schule und der Projektarbeit geht 
es darum, Alltagswissen und Handlungskompetenz zu 
vermitteln. Es ist wichtig, Kinder und Jugendliche dabei 
zu unterstützen, frühzeitig ein Konsumbewusstsein zu 
entwickeln, Zusammenhänge zu erkennen und kritisch 
zu bewerten. Die VZB bot daher im Berichtszeitraum 
regelmäßig Fortbildungen für Pädagogen und Multipli-
katoren an. In den Veranstaltungen tauschten sich die 
Teilnehmenden über konkrete Praxisbeispiele aus. So 
konnten Folgen und Zusammenhänge von Konsumver-
halten rechtzeitig vermittelt, Fake News und versteckte 
Werbung in sozialen Netzwerken enttarnt und Daten- 
sowie Kostenfallen beim Online-Shopping und in Spie-
le-Apps sichtbar gemacht werden.

Ein Meilenstein auf dem Weg zu einer besser vernetzten 
Verbraucherbildung an Schulen ist der „Maßnahmenka-

talog zur Unterstützung der Schulen bei der Umsetzung 
der curricularen Anforderungen von Verbraucherbil-
dung“, den die VZB gemeinsam mit Vertretern des Bil-
dungs- und des Verbraucherschutzministeriums, der 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und für das 
Recht auf Akteneinsicht Brandenburg, der Universität 
Potsdam sowie der Vernetzungsstelle Schulverpfle-
gung Brandenburg erarbeitete. Im März 2019 präsen-
tierte sie diesen Bildungsministerin Ernst. 

Der Maßnahmenkatalog stellt neben den Rahmen-
bedingungen und Notwendigkeiten der schulischen 
Verbraucherbildung auch konkrete Maßnahmen der 
beteiligten Akteure dar. Die inhaltlichen Dimensionen 
von Verbraucherbildung – „Nachhaltigkeit“, „Finan-
zen, Marktgeschehen und Verbraucherrecht“, „Medien 
und Information“ sowie „Ernährung und Gesundheit“ 
– sollen möglichst gleichrangig und -wertig in den   
Unterricht einfließen. Dabei spielen Aspekte der Digi-
talisierung eine besondere und übergreifende Rolle. ●

VERBRAUCHERBILDUNG

Ein Klick, neue Klamotten, neue Schuhe, neues Smartphone. Alles ist jederzeit verfügbar. Bereits mit zehn 
Jahren haben Kinder ein Smartphone. Kinder und Jugendliche konsumieren täglich jede Menge Content. 
Influencer beschallen ihre Fangemeinde mit Produktwerbung. All dies macht unabhängige Verbraucherbildung 
an Schulen umso wichtiger. Auch dafür erarbeitete die VZB mit Partnern einen Maßnahmenkatalog zur Unter-
stützung der Schulen.

„Ich habe das Schreiben von Real Solution 
erhalten, worin sie mir mitteilen, dass das 

Verfahren gegen mich zurückgezogen wurde. 
Dafür möchte ich mich bei Ihnen ganz herzlich 

bedanken, da dadurch ein bisschen mehr  
Ruhe in mein Leben einzieht.“

#verbrauchersagendanke
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→ Ob es Fälle aus der Beratung vor Ort sind oder  
Unterlagen, die Verbraucher der VZB über ihre neue Be-
schwerde-Box auf verbraucherzentrale-brandenburg.de/ 
beschwerde-box zugeschickt haben: Die VZB prüft die 
Verträge und mahnt Unternehmen ab, wenn sie rechts-
widrige Klauseln enthalten.

In der Arbeit der Verbraucherzentrale spielt diese 
Rechtsdurchsetzung eine zentrale Rolle. Denn für Ver-
braucher ist es sehr kompliziert, ihre Rechte individuell 
gegen rechtsverletzende Unternehmen durchzusetzen 
– für eine Privatperson ohne juristischen Beistand ist 
ein Verfahren gegen ein Unternehmen riskant, zeit- und 
kostenintensiv. Außerdem hilft die Rechtsdurchset-
zung der VZB nicht nur dem unmittelbar Betroffenen. 
Es profitieren beispielsweise auch künftige Vertrags-
partner des Unternehmens, da es bei erfolgreicher Ab-
mahnung die strittige Regelung nicht mehr verwendet 
werden darf.

Häufig ändern Unternehmen ihre verbraucherunfreund-
lichen Geschäftspraktiken bereits nach der Abmah-
nung. Wenn die Anbieter ihre fragwürdigen Praktiken 
nach dem Abmahnvorgang allerdings nicht unterlas-
sen und keine Unterlassungserklärung unterzeichnen, 
geht die Verbraucherzentrale gerichtlich dagegen vor. 
Thematisch beschäftigte sich die VZB im Berichts-
zeitraum unter anderem mit Digitalisierung, unter-
geschobenen Verträgen, Preiserhöhungen sowie 
intransparenten und irreführenden Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen.

Das Team der Verbraucherzentrale nutzte sehr unter-
schiedliche Instrumente, um den Verbrauchern besse-
re Rechtsdurchsetzung und Klärung der Sachverhalte 
zu ermöglichen. Meist handelte es sich um Verfahren, 
bei denen es um Allgemeine Geschäftsbedingungen 
(AGB-Verfahren) oder um unlauteren Wettbewerb 
(UWG-Verfahren) ging. Die meisten der Abmahnungen 
wurden erfolgreich abgeschlossen, indem das Unter-
nehmen eine Unterlassungserklärung abgab: darunter 
beispielsweise eine erfolgreiche Abmahnung gegen 
einen Schlüsseldienst, der mit Ortsvorwahlen und Be-

griffen wie „in Ihrer Nähe“ warb, obwohl er weite An-
fahrtswege hatte und teure Fahrtkosten in Rechnung 
stellte. Auch erfolgreich war die Abmahnung gegen 
einen Zeitschriftenverlag, dessen kostenloses Probe-
abo in ein kostenpflichtiges Abo überging – obwohl die 
Beschriftung des Bestell-Buttons im Internet („Jetzt 
bestellen“) keinesfalls eindeutig auf die anfallenden 
Kosten hingewiesen hatte.

In anderen Fällen gaben betroffene Unternehmen kei-
ne Unterlassungserklärungen ab, so dass die VZB vor 
Gericht zog. So zum Beispiel gegen Telecolumbus, bei 
denen die AGB zur Preisanpassung bis zu fünf Prozent 
ohne Rechte des Verbrauchers in Frage stehen (s. Ka-
pitel Digitale Welt, Telekommunikation und Rundfunk). 
Im Jahr 2019 sprach die VZB 19 Abmahnungen aus und 
initiierte vier Klagen, zwei davon sind bereits erfolg-
reich abgeschlossen worden und zwei laufen noch.

Es gab auch Situationen, in denen die VZB Instrumen-
te außerhalb des klassischen Verbraucherrechts ein-
setzte: So beantragte die Verbraucherzentrale bei der 
Sparkasse Märkisch-Oderland, einer Anstalt öffentli-
chen Rechts, Auskunft nach dem brandenburgischen 
Akteneinsicht- und Informationszugangsgesetz (siehe 
Kapitel Finanzen und Versicherung).

In einem besonders gelagerten Fall, in dem ein Un-
ternehmer bei mehreren Verbrauchern jeweils einen 
Schaden von mehreren Tausend Euro verursacht hatte, 
entschied sich die Verbraucherzentrale, einen der Ge-
schädigten vor Gericht zu vertreten. Die Verbraucher-
schützer gewannen das Verfahren, der Unternehmer 
wurde zur Rückzahlung verpflichtet. ●

ABMAHNUNGEN UND KLAGEN

Durch die Beschwerden von Verbrauchern und die Prüfung von Verträgen entdeckt die VZB regelmäßig 
Regelungen, die gegen geltendes Recht verstoßen und Verbraucher benachteiligen. Dagegen ging sie im 
Berichtszeitraum wieder erfolgreich vor. In Fällen, in denen Unternehmen sich nicht verpflichten wollten, auf die 
strittige Regelung zu verzichten, klagte sie auch vor Gericht.
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PRESSE- UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

„Vorsicht bei Werbeversprechen mit Kreditkarten“, „Verbraucherzentrale verklagt Sparkasse“, „Brandenburger 
wollen keine Bio-Eier aus Massentierhaltung“: Mit ihren Pressemeldungen warnte und informierte die VZB 
tagesaktuell. Hinzu kamen Experten-Interviews, Aktionen für Verbraucher und ein umfangreicher Webauftritt.

→ Rund 80 Pressemitteilungen versandte die VZB 
im Jahr 2019. Darunter aktuelle Warnungen vor Ab-
zockmaschen, Informationen zu Gesetzesänderungen 
oder höchstrichterlichen Entscheidungen im Verbrau-
cherrecht, Stellungnahmen zu aktuellen politischen 
Entwicklungen sowie zur verbraucherpolitischen Posi-
tionierung im Kontext der Landtagswahl. Hinzu kamen 
ergänzende Experten-Interviews.   So erreichte sie über 
2.930 Veröffentlichungen in regionalen und überregio-
nalen Printmedien in einer Gesamtauflage von fast 50 
Millionen Zeitungen und Zeitschriften, darunter in der 
Märkischen Allgemeinen, der Märkischen Oderzeitung 
und der Lausitzer Rundschau, sowie der WELT, dem 
Handelsblatt oder der BILD. Hinzu kamen 50 TV-Auf-
tritte, unter anderem bei diversen RBB-Formaten, dem 
ZDF-Morgenmagazin oder dem SAT1-Frühstücksfern-
sehen. 60 Radiointerviews gaben die Experten zum 
Beispiel bei Antenne Brandenburg, dem RBB Inforadio 
oder Deutschlandfunk. Hinzu kam 1.300 Nennungen in 
Onlinepublikationen, darunter sueddeutsche.de und 
Spiegel Online.

→ Zusätzlich führte die VZB öffentlichkeitswirksame 
Kampagnen durch: So gab sie den Brandenburgern 
zum Weltverbrauchertag 2019 mit ihrer „Tool-Tüte“ ei-
nen kleinen Werkzeugkasten für den digitalen Alltag 
an die Hand, Informationen rund um Online-Shopping, 
Datenschutz und Phishing inklusive. Zum Safer Inter-
net Day 2019 nahm die VZB sich gemeinsam mit der 
Brandenburger Polizei dem Thema Fake-Shops an. In 
diesen Shops bezahlen Verbraucher etwa im Voraus 
für Waren, die nie bei ihnen ankommen und erhalten 
auch ihr Geld nicht zurück. Die beiden Partner drehten 
ein Video, informierten an Infoständen und produzier-
ten einen Flyer mit Tipps, was Verbraucher beachten 
sollten.

→ Der Internetauftritt ist ein Herzstück der Verbrau-
cherzentrale. Auf verbraucherzentrale-brandenburg.
de finden Interessierte das Angebot speziell für Bran-
denburg: von Beratungsangeboten, über Projekte bis 
hin zu Veranstaltungen und Bildungsangeboten. Das 
Landesportal verzeichnete im Jahr 2019 rund 250.000 
Besuche.

→ Im Berichtszeitraum baute die VZB diesen Auftritt 
weiter aus. Zum Beispiel bietet sie seit dem Frühjahr 2019 
mit der digitalen Beschwerde-Box (verbraucherzen-
trale-brandenburg.de/beschwerde-box) ein Angebot, 
mit dem Verbraucher ihre Beobachtungen des Marktes, 
Erfahrungen mit Anbietern und Ärgernisse aus dem 
Verbraucheralltag kurz melden können. Diese flies- 
sen in aktuelle Warnungen ein oder resultieren sogar 
in Abmahnungen. 

→ Auch neu seit Oktober 2019: das Informations- 
portal „Gewappnet für“, auf dem die VZB die wichtig- 
sten Antworten auf Fragen zu Vorsorge, Tod und  
Bestattung bereitstellt. Dieses Angebot entwickelte die 
VZB auf Grund ihrer Erfahrungen in der Beratungspra-
xis – denn aus nachvollziehbaren Gründen beschäfti-
gen sich Menschen ungern mit Verbraucherproblemen 
rund um den Todesfall, nichtsdestotrotz oder gerade 
deswegen herrscht eine große Unsicherheit bezüglich 
Patientenverfügung, Vorsorge- oder Bestattungsver-
trägen sowie dem „digitalen Nachlass“.
verbraucherzentrale-brandenburg.de/gewappnet-fuer

→ Gemeinsam mit weiteren Verbraucherzentralen be-
treibt die Verbraucherzentrale Brandenburg außerdem 
das reichweitenstarke Portal verbraucherzentrale.de 
sowie gemeinsame Projektportale (2019: rund 15,9 
Millionen Besuche). ●
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undEberswalde.GesternVormittag
ließ sich immerhin eine Person in
Kremmen beraten.

„Wir müssen noch ein bisschen
Vorarbeit leisten“, erklärte Oliver
Sydow. Es solle noch viel Werbung
für die neue Service-Einrichtung
der Verbraucherzentrale gemacht
werden. Während der zweijährigen
Pilotprojektzeit sei das Angebot zu-
dem kostenlos. Jeder, der vorbei-
komme, habe bis zu 30 Minuten
Zeit, sich beraten zu lassen. „Wich-
tig ist, dass die Leute hier keine
Angst wegen der Technik zu haben
brauchen“, sagt der Servicemann
imDigimobil. „Darumkümmere ich
mich.“ Sollen Verträge eingesehen
werden,bestehtdieMöglichkeit, sie
einzuscannen.

„Das ist ein guter Service“, sagte
der Stadtverordnete Reiner Tietz.
„Jetztmüssenwir nur noch die Leu-
te herkriegen.“ Am 1. April steht
das Digimobil wieder von 10 bis
12 Uhr auf dem Kremmener Markt-
platz.

InfoWer sich vorher anmelden möch-
te kann dies bei der Verbraucherzen-
trale unter 0331/28 22 99 95.

Schnelle Hilfe per Video-Chat
Das Digimobil der Verbraucherzentrale steht jetzt alle vier Wochen auf dem Marktplatz in Kremmen

Kremmen. Die Verbraucherzentrale
hat ihr Büro eigentlich in Oranien-
burg.Nunaber startete einPilotpro-
jekt, die Verbraucherzentrale
kommt jetzt regelmäßig in die klei-
nen Orte. Gestern Vormittag stand
das Digimobil erstmals auf dem
Marktplatz in Kremmen.

Oliver Sydow, der Mann vor Ort,
ist allerdings nur der Vermittler.
Denn wer dort beraten werden
möchte, kann ins Digimobil steigen
und wird dann per Videostream zu
denBeraterngeschaltet, die in ihren
jeweiligen Büros sitzen.

Der Kremmener Stadtverordnete
Reiner Tietz (Linke) hat es gestern
gleichmalausprobiert.Erwurdeper
Videochat mit Harald Graefe ver-
bunden, der von seinem Büro in
Eberswalde aus per Internet nach
Kremmen geschaltet wurde. „Bei
uns kann man alle möglichen All-
tagsprobleme ansprechen“, sagte
er. Das Beratungsangebot umfasst
Verträge und Reklamation, Digita-
les und Telekommunikation, Fi-
nanz- und Versicherungsrecht, Rei-
se und Freizeit, Lebensmittel und

Von Robert Tiesler

Warum bist du beim Voltigieren dabei?

„Reiten
macht mir

einfach Spaß.
Hier bin ich
mit meinen
Freundinnen
zusammen.“

Emma (7)
Berlin

„Hier wird die
Teamfähigkeit
gefördert.
Man baut
zum Pferd
Vertrauen

auf.“
Hanna (14)
Börnicke

„Ich bin seit
zwei Jahren
dabei, weil ich
Pferde mag.
Und ganz
besonders
Casanova.“

Leonie (10)
Kremmen

IN KÜRZE

Senioren feiern
heute Fasching
Sommerfeld. Die Senioren in Som-
merfeld feiern Fasching. Die Party
mit Musik, Kaffee und Kuchen be-
ginnt am heutigen Dienstag um
14.30 Uhr im Gemeinderaum in der
Dorfstraße 51 auf dem Hinterhof
der alten Schule.

Frühstücksrunde
mit Informationen
Kremmen. Zwei Mitarbeiter der
Kreisvolkshochschule Oberhavel
sind diesmal in der Kremmener
Gleichstellungsrunde zu Gast. Sie
stellen die Prorammbereiche vor,
die Gäste der Frühstücksrunde
können sich beraten lassen. Los
geht es am Mittwoch, 6. März, um
10 Uhr im Rathaussaal.

Seniorenbeirat
stellt sich vor
Kremmen. Der Kremmener Senio-
renbeirat stellt seine Arbeit im
nächsten Kultur- und Sozialaus-
schuss vor. Außerdem geht es um
den Schulklassenbedarf an der
Goethe-Grundschule. Treffpunkt
ist am Donnerstag, 7. März, um
19 Uhr der Rathaussaal.

Ernährung sowie Energie, Bauen
undWohnen.

18 Orte in Brandenburg und
Mecklenburg-Vorpommern wer-
den jedenMonat aufsNeue vomDi-
gimobil angefahren. Neben Krem-
men gehören in Oberhavel auch
Fürstenberg, Gransee und Zehde-
nick zu den ausgewählten Städten.

„Die Orte konnten sich bewerben“,
sagte Servicekraft Oliver Sydow.
Das Mobil komme vorrangig in die
Städte, wo es keine Verbraucher-
zentrale mehr gebe. Der ländliche
Raum solle damit besser abgedeckt
werden. Die Berater, die per Video-
chat zugeschaltet werden, sitzen in
Frankfurt/Oder, Cottbus, Potsdam

Im Digimobil in Kremmen. Servicekraft Oliver Sydow (l.) und der Stadtverord-
nete Reiner Tietz. Zugeschaltet: Berater Harald Graefe. FOTO: ROBERT TIESLER

Übungen für die
innere Stabilität
Kremmen. Im Krümelklub im
Kremmener Klubhaus am Markt-
platz geht es heute ab 10 Uhr um
„Mamas Mitte“. Mit einfachen
Übungen für den Alltag gehe es
zurück zur inneren Stabilität. Die
Teilnehmerinnen werden gebeten,
bequeme Kleidung mitzubringen.

Parlament
entscheidet
über Halle

Kremmen.DieKremmener Stadt-
verordneten kommen heute
Abend zu einer Sondersitzung
zusammen. Sie beginnt um
18 Uhr im Saal des Rathauses.
Dort soll eine Entscheidung zur
Sanierung der alten Schulsport-
halle fallen. Die Kosten dafür
werden derzeit auf 830 000 Euro
geschätzt, die Bildung von Bau-
abschnitten sei möglich.

Die Halle ist seit einem guten
Jahr komplett gesperrt. Laut
einemaktuellenGutachtenseien
vorhandene Schäden überwie-
gend durch Feuchtigkeit ent-
standen, das Tragwerk der Halle
sei aber weitgehend intakt. Es
gebe keine sicherheitsgefähr-
denden Schäden. Eine Restnut-
zungsdauervon35Jahrenseinur
durch umfangreiche Instandset-
zungs- und Sanierungsarbeiten
an der Dachflächenabdichtung
unddenWändengegeben.Ohne
diese Arbeitenwürden die Schä-
den an der Halle weiter zuneh-
men, heißt es in dem Gutachten
weiter. rt

Alle lieben Casanova
Die Voltigier-Gruppe vom Reit- und Fahrverein Staffelde übt auf dem Rücken des Wallachs

den einschläfern lassen“, erinnert
sich Susanne Diderich. „Dann ha-
ben wir Casanova auf einer Koppel
entdeckt. Er hat sich so gut entwi-
ckelt. Er kannte weder Kinder noch
Voltigiergurt. Noch dieses Tohuwa-
bohu.“ Das habe er sich alles ange-
eignet. „Wir sind froh, dass wir ihn
haben.“ „Casanova“ muss auch in
dieser Trainingseinheit geduldig
bleiben. JedesderMädchenmöchte
auf seinem Rücken balancieren.
„CasanovahateinengutenCharak-
ter“, findet auch Doreen Bock.

DochwasmachteinengutenVol-
tigierer aus? „Wenn er immer das

macht,wasderChef sagt“, schmun-
zelt Susanne Diderich. „Nein. Ein
guter Voltigierer braucht Körper-
spannung und Körperbeherr-
schung.Das ist das,waswirunseren
Kindern beibringen wollen. Die
Harmonie mit dem Pferd. Die Koor-
dination auf dem Pferd. Und das sie
fürs Leben gewappnet sind.“

Susanne Diderich hat plötzlich
wenig Zeit zum Plaudern. Das
nächste Mädchen läuft schon zu
„Casanova“ und sitzt ohne Proble-
me auf seinem Rücken. „Die Arme,
die Arme“, schallt es schon wieder
durch die Halle.

Staffelde. „Oberkörper nach hinten.
Die Arme, die Arme“, schallt eine
kräftige Stimme durch die große
Reithalle inStaffelde.Diezehnjähri-
ge Leonie aus Kremmen sitzt wie
eineEinsaufdemRückenvonCasa-
nova. Susanne Diderich hält die
Longe und führt den 14-jährigen
Wallach an der Leine im Kreis. Der
Blick der Trainerin geht immer wie-
der zum Mädchen. Was macht sie
gut?Wasnoch falsch? Immerwieder
gibt es Anweisungen. Dann ist die
Nächste dran. 17 Kinder im Alter
von vier bis 14 Jahren suchen jeden
SonnabendbeimReit- undFahrver-
ein Staffelde nach der Balance.

Susanne Diderich hat gemein-
sam mit Heike Kirstein und Doreen
Bock das Sagen bei den Voltigie-
rern. „Vor über 17 Jahren habenwir
mit dem Voltigieren angefangen.
Als unsere Kinder noch klein wa-
ren“, erzählt Susanne Diderich, die
aus Börnicke kommt und seit ihrem
neunten Lebensjahr im Staffelder
Verein verwurzelt ist. „Auf dem al-
ten Pony vonOpaHornemannhatte
alles angefangen. Wir machen aber
alles im Breitensport, weil wir es
zeitlich nicht mehr hinbekommen,
dreimal inderWochezu trainieren.“
DieMädchenhabenSpaß.Während
sich dieTrainingsgruppe in derHal-
le auf der Matte und am Holzpferd
aufwärmt, dreht „Casanova“
draußen die ersten Runden. Er ist
der Liebling aller. „Vor drei Jahren
standenwir vor derWahl: Aufhören
oder nicht. Unser altes Pferd muss-
ten wir aus gesundheitlichen Grün-

Von Sebastian Morgner

Das Trainertrio hat jeden Sonnabend alle Hände voll zu tun. 17 Mädchen im Alter von vier bis 14 Jahren kommen zum Voltigieren nach Staffelde. FOTOS: ROBERT ROESKE

Aufwärmen in der Halle.

Die Trainer Susanne Diderich, Heike
Kirstein und Doreen Bock (v.l.).

Mariella und Pferd Casanova.

Das sieht doch schon gut aus: Leonie
(10) aus Kremmen auf dem Rücken
von Casanova. FOTO: ROBERT ROESKE

Oberkrämer:
Schneider
verlässt

SPD-Fraktion
Vehlefanzer will sich
Linken anschließen

Vehlefanz. Nach seinem Austritt
aus der SPD verlässt der Vehle-
fanzer Carsten Schneider nun
auch die SPD-Fraktion der Ge-
meindevertretung in Oberkrä-
mer. Am Freitagmittag, einen
Tag nach der letzten Sitzung des
Gemeinderates, habe er gegen-
über dem SPD-Fraktionsvorsit-
zenden Karsten Peter Schröder
unddenübrigenMitgliedern der
Fraktion, die sofortige Beendi-
gung der Zusammenarbeit er-
klärt.

Ursprünglich hatte Carsten
Schneider angekündigt, auch
nach dem Parteiaustritt mit der
Fraktion weiterarbeiten zu wol-
len.AlsGrund fürdieKündigung
der Zusammenarbeit nennt er
„ein akut gestörtes Verhältnis
zwischen ihmund den restlichen
Mitgliedern der Fraktion.“ Auf
NachfragesagteCarstenSchnei-
der gestern, dass er offenbar zu
den Fraktionssitzungen seiner
Kollegen nicht mehr eingeladen
worden sei. Das habe er mehr
oderweniger nebenbei während
der jüngsten Gemeindevertre-
tersitzung mitbekommen. Eine
vertrauensvolle und fruchtbare
Zusammenarbeit sei aus seiner
Sicht nicht mehr möglich. Die
Enttäuschung sei groß, so der
Vehlefanzer gestern, es habe
nach seiner Mitteilung bislang
auch keine weiteren Gespräche
gegeben.

Bei der Kommunalwahl am
26. MaiwirdCarstenSchneider –
wird berichtet – als Parteiloser
für die Liste der Linken antreten.
Nun will er der Fraktion, anders
als ursprünglich geplant, schon
jetzt beitreten.

Der Fraktionswechsel könnte
auch Folgen für die letzte Sit-
zungsrunde der Ausschüsse vor
der Wahl haben. „Es wäre mög-
lich, dass sich die Besetzung ge-
ringfügig ändert“, sagte gestern
Bürgermeister Peter Leys (BfO).
Das könnte den Hauptausschuss
betreffen. „Aber ich hoffe, dass
sich alle im Klaren darüber sind,
dass wir ja nur noch eine Sit-
zungsrunde vor den Wahlen ha-
ben.“ Er fragt sich, ob der Auf-
wand gerechtfertigt sei. rt

I rgendwie klingt ihre Ge-
schichte selbst wie ein Mär-
chen. Es waren einmal – so
fangen ja alle gutenMärchen

an – drei Studenten der Cottbu-
ser BTU, die wollten eigentlich
nur die von ihnen entwickelte
Software für Online-Shops testen.
Jetzt hätten sie sich auch Partner
in der Wirtschaft dafür suchen
können. Die drei Studenten ent-
schieden sich aber für einen an-
deren Weg. Sie gründeten einen
eigenen Online-Shop für diesen
Testzweck und beschlossen, zu
vertreiben, was sie selbst moch-
ten: Fan-Artikel für das Tolki-
en-Werk „Herr der Ringe“.
Der Elbenwald ist auf der Fan-

tasy-Landkarte im Jahr 2000 er-
schienen. Aus einem Cottbuser
Hinterhof gehen die ersten Pake-
te in die Republik. Ein Jahr bevor
Peter Jackson den ersten Teil sei-
ner furiosen Trilogie um die
Abenteuer von Hobbit Frodo und

seine neun Gefährten in die Ki-
nos bringt, startet der Elbenwald
zum perfekten Zeitpunkt. Und
nun beginnt die märchenhafte
Geschichte der Cottbuser Grün-
dung: Aus den drei BTU-Studen-
ten DirkWiedenhaupt, Alexander
Lapeta und Dirk Geppert sind Ge-
schäftsführer eines deutschland-
weit bekannten Unternehmens
geworden. Der Elbenwald ist eine
echte Größe im europäischen
Fantasy-Versandhandel. Zum
Herrn der Ringe kamen Themen
wie Harry Potter, die Star-Wars-
Filme, zahlreiche TV-Serien wie
Game of Thrones oder Big Bang
Theory. Der Stoff geht dem Elben-
wald nicht aus.
Schritt aus der Online-WeltSechs Jahre nach der Firmengrün-
dung machte der Elbenwald den
ersten Schritt aus der On-
line-Welt. Auf Burg Bilstein im
Sauerland veranstalteten die

Cottbuser ein viertägiges Fan-
Event mit Seminaren, Lesungen,
Workshops und Live-Musik. Die
Veranstaltung wird bis 2012 jähr-
lich weitergeführt und liefert Er-
kenntnisse für ein weitaus ambi-
tioniertes Vorhaben.Der Elbenwald wird realDoch zuvor gingen die Macher

des Elbenwaldes noch einen wei-
teren überraschenden Schritt.
Während viele Einzelhändler ihre
Geschäfte in das Internet verla-
gerten, eröffneten sie ihren ers-
ten echten Laden. Zwar nicht in
der Lausitz, aber immerhin im na-
hen Berlin. Seit dem Jahr 2010 gibt
es im dortigen Einkaufszentrum
Alexa einen Elbenwald-Shop. Vor
Kurzem ist dieser übrigens ins
Erdgeschoss umgezogen und da-
bei gleich noch um einige Qua-
dratmeter Verkaufsfläche ge-
wachsen. Das Laden-Konzept
funktionierte so gut, dass rasch

weitere Geschäfte folgen. 2014
wird die Eröffnung des zehnten
Ladens gefeiert – in Augsburg.
Der 20. Laden eröffnet zwei Jah-
re später in Kiel. Auch in Öster-
reich und der Schweiz können
Fantasy-Fans in Elbenwald-Shops
bummeln. Nur in ihrer Heimat-
stadt zögern die Elbenwald-Ma-
cher diesen Schritt lange hinaus.
Im Jahr 2017 wird der Versuch

gewagt und die Fans sind begeis-
tert. In der Spremberger Straße
eröffnet der Elbenwald-Store und
die Einkaufsstraße ist bevölkert
von verkleideten Gryffin-
dor-Schülern, Jedi-Rittern und
andere Film-Gestalten. Mehrere
Hundert Fans verstopfen zeitwei-
se die Sprem und stehen stunden-
lang an, um in den Laden zu kom-
men. Elbenwald hat insgesamt
mehr als 300 Mitarbeiter.Elbenwald auch als Festival

Im Jahr 2018 gibt es dann die

nächste Überraschung: Elben-
wald kündigt ein Festival an, dass
eine Mischung aus Fan-Conven-
tion und Musik-Festival sein soll.
Zur Premiere kommen 5000 Fans
auf das Festival-Gelände in der
Lüneburger Heide und sehen Hol-
lywood-Schauspieler wie Tom
Felton (spielt Draco Malfoy in
Harry Potter) oder Kristian Nairn
(der Hodor aus Game of Thro-
nes). Nach einem zweiten Festi-
val-Jahr im Norden kündigte El-
benwald im Sommer 2019 an, mit
seinem Event in den Cottbuser
Spreeauenpark zu ziehen. Nach
neuesten Mitteilungen sind für
das Fantasy-Spektakel in der Lau-
sitz die ersten 1000 Karten ver-
kauft. Auf der Bühne sollen unter
anderem die Mittelalter-Rocker
von Subway to Sally stehen.
Die märchenhafte Geschichte

des Elbenwaldes in der Stadt
Cottbus ist also längst noch nicht
zu Ende erzählt.

Einemärchenhafttf e Geschichte
Bezaubernd In der Stadt Cottbus hat sich mit Elbenwald eine echte Größe im europäischen Fantasy-Versandhandel

entwickelt. Inzwischen sind dort mehr als 300 Mitarbeiter beschäfttf igt. Von Daniel Steiger

Im Jahr 2017 bevölkerten allerlei merkwürdig gewandete Gestalten die Spremberger Straße in Cottbus. Anlass war die Eröffnung des Elbenwald-Shops.
Archivfoto: Helbig

Cottbus. Während die meisten
Menschen Heiligabend im Kreis
der Familie verbrachten, ging im
Sana-Herzzentrum Cottbus der
Arbeitsalltag weiter wie gewohnt.
Aber an die Patienten, die nicht
daheim bei ihren Lieben sein kön-
nen, wird gedacht. Das versichert
Klinikum-Sprecher Benjamin Sei-
demann.
„Das Wichtigste ist, dass sich

kein Patient allein fühlt. Deshalb
ist es bei uns Tradition, jeden Pa-
tienten in der Klinik zu besu-
chen“, berichtet Prof. Dr. Dirk
Fritzsche, Ärztlicher Direktor
und Chefarzt Herzchirurgie. Er

hat in diesem Jahr gemeinsammit
Pflegedirektorin Manuela Leh-
mann kleine Weihnachtspräsen-
te an Patienten und Mitarbeiter
verteilt.
Der Peitzer Helmut Schrupke

verbrachte die Weihnachtstage
im Krankenbett. „Alles kam ganz
plötzlich, und mir ging es wirk-
lich schlecht. Dank der Operati-
on und der guten Betreuung geht
es mir heute wieder viel besser“,
sagt der 69-Jährige. Erst im neu-
en Jahr wird Helmut Schrupke die
Cottbuser Spezialklinik verlassen
und seine Anschlussheilbehand-
lung antreten können. red/pk

Herz für PatientenFürsorge Im Sana-Herzzentrum nehmen

sich Ärzte und Pfleger an den Feiertagen für

die Bescherung der Patienten extra Zeit.

Der Peitzer Helmut Schrupke erhält von Prof. Dr. Dirk Fritzsche, Ärztli-

cher Direktor und Chefarzt Herzchirurgie (l.), und seinemTeam ein

kleines Präsent.

Foto: Benjamin Seidemann/Sana

Bläsereröffff nendas Jahr

Cottbus. Das erste Konzert des
neuen Jahres in der Oberkirche
St. Nikolai nimmt die festliche
Weihnachtsstimmung noch ein-
mal auf und wird ein Feuerwerk
der Blasmusik. Das verspricht
Kirchenmusiker Peter Wingrich
von der Evangelischen Kirchen-
gemeinde St. Nikolai.Das Ensemble „Projekt Intra-
da“ unter Leitung von Darius
Mütze mit Mark Caspari, Andrés
Nebot Pitarch, Anton Winterle
(Trompeten), Dörte Schröter
(Horn) und Martin Leipoldt
(Tuba) wird dabei von Markus
Mütze an der Orgel begleitet. Auf
den Notenpulten liegen Werke
von Georg Friedrich Händel, John
LeonardMorris, Franz Xaver Gru-
ber, Giovanni Gabrieli und ande-
ren Komponisten.

red/pkKonzert in der Cottbuser Oberkirche am
Samstag, 4. Januar 2020, um 19
Uhr. Karten gibt es im Vorverkauf am
Büchertisch der Oberkirche täglich von
11 bis 16 Uhr. Die Abendkasse öffnet am
Konzertabend eine Stunde vor Beginn
der Veranstaltung.

Musik In der CottbuserOberkirche spielt am4. Januar das Ensemble„Projekt Intrada“.

Klage gegenKabelanbieterCottbus. Die Verbraucherzentra-
le Brandenburg (VZB) hat Klage
gegen die Tele Columbus AG ein-
gereicht, da sie Preiserhöhungen
an ihre Kunden schickte – ohne
Widerspruchs- oder Sonderkün-
digungsrecht. Die Verbraucher-
schützer halten nach eigenen An-
gaben die zugrundeliegende
Klausel in den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen für unzuläs-
sig. Anfang des Jahres 2019 haben
demnach regionale Anbieter der
Gruppe ihre Tarife für Internet-,
Festnetz- und TV-Verträge der
Dachmarke PYUR erhöht. Die
Verbraucherzentrale Branden-
burg hatte kurze Zeit später das
Unternehmen deshalb bereits ab-
gemahnt.

red/pk
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Ohne Pomp und Party: In einem

Jahr soll der BER öffnen
Flughafenchef Lütke Daldrup sucht Umzugsunternehmen für Oktober 2020

Licht, das sich nicht ausschalten

lässt, Rauch, der sich durc
hdenKel-

ler nicht aus dem Gebäude pressen

lässt.
Es sind solcheFehlermeldungen,

die aus dem BER so etwas wie die

neuzeitlicheVariantedes
Rathauses

vonSchildamachten.Dashattendie

Schildbürgerschöngebau
t,aberdie

Fenster vergessen. In Schönefeld

war es die Flughafengesellschaft,

die als Bauherr überforde
rt war und

die Baustelle ins Chaos g
leiten ließ.

Der BER wurde zum Zu-spät-zu-

teuer-zu-klein-Flughafen
.Nachder

spektakulär geplatzten Eröffnung

2012 seien über Jahre die noch not-

wendigen Baumaßnahmen und

Prüfzeitenmassiv unterschätzt wor-

den, sagt Lütke Daldrup.

Auch die Baufirmen haben sich

dabei nicht mit Ruhm bekleckert,

aber gut verdient. Seit d
em ersten

Spatenstich haben sich die Kosten

mehr als verdreifacht, vora
ussicht-

lich 6,5 Milliarden Euro werden es

einschließlich Schallschutz sein –

größtenteils Geld des Ste
uerzahlers

oder Kredite, die im schlimmsten

Fall die öffentliche Hand tilgen

muss.
Doch der Flughafen ist einer Er-

öffnung heute näher denn
je. Sämt-

liche Genehmigungen sind erteilt,

die vertrackte Brandschutzanlage

wurde komplett umgebaut. Der Tüv

hat sie getestet und bislang keine

größeren Bedenken geäu
ßert.

DerBER inSchönefeldwirdnach

Frankfurt und München der dritt-

größte deutsche Flughafen sein –

doch welche Rolle soll er einneh-

men? Klassische Drehkreuze

(Hubs) wie Frankfurt oder Amster-

dam, wo eine Fluggesellschaft ihr

Umsteigesystem aufbaut, verlören

an Bedeutung, erwartet Lütk
e Dal-

drup. Immermehr Passagiere buch-

ten sich selbst ihreUmsteigeverbin-

dungen zusammen – „Self-Hub-

bing“, nennt sich das.

„Flughäfenwie der BERmit bald

40 Millionen Passagieren werden

die Kunden in Zukunft da
bei unter-

stützen, mit einer Airline nach Ber-

lin, mit einer zweiten Airline zum

Beispiel nach Nordamerika oder

China zu fliegen.“ Viele hätten ihr

Ticket imSmartphone,nurnochwe-

nigegingennochzumCheck-in,um

ihr Ticket abzuholen.

„Nur ein Drittel unserer Kunden

nutzen den Check-in, um ihr Ge-

päck aufzugeben“, sagt Lütke
Dal-

drup. Der Rest fliege mit Handge-

päck. „Da sieht man, wie sich die

Welt verändert hat.“

Sollte noch mal jemand in

Deutschland vorhaben, einen Flug-

hafen zu bauen, kann er von Lütke

Daldrup Rat erhalten: Sorgfältig

und vollständig planen, bevor man

baut, lautet einer davon.

Und:„Wennmandannzubauenan-

fängt, sollte man nichts mehr än-

dern.“

Schönefeld.HinterdemSchreibtisch

des Berlin-Brandenburger Fl
ugha-

fenchefs hängt dieser Tag
e ein Luft-

bild des neuen Großflughafens von

Peking. Nach vier Jahren Bauzeit

haben die Chinesen denM
ega-Bau

jetzt in Betrieb genommen. Am

Großflughafen BER in Schönefeld

dagegenwirdseit 13Jahr
engebaut,

malmehrundmalweniger. Ineinem

Jahr will Engelbert Lütk
e Daldrup

den Problemflughafen nun aber an

den Start bringen. Kann e
r den Ver-

gleich mit China überhaupt noch

hören?
„20 000 Menschen sind zwangs-

umgesiedelt worden“, sagt Lütke

Daldrup mit Blick auf Peking. In

einer Demokratie dagegen gebe es

Beteiligungsrechte, rechtsstaatli-

che Verfahren, und auch deshalb

wesentlich längere Planu
ngszeiten.

„Abernatürlichkannmanschonein

bisschenneidischwerden
“, sagtder

Flughafenchef. „Auch hinsichtlich

derLeistungsfähigkeitun
sererBau-

wirtschaft können wir mittlerweile

von China etwas lernen.“

AlsLütkeDaldrup2017vo
mAuf-

sichtsrat auf den Geschäftsführer-

posten wechselte, war de
r BER eine

Lachnummer: Ein gigantischer Ka-

belsalat im Terminal, zu kurz gera-

tene Rolltreppen, falsch gepflanzte

Bäume, unauffindbare Räume,

Von Burkhard Fraune

und Matthias Arnold

Flughafenchef Engelbert Lü
tke Daldrup, hier im Sommer beim Richtfest für das Erweiterungsterminal 2, plant in einem Jahr keine große Feier. FOTO: STACHE/DPA

dass das Miteinander und nicht das

Gegeneinander „das gro
ße Ziel“ in

derGesellschaft seinmüsse –„gera-

de vor dem Hintergrund der Wahl-

ergebnisse im Osten“, wie Woidke

hervorhob. Woidke gab als eines

seiner Vorhaben an, mitzuhelfen,

die Unterschiede zwische
n Ost und

West abzubauen. Dazu zähle auch

die weitere Ansiedlung von Bun-

desinstitutionen in den ostdeut-

schen Bundesländern. Auch die

Ost-Gehälter müssten sich stärker

entwickeln.Dies sei aber
einThema

der Tarifparteien.

Der Bundesrat in Berlin, dessen

Sitzungen Woidke künftig leiten

muss, wird indes parteipolitisch im-

mer bunter, aber nicht unbedingt

berechenbarer. Die übers
ichtlichen

Zeiten, als es ausschließlich soge-

nannteA-Länder (SPD-ge
führt)und

B-Länder (unionsgeführt)
gab, sind

schon lange vorbei. Inzwischen re-

gieren in Baden-Württemberg die

Grünen mit Winfried Kretschmann

und in Thüringen die Linke mit Bo-

do Ramelow. Insgesamt gibt es in

den 16 Bundesländern 13 verschie-

dene Koalitionskonstellat
ionen.

Die Länder haben im Bundesrat

insgesamt 69 Stimmen. Vier davon

hat Brandenburg. Eine kl
are Mehr-

heit haben weder die Union noch

die SPD, die jeweils sieben Regie-

rungschefs stellen. In den meisten

KoalitionsverträgenaufL
andesebe-

ne gibt es eine Klausel, dass sich

eine Regierung im Bundesrat ent-

haltenmuss,wennsichdieBündni
s-

partner nicht einigen kön
nen. Auch

inBrandenburggaltdiese
Regelung

bisher unter Rot-Rot.

Brandenburg,wonochein
rot-ro-

tes Bündnis regiert, könnte dem-

nächst als Kenia-Koalition dabei

sein – unter SPD-Führungmit CDU

und Grünen. Ebenso Sachsen, nur

unter Führung der Christdemokra-

ten. Die Grünen würden dann in elf

der 16 Länder mitregieren. Sie

könnten noch stärker als bisher zu-

stimmungspflichtige Gesetze blo-

ckieren.

Woidke wirbt mit „Wir miteinander“

Brandenburg übernimmt für ein Jahr den Vorsitz im Bundesrat – dort werden die Kräfteverhältnisse immer unberechenbarer

Potsdam/Kiel. Brandenburg wird

zum zweitenMal seit der Neugrün-

dung des Landes vor 29 Jahren die

Präsidentschaft im Bundesrat über-

nehmen.MinisterpräsidentDietmar

Woidke (SPD) tritt offiziell a
m1.No-

vember den Chefposten in de
r Län-

derkammer für ein Jahr an. Bran-

denburg war bereits vor 15 Jahren

turnusgemäßanderReihe.2004war

der damalige brandenburgische

SPD-Regierungschef
Matthias

Platzeck Bundesratspräsi
dent.

Woidke übernahm am Donners-

tag in Kiel symbolisch den Staffel-

stab vom schleswig-holsteinischen

Regierungschef Daniel Günther

(CDU), der jetzt ein Jahr Präsident

war und als Motto „Mut verbindet“

gewählt hatte. In der Landeshaupt-

stadt Kiel fanden die offiziellen Fei-

erlichkeitenzumTagderDeutschen

Einheit statt. Die Wahl Woidkes in

der Länderkammer ist für den 11.

Oktober geplant. .

Von Igor Göldner
Woidke sagte, er freue sich auf

die neue Aufgabe, die „e
twas ganz

Besonderes“ sei. Drei her
ausragen-

de Jubiläen würden in seine Amts-

zeit fallen: 30 Jahre Fall der Mauer

am 9. November dieses Jahres so-

wie 75 Jahre Ende des 2.W
eltkriegs

am 8. Mai und 30 Jahre Deutsche

Einheit am 3. Oktober im kommen-

den Jahr. Brandenburg lädt dann

zur zentralen Einheitsfeie
r imOkto-

ber 2020 nach Potsdam ein.

Als Leitmotiv über seine Präsi-

dentschaft will Woidke die Worte

„Wir miteinander“ setzen. Dieser

Slogan soll zum Ausruck bringen,

Dietmar Woidke (SPD, l.) mit dem Bundesratsmotto. FOTO: SKOLIMOWSKA/DPA

Warnung vor
Saftkauf an
der Haustür

Mehrere Beschwerden

gegen Berliner Firma

Potsdam. Die Verbraucherzent-

rale Brandenburg (VZB) warnt

nach mehreren Beschwerden

von Kunden vor einer Verkaufs-

masche des Berliner Unterneh-

mensOrganicSuperfruitsG
mbH

(Eigenwerbung „Premium Bio-

Säfte“). Demnach wird auf Kun-

den an der Haustür so lange ein-

geredet, bis sie überteuer
te Saft-

flaschen kaufen – und zwar in

einer Größenordnung, di
e „weit

über den persönlichen Bedarf“

hinausgehe. Bei einem Widerruf

der Verträge schalte das Unter-

nehmen auf stur, so dieVZBwei-

ter. Sie empfiehlt Verbrauchern,

Anzeige zu erstatten.

BetroffenseienzumeistSenio-

ren, sagen die Verbraucher-

schützer. In einem aktuellen Fall

sei ein 89 Jahre alter Mann zum

Kauf von 70 Flaschen überredet

worden–zumPreisvon500Euro.

Der Rentner bezahlte an O
rt und

Stelle mit seiner EC-Karte. „Der

Betroffenerealisierteerst
wenige

Tage danach, welch hohe Sum-

me er investiert hatte“, sagte

VBZ-Juristin Stefanie Kahnert.

„Auf den rechtswirksamen Wi-

derruf hin hat der Verkäufer das

Geld jedoch bis heute nicht zu-

rückgezahlt.“
Organic Superfruits war der

VBZ schon vor zwei Jahren un-

angenehm aufgefallen. Seiner-

zeit firmierten die Berliner noch

als „Saftoase GmbH“, waren

aber mit dem gleichen Erlösmo-

dellunterwegs–mitWucherprei-

sen von bis zu 17 Euro für einen

Liter. Trotz rechtzeitigen Wider-

rufsseiderKaufpreisnich
terstat-

tet worden. Der Trick dab
ei: eine

falsche Adressangabe in
der Wi-

derrufsbelehrung. Die Br
iefe der

Kundenwaren unzustellb
ar.

Vertragsabschlüsse an der

Haustür seien immer ein Risiko,

heißtesbeiderVerbrauch
erzent-

rale. „Grundsätzlich raten wir

hiervon ab“, sagt Stefanie Kah-

nert.„DieBetroffenenwe
rden im

persönlichen Gespräch leicht zu

Verträgen überredet, die
sie hin-

terher bereuen.“.
tk

Wildgänse
sollen sich
erholen

Potsdam. Umweltverbände in

Brandenburg hoffen, dass sich

das Jagdverbot positiv auf den

Bestand der seltenen Wildsaat-

gänse auswirkt. Die Jagd
auf die

Tiere, die in der Region üb
erwin-

tern, ist seit diesem Sommer ver-

boten. „Wasservögel sind stark

bedroht“, sagte der Geschäfts-

führer des Brandenburger Lan-

desverbandsdesBundes f
ürUm-

welt und Naturschutz Deutsch-

land (BUND), Axel Kruschat.
In

großen Schwärmen sei es

schwer, die verschiedene
nArten

zu unterscheiden. „Es ist sinn-

voll, die Jagd einzustellen.“ Mit

demVerbot erhofft sich auch d
er

Naturschutzbund Deutschland

(Nabu), dass sichderBest
andder

seltenenArt wieder erhol
t. Es sei

ein längst fälliger Schritt,
hieß es.

Die Bestände der Waldsaat-

ganssindstarkzurückgeg
angen.

2003/2004 waren deutschland-

weit rund 35 000 Tiere zu beob-

achten. 2016/2017 waren es nur

noch knapp 11 500.

Jetzt laufendieUmzugsvorberei-

tungen für den Flughafenstart, der

nach Tests mit 20 000 Freiwilligen

schließlich im Oktober 2020 ans

Netz gehen soll. Womöglich genau

am 4. Oktober – es wäre ein Sonn-

tag, das würde passen.

„In einem Jahr wird etwas end-

lich fertig sein, worauf die Öffent-

lichkeit schon sehr lange gewartet

hat“, verkündet Lütke Da
ldrup, der

über das konkreteDatum
aber noch

schweigt. Der Start wird a
nders lau-

fen als in Peking: „Es wird keine

große Party geben“, stell
t der Inge-

nieur klar. „Allerdings w
erden wir

uns sicher in angemessener Form

bei denjenigen bedanken, die uns

geholfen haben, fertig zu
werden.“

Lütke Daldrup will sich für den

Umzug vom Innenstadtflughafen

Tegel zwei Wochen Zeit lassen, da-

mit nichts schiefgeht. Tegel
geht ein

halbes Jahr später vomNetz.

14
Jahre wird die Bauzeit

für den Schönefelder Flugh
afen

betragen haben, wenn er w
ie geplant

im Oktober 2020 ans Netz geh
t.

GEWINNZAHLEN

40. Spielwoche 2019

LOTTO AM MITTWOCH:

3 26 29 31 33 48

Superzahl: 0
Spiel 77: 2 4 6 6 9 0 6

Super 6: 4 2 2 5 8 5
(ANGABEN OHNE GEWÄHR)

Laga in
Wittstock
endet

Mehr als 400 000

Besucher gezählt

Wittstock.Nach 172 Tagen en
det

am Sonntag in Wittstock Bran-

denburgs sechste Landes
garten-

schau. Die rund 13 Hektar gro-

ßenParkanlagenentlang
derhis-

torischen Burgmauer der Witt-

stocker Altstadt zogen seit April

mehr als 400 000 Besucher an,

wie das Landwirtschaftsministe-

rium am Donnerstag mitteilte.

Damitwar die Blüten- und Pfla
n-

zenschau erfolgreicher als er-

wartet. Die Veranstalter hatten

mit 300 000 Gästen gerechnet.

Das Motto lautete „Rundum

schöne Aussichten“.

Eine Landesgartenschau sei

ein Schaufenster des gärtneri-

schen Berufsstands und immer

auch einAusweis für eine
erfolg-

reiche Stadtentwicklung,
erklär-

te Agrarminister Jörg Vogelsän-

ger (SPD). Wittstock habe das

Beste daraus gemacht. Wichtige

Kernbereiche, die eigens herge-

richtet und umgebaut wurden,

könnten die Wittstocker auch in

Zukunft weiter nutzen.

Für die Umsetzung wurden

mehr als 27 Millionen Euro För-

dermittel eingesetzt, darunter

rund 20 Millionen Euro von EU,

Bund und Land und etwa sieben

Millionen Euro von der Stadt. Es

gab ein umfangreiches Begleit-

programmmit über 350 Bühnen-

veranstaltungen.
Die nächste Landesgarten-

schaufindet2022 inBeeli
tz (Pots-

dam-Mittelmark) statt.

Kohlenhandel Stubbe, 1 Tonne ab 190€,

frei Keller, gesiebte Ware,

(030) 4 463 042, (0172) 30 13 211

Otto Britz & Söhne
Beseitigung von Sturmschäden

0172/1911965

Rangsdorf: Baugrundstück
974 qm in

ruhiger Lage voll erschlossen mit sanie�

rungsbedürftigen Behelfswohnhaus auf

Erbbaurecht 85 Jahre zu verkaufen.

080416660

DIENSTLEISTUNGEN

IMMOBILIEN

GESCHÄFTS−

EMPFEHLUNGEN

Druckerschwärze

trifft auf
Zeitungspapier
Besichtigen Sie

unsere Druckerei und

erfahren Sie, wie

die MAZ produziert

wird.

Anmeldung
erforderlich!

INFOS AUF

MAZ-onlin
e.de/

fuehrunge
n
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BRANDENBURG

ForderungenzurOstbahn

Frankfurt/Seelow. Die IHK Ost-brandenburg und der LandkreisMärkisch-Oderland haben ihreForderung nach dem zweigleisi-gen Ausbau und der Elektrifizie-rung der Ostbahn zwischen Ber-lin, Müncheberg, Kostrzyn undPiła erneuert. Anlass ist ein fürMontag in Zielona Góra angekün-digtes Treffen zwischen Branden-burgs Infrastruktur-MinisterinKathrin Schneider (SPD) und Po-litikern derWojewodschaft Lebu-ser Land. Die Strecke sei schonweit über ihre Kapazität ausge-lastet, erklärten IHK und Land-kreis am Freitag. dsKommentar

MinisterbesuchKathrinSchneider will mit Polenüber Ausbau reden.

W enn nach einemklassischen Themagefragt wird, beidem Brandenburgund die benachbarte Wojewod-schaft Lebuser Land etwas fürdie Menschen erreichen kön-nen, dann sollte das die Ostbahnsein. Auf dieser relativ kurzenStrecke bündeln sich die Inter-essen polnischer und deutscherArbeitspendler, weiterer Rei-sender nach Berlin und Polensowie von Unternehmen wie ineinem Brennglas.Beide Nachbarn könnten –noch bevor sie in Berlin undWarschau um Elektrifizierungbitten – dafür sorgen, dass sichRegionalzüge in Kostrzyn imgleichen Takt begegnen, so dassman dort gut umsteigen kann.Dann sollten polnische Techni-ker der Niederbarnimer Eisen-bahn endlich mal erklären, wieman die polnischen Triebwagenauch bei der Kopplung auf deut-schem Territorium beherrscht.Und schließlich liegen ja fürden Neubau der Brücke über dieOder längst alle Planungen vor.Dies alles umzusetzen, dürfteeigentlich nicht so schwer sein.Nur müsste die Politik endlichmal beweisen, dass sie es auchkann!

Dürfte nicht
so schwer sein

Kommentar
Dietrich Schröderzum geforderten
Ausbau der Ostbahn

Kritik an
Potsdamer
E-Scootern

Potsdam. Seit Mitte Juni sind inDeutschland E-Scooter zugelas-sen, mit denen man sich auf Fahr-radwegen, oder – falls diese nichtvorhanden sind – auf der Straßefortbewegen darf. Während inBerlin die Verleiher seither be-reits mehr als eine Million Fahr-ten verzeichneten, bietet in ganzBrandenburg erst ein Vermieterdie Gefährte an: das Unterneh-men VOI Technology SwitzerlandAG in Potsdam.
Die Verbraucherzentrale Bran-denburg (VBZ) bewertete dessenNutzungsbedingungen jetzt kri-tisch. „In der aktuellen Fassung,die jeder Nutzer akzeptierenmuss, der die Gefährte über eineApp bucht, schließt der Anbieterseine Haftung zum Beispiel beiVerletzungen sehr umfangreichaus“, teilte die VBZ mit. Auchwerde die Verpflichtung zur Si-cherheitsprüfung der Roller aufden Nutzer übertragen.„Nach den in Deutschland gel-tenden Normen sehen wir einigeRegelungen kritisch“, erklärte dieRechtsexpertin der VBZ, StefanieKahnert. Im Kleingedruckten ste-he zudem, dass jegliche Streitig-keiten dem Schweizer Recht un-terlägen und ausschließlich vonSchweizer Gerichten entschiedenwürden. „Verbraucher solltensich dessen bewusst sein, wennsie E-Scooter von VOI nutzen“,sagt Kahnert.

Bisher sind jedoch noch keineStreitfälle über die Nutzung öf-fentlich bekannt geworden. Wervertragsrechtliche Fragen zumThema E-Scooter-Verleih hat,kann sich an die Verbraucherzen-trale wenden.
ds

VerbraucherzentraleAnbieter schließtHaftungen aus undverweist auf dasSchweizer Recht.

Seite 12: Pendler können ab Montag mitdem RufbusBerlkönig BC zwischenBerlin und Umland reisen.

Kannman per App buchen:Die neuen E-Scooter. Foto: dpa

E s dauert, dauert und dau-ert“, so beschreibt UlrichZimmer den Zeitraumzwischen der Planung undder Genehmigung eines Haus-baus in Brandenburg. Der Bauun-ternehmer aus Müllrose (Oder-Spree) rechnet bei einem vorhan-denen Bebauungsplan mit sechsbis sieben Monaten, ohne diesenmüsse man mit einem Dreivier-teljahr und länger rechnen, bevorseine 28Mitarbeiter loslegen kön-nen. Zeit, die auch für den Bau-herren und seinen laufenden Kre-dit zur Belastung wird, sagt Zim-mer.
Für die Handwerkskammernbietet sich eine einfache Lösungan: Die sogenannte Kleine Bau-vorlageberechtigung. Die exis-tiert in den alten Bundesländernsowie in Berlin und besagt, dassMeister des BauhauptgewerbesBauanträge einreichen können –ohne Beteiligung von Architek-tenbüros. Als die brandenburgi-sche Bauordnung 2016 das letzteMal geändert wurde, hatten dieKammern die Neuregelung fürGebäude mit maximal zweiWoh-nungen und 250 QuadratmeterGrundfläche sowie eingeschossi-ge Gewerbegebäude und Garagendieser Größenordnung gefordert.

Die CDU unterstützte die Neure-gelung. Die Regierungsmehrheitvon SPD und Linker lehnte dieNeuerung jedoch ab.Relativ still und leise scheintbei Rot-Rot ein Umdenken einge-setzt zu haben. Sowohl die SPDals auch die Linke haben in ihrenWahlprogrammen versprochen,die kleine Bauvorlagenberechti-gung der nächsten Wahlperiodein der Bauordnung verankern zuwollen. Eine Debatte, ob es einFehler war, das nicht schon 2016

zu beschließen, scheint indesnicht stattgefunden zu haben.Wirtschaftspolitiker der Regie-rungsfraktionen hatten das ei-gentlich noch vor der Sommer-pause auf den Weg bringen wol-len, konnten sich aber in ihrenFraktionen nicht durchsetzen.Widerstand leistet vor allemdie Brandenburgische Architek-tenkammer. GeschäftsführerinBeateWehlke erklärt, dass die Re-gelung, die in einigen Bundeslän-dern existiere, aus der Nach-

kriegszeit stammt als qualifizier-te Planer fehlten. Seitdem habedie Komplexität des Bauens zu-genommen. Es gehe heute um Pla-nungsrecht, um Denkmalschutz,Naturschutz und Straßen- oderWegerecht. Diese Kenntnissekönne man sich erst im Laufe desachtsemestrigen Studiums undder zweijährigen Berufspraxis er-werben, die für die Eintragungder geschützten Berufsbezeich-nung „Architekt“ notwendig sind.Laut Wehlke kämpfen die Ar-chitekten für die Förderung derBaukultur, gerade auch im ländli-chen Raum und für den Verbrau-cherschutz der Bauherren. Siefordern für Erleichterungen beimPlanen und Bauen vor allem bun-desweit einheitliche Bauordnun-gen. Die kleine Bauvorlagebe-rechtigung sollte sich darin ihrerMeinung nach nicht wiederfin-den.
Unternehmer Zimmer hat da-gegen keine Zweifel an der Eig-nung seiner Fachleute, statischeBerechnungen anzustellen undauf die Wünsche der Bauherreneingehen zu können. Die Hand-werkskammern argumentiertenvor drei Jahren in der Anhörungim Landtag zur Bauordnung, dassdie bauausführendenMeister oh-

nehin schon die Planungen derArchitekten auf Fehler prüfenmüssen, da sie sonst mithaften.Die dafür notwendige Fachkennt-nis rechtfertige also auch eine ei-gene Planung, hieß es in der Stel-lungnahme von 2016.Für Rainer Genilke, den bau-politischen Sprecher derCDU-Fraktion, hätte die Neure-gelung noch einen weiteren Vor-teil: Er würde die Meisterprüfungnoch attraktiver machen undkönnte so einen Beitrag gegenden Personalmangel im Bau-hauptgewerbe leisten.Die aus dem Parlament aus-scheidenden Expertin der Linken,Anita Tack, hört sich dagegenweiter skeptisch an. „Im Wissendarum, dass Bauwerke für dienächsten Generationen geplantund gestalten werden sollen, sindThemen wie Prüfen, Abwägen,Beteiligen nicht zu vernachlässi-gen, wenn gerade Forderungennach Sicherheit und Nachhaltig-keit eine Rolle spielen“, erklärtesie. Der Spitzenkandidat der Lin-ken, SebastianWalter, sieht dage-gen Handlungsbedarf zugunstender Handwerker und Häuslebau-er. Er will das Thema zum Be-standteil künftiger Koalitionsge-spräche machen.

Bewegung bei der BauordnungBürokratieabbau SPD und Linke schwenken um und geben ihrenWiderstand gegen

vereinfachte Bauanträge auf. Von Ulrich Thiessen

Regelung
stammt noch ausder Nachkriegszeit.

Die aktuelle Version des Wahl-O-Mats testenTeilnehmer der Bundeszentrale für politische Bil-dung in der Landespressekonferenz Brandenburg inPotsdam. Die rund zwei Millionen Wähler in Bran-denburg können bis zur Landtagswahl Anfang Sep-

tember im Internet herausfinden, welche Partei amehesten zu ihren Ansichten passt. Die Nutzer kön-nen zum Beispiel angeben, ob sie für eine Senkungdes Wahlalters bei Landtagswahlen, einen früherenBraunkohleausstieg als 2038, ständige Personen-

kontrollen an der deutsch-polnischen Grenze oderSchulnoten ab der ersten Klasse sind. Dann ver-gleicht der Wahl-O-Mat die Ergebnisse mit denParteiprogrammen und gibt eine Empfehlungab.
Foto: Julian Stähle/dpa

DerWahl-O-Mat läuft sich warm

ANZEIGE

Zwischenverkauf und Änderungen vorbehalten. Bitte beachten Sie, dass Eintrittskarten nicht zurückgegeben oder umgetauscht werden können. Die genannten Kartenpreise sind Endpreise (inklusive Vorverkaufsgebühren). Eventuelle Ermäßigungen bitte erfragen. Tickets bequem

direkt nach Hause für nur 4,20€ Versand.

BESTELL-HOTLINE T 0335 66599-558 moz.de/ticket

TICKETSERVICE
UNSER
TIPP

IHRE GESCHÄFTSSTELLE VOR ORTMOZ-TICKETSERVICEPaul-Feldner-Straße 13 · 15230 Frankfurt (Oder)Öffnungszeiten: Mo.–Fr. 8.00 –18.00 Uhr

ROCK & POP
08.12.19, 18:00 UhrTHE KELLY FAMILY25 Years Over The HumpBerlin, Mercedes-Benz-Arena64,90–84,90 €

17.08.19, 17:00 Uhr23. OPEN AIR
GROSS LINDOW
Lübben City BluesConnection, Carvin Jones,Vanesa Harbek u.a.Groß Lindow, Sportplatz32,00 €

23.08.19, 20:30 UhrSTAHLZEIT
Schutt + Asche Tour 2019

Eberswalde, Freilichtbühneim Familiengarten, 35,90 €
07.09.19, 20:00 UhrTHE BEATLESS CONCERTFrankfurt (Oder), Kleist-Forum32,73 €

20.09.19, 20:00 UhrHEINZ-RUDOLF KUNZEDas neue SoloprogrammEisenhüttenstadt,
Friedrich-Wolf-Theater38,30–47,10 €

01.11.19, 20:00 UhrBAROCK
Europas größte
AC/DC Tribute ShowFrankfurt (Oder), Messehalle 134,00 €

MUSICAL

bis 15.09.19
THE BAND
Das Musical in BerlinBerlin, Stage
Theater des Westens49,90–149,90 €

20.12.19, 16:00 UhrDER KLEINE MUCKDas MärchenmusicalEberswalde, Haus Schwärzetal12,35–21,15 €

18.01.20, 19:30 UhrDAS PHANTOM DER OPERSchwedt,
Uckermärkische Bühnen46,00–59,00 €

19.01.20, 18:00 UhrDIE GROSSE ANDREW LLOYDWEBBER GALA
Frankfurt (Oder), Messehalle 150,00–59,00 €

06.-08.03.20, 20:00 UhrFALCO
Das Musical
Berlin, Admiralspalast49,50–119,90 €

SCHLAGER&VOLKSMUSIK
08.12.19, 16:00 UhrFRÖHLICHE WEIHNACHTENmit Frank Schöbel, UtaBresan und Wolfgang LippertErkner, Stadthalle

40,95–45,35 €

15.01.20, 18:00 UhrMONIKA MARTIN
Ich liebe Dich - TourNeuenhagen, Bürgerhaus39,90–46,90 €

23.02.20, 16:00 UhrWUNDERLAND DER TRÄUMEpräsentiert von Anita &Alexandra HofmannSchwedt,
Uckermärkische Bühnen44,00 €

13.06.20, 16:00 UhrDIE SCHLAGERNACHTDES JAHRES
Open Air 2020
Berlin, Waldbühne
75,00–95,00 €
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WiderWiderW ruf bei
fehlerhafter
Belehrung

DARLEHEN Manche Verbraucher
können ihre hochverzinsten Immo-
biliendarlehen widerrufen. Darauf
weist die Verbraucherzentrale Ham-
burg unter dem Eindruck eines Be-
schlusses des Bundesgerichtshofs
(BGH) hin (Az.: XI ZR 331/17).
Demnach könnten zahlreiche Darle-
hensverträge fehlerhafte Wider-
rufsbelehrungen enthalten. Betrof-
fen sind nach Einschätzung der Ver-
braucherschützer Darlehensverträ-
ge verschiedener Banken, die zwi-
schen dem 11. Juni 2010 und dem 20.
März 2016 geschlossen wurden. Für
ältere und neuere Verträge gelten
andere Regeln und Fristen.

Im verhandelten Fall wurde in
der Widerrufsbelehrung nur auf
den elektronischen Geschäftsver-
kehr Bezug genommen. Die Beleh-
rung ist damit fehlerhaft, wenn der
Vertrag nicht im elektronischen Ge-
schäftsverkehr geschlossen wurde,
so die Verbraucherzentrale und Pro-
fessor Volkert Vorwerk, Rechtsan-
walt beim BGH.

Der Vertrag kann dann eventuell
innerhalb gesetzlich festgelegter
Fristen widerrufen werden – es
kommt aber immer auf den Einzel-
fall an. tmn

Falsche Inkasso-Schreiben entlarven
RECHNUNG Wer nicht schnell über-
weist, dem blüht die Zwangsvollstre-
ckung. Mit dieser Drohung bauen
Betrüger Druck auf. Sie geben sich
als Inkassodienste aus, die von Gläu-
bigern beauftragt worden seien, um
Schulden einzutreiben. Wer ein sol-
ches Schreiben erhält, sollte sich
dennoch erst fragen, ob er die ange-
gebene Leistung überhaupt bestellt
hat, rät die Verbraucherzentrale
Brandenburg.

Bei Zweifeln kann die Kontonum-
mer ein Indiz für Betrugsversuche

sein: Nur wenn am Anfang die bei-
den Großbuchstaben DE stehen,
handelt es sich um ein deutsches
Konto. Eine ausländische Nummer
ist ein Indiz für unseriöse Schreiben,
so die Verbraucherschützer. Kennt
man niemanden persönlich im Aus-
land, sollte an sie auf keinen Fall
Geld überwiesen werden. tmn

@ Info zu Betrügern
www.verbraucherzentrale-branden-
burg.de/abzocke/schwarzliste-
unserioese-inkassoschreiben-39486

Eine solche Arbeitsecke hat kaum Chancen für eine steuerliche Berücksichtigung, ein richtiges Büro schon eher. Foto: Yuri-U/stock.adobe.com

Ein Schreibtisch
ist noch kein Büro

FINANZEN Welche steuerlichen Regeln für
den heimischen Arbeitsplatz gelten

Von Ann-Kristin Wenzel, dpa

W er daheim arbeitet, kann
Ausgaben bei der Steuerer-

klärung geltend machen.
Dafür reicht es aber nicht, abends
auf der Couch Mails zu beantworten
oder sich in ein Thema einzulesen.
Denn nur wenige Steuerpflichtige
bekommen für das Arbeitszimmer
im eigenen Haus einen Steuerbo-
nus. „Die Grundregel lautet: Das
häusliche Arbeitszimmer kann man
nicht absetzen“, erklärt Carola Fi-
scher von der Bundessteuerberater-
kammer (BStBK). Eine Ausnahme
gilt für Arbeitnehmer, denen für die-
se Tätigkeit kein anderer Arbeits-
platz jederzeit zur Verfügung steht.
„Dann kann man maximal 1250 Euro
im Jahr abziehen“, so Fischer.

Diese Begrenzung gilt zum Bei-
spiel für Lehrer, die in der Schule
keinen eigenen Platz haben, der im-
mer frei ist und an dem sie ungestört
Prüfungen korrigieren können.
Steuerliche Vergünstigungen erhal-
ten auch Berufstätige, die am Wo-
chenende Bereitschaftsdienst ha-
ben, aber an diesen Tagen das Be-
triebsgebäude nicht nutzen können.

� Ort der Haupttätigkeit ent-
scheidet: Manche Berufstätige
können aber noch mehr bei der
Steuererklärung profitieren: „Wenn
die Tätigkeit, die man im häuslichen
Arbeitszimmer ausübt, den Mittel-
punkt der gesamten betrieblichen
und beruflichen Tätigkeit darstellt,
kann man sämtliche Aufwendungen
ohne Obergrenze bei der Steuer ab-
ziehen“, erklärt Fischer. Das betref-
fe manche Arbeitnehmer, die stets
im Home Office arbeiten und nur in
Ausnahmefällen den Arbeitgeber
besuchen. Typisch sind laut Fischer
aber freiberufliche Tätigkeiten. Ent-
scheidend für die Zuordnung ist
nicht die Stundenzahl, sondern die
Art der Arbeit, erklärt Fischer. Ist
der berufliche Mittelpunkt nicht zu
Hause, können maximal 1250 Euro
geltend gemacht werden.

� Belege sammeln und Kosten
aufschlüsseln: Selbstständige ge-
ben die Aufwendungen als Betriebs-
ausgabe an, Arbeitnehmer in Anlage
N ihrer Steuererklärung als Wer-
bungskosten. Für beide Gruppen
gilt: „Sie müssen die einzelnen Pos-
ten auflisten und Belege vorhalten“,
erklärt Erich Nöll, Geschäftsführer

des Bundesverbands Lohnsteuer-
hilfevereine (BVL). Kosten für die
Ausstattung des Arbeitszimmers
sind in voller Höhe absetzbar – „Ta-
peten, Vorhänge, Lampen, Regale,
der Bürostuhl, der Schreibtisch“,
zählt Nöll als Beispiele auf.

� Beim ersten Mal Grundriss
einreichen: Mehr rechnen müssen
Steuerpflichtige, wenn es um Kos-
ten für das Gebäude geht. Diese
können nur anteilig geltend ge-
macht werden. „Bei der ersten Steu-
ererklärung mit Arbeitszimmer ist
das etwas aufwendiger: Man sollte
den Mietvertrag, eine Nebenkosten-
abrechnung und einen Grundriss
der Wohnung vorlegen, aus dem das

Verhältnis von Arbeitszimmer und
Wohnung hervorgeht“, rät Nöll.

Ein Beispiel: Die Wohnung ist 80
Quadratmeter groß, das Arbeitszim-
mer zwölf Quadratmeter. Der Quo-
tient daraus beträgt 15 Prozent. Wer
zur Miete lebt und arbeitet, kann 15
Prozent der Mietkosten geltend ma-
chen. Wer das eigene Haus nutzt,
kann Aufwendungen rund ums Ge-
bäude anteilig absetzen: „Gebäude-
abschreibung, Wohngebäude- und
Hausratversicherung, Reparaturen,
Wasser-, Energie- und Reinigungs-
kosten und so weiter“, sagt Nöll.

� Ein echtes Büro einrichten:
Wichtig: Das Arbeitszimmer muss
wie ein Büro eingerichtet sein und

fast ausschließlich für betriebliche
oder berufliche Zwecke genutzt
werden, sagt Christina Georgiadis
vom Lohnsteuerhilfeverein Verei-
nigte Lohnsteuerhilfe (VLH). Eine
Arbeitsecke im Wohnzimmer reicht
nicht, hat der Bundesfinanzhof
(BFH) entschieden (Az.: GrS 1/14).
Teilen sich dagegen Mitbewohner
ein Arbeitszimmer, kann jeder die
Ausgaben dafür bis zur Obergrenze
geltend machen, die er getragen hat.
Ausgaben für Gegenstände, die bis
zu 800 Euro kosten, machen Steuer-
pflichtige nach VLH-Angaben im An-
schaffungsjahr geltend. Was teurer
ist, etwa leistungsstarke Computer
oder Büromöbel, wird über die Nut-
zungsdauer abgeschrieben.

Nachhaltigkeit für Eltern immer wichtiger
der Deutschen Kinderausstattungs-
Hersteller (BDKH) und der Ver-
band der deutschen Möbelindustrie
(VDM). Ökologie und Nachhaltig-
keit würden in den kommenden Jah-
ren weiter an Bedeutung gewinnen,
sagte die VDM-Trendanalystin
Ursula Geismann. Insgesamt setz-
ten die deutschen Möbelbauer im
Jahr 2018 rund 4,5 Milliarden Euro
mit Kindermöbeln um. Jedes siebte
hierzulande produzierte Möbel-
stück ist laut Geismann ein Kinder-
möbel. dpa

mehr als 30 Aussteller aus dem Tex-
tilbereich für ihre nachhaltigen Pro-
dukte kennzeichnen.

2018 waren die Geburtenzahlen
laut Statistischem Bundesamt wie-
der leicht auf 787 523 gestiegen. Für
den Markt für Kinderbekleidung be-
deutet das ein Plus von 0,5 Prozent.
Verbrauchern sei wichtig, dass Klei-
dung frei von Schadstoffen und aus
ökologischen Materialien herge-
stellt werde.

Ähnliche Trends zu Nachhaltig-
keit sehen auch der Bundesverband

MESSE Die deutschen Hersteller von
Baby- und Kinderprodukten neh-
men in diesem Jahr verstärkt das
Thema Nachhaltigkeit in den Fo-
kus. „Schon seit geraumer Zeit be-
obachten wir den anwachsenden
Trend zu nachhaltigen Produkten“,
sagte der Geschäftsbereichsleiter
der Koelnmesse, Markus Oster, am
Dienstag im Vorfeld der am 19. Sep-
tember startenden Messe „Kind +
Jugend“. Ein Nachhaltigkeitssiegel
zusammen mit dem BTW Handels-
verband Textil soll demnach etwa

Computer
Nutzen Berufstätige im Arbeitszim-
mer den privaten Laptop oder Com-
puter auch beruflich, können sie ei-
nen Teil der Kosten für Anschaffung
und Unterhalt als Werbungskosten
geltend machen, erklärt die Lohn-
steuerhilfe Bayern. Entscheidend für
die Höhe ist der Anteil an Zeit, in der
das Gerät für den Beruf genutzt wird.
Der noch nicht abgeschriebene
Restwert kann anteilig abgesetzt
werden. Für Büromaterial ist die
Schwelle dagegen niedriger: Stifte,
Papier und Heftstreifen sind unab-
hängig vom Arbeitszimmer als Wer-
bungskosten absetzbar. dpa

Energy-Drinks machen viele Kinder krank
Studie zeigt, dass bei Fünft- bis Zehntklässlern Übergewicht, Schlafstörungen und Hyperaktivität häufiger auftreten

Von Wolfgang Schmidt

GESUNDHEIT Fast jedes fünfte Schul-
kind nimmt nach einer Untersu-
chung der Krankenkasse DAK re-
gelmäßig Energy-Drinks zu sich.
Daraus resultierten negative Folgen
für die Gesundheit: Bei den Mäd-
chen und Jungen der fünften bis
zehnten Klassen, die Energy-Drinks
konsumieren, seien Übergewicht,
Schlafstörungen und Hyperaktivität
besonders häufig.

900 Schulklassen Nach den DAK-
Untersuchungen, die der Deut-
schen Presse-Agentur vorliegen,
trinken 19 Prozent der Mädchen
und Jungen in den genannten Jahr-
gangsstufen mindestens einmal im

Monat Energy-Drinks. 6 Prozent tun
das wöchentlich, 3 Prozent täglich.
Die DAK-Gesundheit hat die nach
ihren Angaben repräsentative Stu-
die mit dem Institut für Therapie-
und Gesundheitsforschung (IFT-
Nord) aus Kiel in 13 deutschen Bun-
desländern gemacht. Rund 14 000
Mädchen und Jungen aus mehr als
900 Schulklassen wurden demnach
befragt.

Aufputschend Von den täglichen
Energy-Drink-Konsumenten sind
den Angaben zufolge zwei Drittel
männlich. „Gerade für Heranwach-
sende sind aufputschende Soft-
drinks bedenklich“, sagte der DAK-
Vorstandsvorsitzende Andreas
Storm. „Sie enthalten viel Koffein,

sind extrem gesüßt und stecken
voller synthetischer Zusatzstoffe.“
Die Energy-Drinks verliehen kei-
nen Powerschub, sondern könnten
zu massiven Gesundheitsproble-

men führen. „Wir sehen insbeson-
dere bei Schlafproblemen, Überge-
wicht und Hyperaktivität einen Zu-
sammenhang“, sagte IFT-Studien-
leiter Reiner Hanewinkel. Dieser

zeige sich schon, wenn Kinder und
Jugendliche etwa einmal im Monat
regelmäßig einen Energydrink zu
sich nehmen – und werde extrem
deutlich bei vieltrinkenden Jugend-
lichen.

Kennzeichnung So berichteten fast
zwei Drittel (63 Prozent) der Jungen
und Mädchen mit täglichem Ener-
gy-Drink-Konsum von Problemen
beim Ein- oder Durchschlafen. In
der Gruppe derjenigen, die nie oder
nur selten Energy-Drinks trinken,
seien Schlafstörungen deutlich sel-
tener (41 Prozent). Die DAK forder-
te, Energy-Drinks besser zu kenn-
zeichnen. Bisher müssten die Her-
steller über konkrete Gesundheits-
risiken nicht informieren.

Energy-Drinks sind in vielen Geschmacksrichtungen im Handel zu finden. Die DAK
fordert, dass Hersteller auf Gesundheitsrisiken hinweisen müssen. Foto: dpa

Mit der TastaturMit der TastaturMit der T
scrollen

COMPUTER Das Mausrad zum Scrol-
len ist praktisch, keine Frage. Aber
wer allein mit der Tastatur schneller,
besser oder einfach lieber arbeitet,
kann auch darüber sein Browser-
fenster hoch und runter bewegen.
Das funktioniert sowohl in Mozilla
Firefox als auch in Chrome oder
Opera.

Dazu muss man einfach einmal
die Leertaste drücken, damit sich
das aktuelle Fenster um ungefähr
eine Displayhöhe nach oben
schiebt. Zum Tastatur-Scrollen in
umgekehrter Richtung drückt man
Umschalt- und Leertaste gemein-
sam. tmn
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Mann bedroht Retter in 

Beelitz – SEK-Einsatz

BEELITZ (dpa/uf) Ein Mann hat in 

Beelitz Rettungskräfte bedroht und 

damit einen SEK-Einsatz ausgelöst. 

Die Sanitäter wurden kurz vor Mit-

ternacht wegen einer angeblichen 

Schussverletzung gerufen, wie eine 

Sprecherin der Polizei am Mittwoch 

mitteilte. Da der Verdacht bestand, 

dass der Tatverdächtige im Besitz ei-

ner Schusswaffe war, wurde zusätz-

lich ein Spezialeinsatzkommando 

angefordert. Die rund 40 Beamten 

konnten den leicht alkoholisierten 

Mann überwältigen und ihn in Ge-

wahrsam nehmen. Niemand wurde 

verletzt. Nach derzeitigen Erkennt-

nissen war ein Familienstreit der 

Auslöser.

Innovationscampus in Cottbus geplant

VON BENJAMIN LASSIWE

POTSDAM Die Entscheidung von 

Bundesforschungsministerin Anja 

Karliczek (CDU), die Forschung an 

Batterizellen nach Münster zu ge-

ben, hat in Brandenburg und Sach-

sen für Unmut gesorgt. Branden-

burgs Wissenschaftsministerin 

Martina Münch (SPD) sagte, dass 

sich das Land  nicht um einen Stand-

ort für Batterieforschung beworben 

habe. „Um so einen Zuschlag zu be-

kommen, muss man eine stabile 

Forschungslage in diesem Bereich 

haben – und die haben wir nicht“, 

erklärte Münch am Mittwoch vor 

Journalisten in Potsdam. „Wir ha-

ben keinen Forschungsstandort, 

der in diesem Bereich forscht.“ Al-

lerdings sei sie enttäuscht darüber, 

dass das geplante Forschungsinsti-

tut in Münster angesiedelt werden 

soll.
„Der Bund hat schließlich immer 

gesagt, man wolle die Batteriezell-

forschung gezielt in die neuen Län-

der geben.“ Sie hoffe aber weiterhin 

darauf, dass die Produktion der neu 

entwickelten Batterien in Schwarz-

heide oder an anderen Orten in der 

Lausitz stattfinden könne. BASF in 

Schwarzheide habe bekanntlich In-

teresse daran bekundet, in die Bat-

terieproduktion einsteigen zu kön-

nen.
Münch stellte am Mittwoch weite-

re Projekte ihrer Lausitzstrategie vor. 

„Ich freue mich, dass eine ganze Rei-

he innovativer Forschungsvorhaben 

sowie hochkarätiger Ansiedlungen 

von Forschungseinrichtungen auf 

den Weg gebracht wurden“, sagte 

Münch.
Im Rahmen des Sofortpro-

gramms, das bis 2021 auf den Weg 

gebracht werden soll, ist beispiels-

weise geplant, einen zunächst aus 

25 Forschungsstellen bestehenden 

Innovationscampus Mikrosensorik 

zu gründen.

An dem Projekt sollen die Bran-

denburgische Technische Univer-

sität (BTU) Cottbus-Senftenberg  

sowie je zwei außeruniversitäre For-

schungsinstitute der Leibniz- und 

der Fraunhofergesellschaft beteiligt 

sein. „Mit dem Innovationscampus 

haben wir hervorragende Möglich-

keiten, um unseren Beitrag für die 

Stärkung der Region zu leisten“, sag-

te der Direktor des Fraunhofer-In-

stituts für Photonische Mikrosyste-

me in Dresden, Harald Schenk. Dort 

sollen neuartige Sensoren für die Di-

gitalisierung der industriellen Pro-

duktion, der Landwirtschaft und der 

Medizin entwickelt werden. Für das 

Jahr 2030 sei ein Bedarf von 100 Bil-

lionen Mikrosensoren errechnet 

worden.
Die amtierende Präsidentin der 

BTU Cottbus-Senftenberg, Christi-

ane Hipp, betonte, die Diskussionen 

zu Klimawandel, Umweltschutz, 

CO2-Neutralität und Kreislauf-

wirtschaft hätten der BTU neuen 

Schwung gegeben. „Wir sind sehr 

sehr froh und zuversichtlich, dass 

wir uns mit den finanziellen Mög-

lichkeiten noch einmal ganz neu 

in der Lausitz für die Lausitz posi-

tionieren können“, sagte Hipp. Auf 

Nachfrage erklärte sie, dass sich 

die BTU auch weiterhin „mit gro-

ßem Engagement“ um eine Mit-

gliedschaft in der Deutschen For-

schungsgesellschaft (DFG) bemühe. 

„Das Thema Forschungsstärke ist 

noch nicht gelöst, aber die neu-

en Kooperationen werden uns da 

stärken“, so Hipp. Die Uni habe zu-

dem den Anteil der internationalen 

Studierenden und der Studiengän-

ge steigern können. Momentan ver-

zeichne die BTU rund 7200 Studen-

ten. „Wir würden gern wieder über 

die 8000er-Grenze kommen“, sag-

te Hipp. „10 000 wie vor fünf Jahren 

werden wir in den nächsten Jahren 

aber nicht erreichen können.“

Brandenburgs 

Wissenschaftsministerin 

Martina Münch (SPD) 

hat am Mittwoch in 

Potsdam Projekte ihrer 

Lausitz-Strategie vorgestellt. 

So soll in Cottbus ein 

Innovationscampus  

entstehen. Für 

Batterieforschung hat sich 

das Land bisher nicht ins 

Gespräch gebracht.

Der Zentralcampus der  Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus-Senftenberg in Cottbus. Die BTU soll ein Hauptakteur bei dem geplanten Innovati-

onszentrum in der Lausitzmetropole sein. 

 ARCHIVFOTO: M. HELBIG

Die Landesgruppe Ost der SPD-Bun-

destagsfraktion  hat nach der Ent-

scheidung von Forschungsministe-

rin Anja Karliczek (CDU)  über den 

Standort der Batterieforschung in ei-

nem Brief an Kanzlerin Angela Mer-

kel (CDU) schwere Vorwürfe an die 

Adresse Karliczeks erhoben. Der 

Sprecher der Arbeitsgruppe, Frank 

Junge, verwies darauf, dass am 

Standort Großröhrsdorf die nötigen 

Voraussetzungen für die Batterie-

forschung im Unterschied zu Müns-

ter bereits vorhanden seien. Dieser 

Standort sei von Sachsen, Thüringen 

und Brandenburg unterstützt wor-

den. „Auch eine intensivere Zusam-

menarbeit zwischen den vom Koh-

leausstieg betroffenen Regionen 

wäre so möglich“, heißt es in dem 

Schreiben, das der RUNDSCHAU 

vorliegt. 
Junge forderte die Kanzlerin auf, das 

Thema noch einmal im Bundeskabi-

nett zu besprechen.

SPD-Landesgruppe mit 

schweren Vorwürfen

INFO

„Wir haben keinen Forschungsstand-

ort, der in diesem Bereich forscht“, 

begründete Ministerin Martina 

Münch eine fehlende Bewerbung für 

die Batterieforschung.  FOTO: S. STACHE/DPA

In Brandenburg mehr 

antisemitische Straftaten

POTSDAM (dpa/uf)Brandenburgs 

Polizei hat in den ersten fünf Mo-

naten dieses Jahres deutlich mehr 

antisemitische Vorfälle registriert 

als im Vorjahreszeitraum. Wie das 

Innenministerium in Potsdam am 

Mittwoch auf eine Anfrage der AfD 

im Landtag mitteilte, verzeichnet 

die Kriminalstatistik von Januar bis 

Mai 51 politisch motivierte Strafta-

ten im Bereich Hasskriminalität und 

Antisemitismus. Das waren 13 Fäl-

le oder rund ein Drittel mehr als 

im gleichen Zeitraum 2018. In nur 

zwei der 89 Delikte in beiden Zeit-

räumen ging es um Straftaten aus re-

ligiöser Ideologie. Dabei ist ein Sy-

rer der Beleidigung angeklagt, gegen 

einen Unbekannten lautet der Vor-

wurf Volksverhetzung. In allen an-

deren 87 Fällen richteten sich die 

Ermittlungen gegen Täter aus der 

rechten Szene.

Kirchen-Verwaltungschef 

geht in den Ruhestand

DRESDEN (dpa/uf) Der Präsident 

des Landeskirchenamtes Sachsen, 

Johannes Kimme, geht nach fast 

zehn Jahren in den Ruhestand. Der 

65-Jährige wird mit einem Gottes-

dienst am Freitag in der Dresdner 

Dreikönigskirche verabschiedet, wie 

die evangelische Landeskirche am 

Mittwoch mitteilte.

Sachsen zahlt Prämien 

für Nutztierhaltung

DRESDEN (dpa/uf)  Mit einer Prämie 

soll dem Rückgang von Schafen und 

Ziegen in Sachsen im Freistaat ent-

gegengewirkt werden. Laut sächsi-

schem Umweltministerium können 

Halter Förderungen von jährlich 40 

Euro pro Tier beantragen. Damit soll 

den Angaben nach ein durch den 

Wolf entstehender Mehraufwand 

ausgeglichen werden. Die Prämie 

gelte für Schafe und Ziegen, die äl-

ter als neun Monate sind. Einen An-

trag dürfen Halter stellen, wenn sie 

mindestens 50 Tiere besitzen. Die 

Förderung soll noch in diesem Jahr 

beginnen. 

VON DIETRICH SCHRÖDER

FRANKFURT (ODER) Als die beiden 

Angeklagten in den Gerichtssaal ge-

führt werden, begrüßen sie sich mit 

breitem Grinsen und freundlichem 

Hallo. Der Berliner Roman M. und 

der Frankfurter Ronny B. haben sich 

lange nicht gesehen. Seit sie im No-

vember festgenommen wurden, sit-

zen die beiden getrennt voneinan-

der in Untersuchungshaftanstalten.

Wegen dieser beiden Männer war 

vor einem Jahr die Soko „Geld“ der 

Brandenburger Polizei verstärkt 

worden. Denn seinerzeit häuften 

sich die Anschläge auf Bankauto-

maten. Dabei waren die beiden gar 

keine Leute vom Fach, saßen je-

doch nach Informationen unserer 

Zeitung zuvor schon wegen ande-

rer schwerer Delikte in Haft. Der 

56-jährige Roman M. wegen ver-

suchten Mordes und Totschlags 

seiner Frau, der 43-jährige Ronny 

B. wegen brutalen sexuellen Miss-

brauchs eines Mannes.

„Ich hab’ hier überhaupt nichts zu 

sagen.“ Mit dieser betont schnodd-

rigen Reaktion auf die Frage des Vor-

sitzenden Richters Ulrich Karkmann 

nach seinen Personalien deutet Ro-

man M. an, dass seine Taktik im Pro-

zess darin bestehen wird, nichts 

auszusagen. Auch Ronny B. nickt, 

als ihn der Richter fragt: „Und Sie 

wollen auch schweigen? Dann hat 

B. aber doch noch eine Frage: Wes-

halb muss er während der Verhand-

lung Fußfesseln tragen und Roman 

M. nicht? Nach Kurzem Blättern in 

den Akten stellt der Richter fest, dass 

eigentlich beide Angeklagte wegen 

ihrer Vorstrafen und teils aggres-

siven Verhaltens bei den Verneh-

mungen Fußfesseln tragen sollten. 

Er sagt trocken zu Ronny B.: „Bitte 

fühlen Sie sich nicht benachteiligt. 

Beim nächsten Termin wird auch ihr 

Mitangeklagter Fußfesseln tragen.“

Wegen des Schweigens der An-

geklagten steht ein Indizienprozess 

bevor, denn eine Verständigung mit 

den Angeklagten über das Strafmaß 

hat es laut Karkmann auch nicht ge-

geben. Dafür wird als Nächstes das 

Licht im Gerichtssaal gelöscht und 

es beginnt eine längere Foto-Be-

trachtung. 
Zu sehen sind Aufnahmen, die 

Überwachungskameras in den Fi-

lialen Storkow und Müllrose der 

Raiffeisen Volksbank beziehungs-

weise Ziltendorf und Neuzelle der 

Sparkasse Oder-Spree in den Näch-

ten zum 28. Mai und zum 16. Juli 

2018 gemacht haben. Überein-

stimmend sind darauf zwei kräfti-

ge,  vermummte Männer zu sehen, 

die jeweils in Sekundenschnelle mit 

Brecheisen die Geldautomaten auf-

stemmen. Der eine Mann trägt im-

mer die gleichen Turnschuhe, auch 

die roten Brechstangen sind diesel-

ben.
Eigentümlicherweise kommen 

jedoch das Acetylen-Gas und die 

Zündschnüre, die für eine Automa-

tensprengung vorbereitet waren, 

nirgendwo zum Einsatz. Stattdes-

sen wurden die Angriffe jeweils ab-

gebrochen. Schon unmittelbar nach 

den Vorfällen war der Polizei aufge-

fallen, dass die Verdächtigen dilet-

tantisch vorgingen. Sie sorgten zwar 

für hohen Sachschaden an den Au-

tomaten, gelangten aber selbst nicht 

an Geld.
Dass die Täter „keine professi-

onellen Automatensprenger sind, 

sondern sich neu in diesem Bereich 

versuchen“, hatte ein Kriminalist 

schon während der Ermittlungen 

vermutet. Auf eine heiße Spur ka-

men die Ermittler auch deshalb, weil 

die Täter vor einer weiteren Bankfi-

liale – in Lieberose (Dahme-Spree-

wald) – in einer Nacht zwei Mal kurz 

mit ihrem Fahrzeug geparkt hatten, 

ohne dort einzubrechen. Deshalb 

wurden bei der Polizei Fahndun-

gen nach einem alten blauen BMW 

eingeleitet, der schließlich bei ei-

ner Kontrolle im Herbst 2018 auf-

fiel. Seinerzeit sollen die Verdächti-

gen versucht haben, noch während 

der Verfolgung durch die Polizei eine 

Gasflasche und anderes belastendes 

Material aus dem Auto zu werfen.

Bis zum nächsten Verhandlungs-

termin gab der Vorsitzende Richter 

den Angeklagten mehr als 60 Doku-

mente aus den Untersuchungsakten 

als Lektüre in die Untersuchungs-

haft mit. „Damit die Akten nicht alle 

vorgelesen werden müssen“, wie er 

süffisant bemerkte.

Vier Banküberfälle, aber kein Geld

Prozess-Auftakt in Frankfurt (Oder): Vor Gericht stehen zwei vorbestrafte erfolglose Geldautomaten-Knacker. 

Immer wieder wurden im vergange-

nen Jahr Bankautomaten gesprengt. 

Zwei mutmaßliche Täter stehen jetzt 

vor Gericht.   FOTO: DPA

Die Heidelbeeren 

sind reif!

BEELITZ (dpa/uf) Korb geschnappt 

und ab aufs Feld: In Brandenburg 

können seit dieser Woche wieder 

Heidelbeeren gepflückt werden. 

Auf dem Spargel- und Erlebnishof in 

Klaistow (Landkreis Potsdam-Mit-

telmark) wurde am Mittwoch die 

diesjährige Heidelbeersaison ein-

geläutet, wie der Gartenbauverband 

Berlin-Brandenburg mitteilte.

Den Angaben zufolge haben sich 

in Brandenburg 25 Betriebe auf 

den Anbau von Kulturheidelbee-

ren spezialisiert. 2018 wurden auf 

mehr als 330 Hektar rund 1130 Ton-

nen geerntet.

Der Gartenbauverband erwartet 

für 2019 ähnliche Erträge. Die Sai-

son in Brandenburg endet voraus-

sichtlich im September.

Christin Hengemann präsentiert 

frisch geerntete Heidelbeeren.Auf 

dem Spargel- und Erlebnishof in 

Klaistow.  FOTO: JULIAN STÄHLE/DPA

Verbraucherzentrale hat

Zulauf in Brandenburg

MELDUNGEN

POTSDAM (dpa/uf) Mehr 

als  62 700 Brandenburger haben 

sich im Jahr 2018 Beratung bei der 

Verbraucherzentrale des Landes 

(VZB) geholt. Das geht aus dem 

VZB-Jahresbericht hervor, den Ge-

schäftsführer Christian Rumpke 

am Mittwoch Verbraucherschutz-

minister Stefan Ludwig (Die Linke) 

überreicht hat. Demnach nutzten 

etwa 1700 Verbraucher mehr als im 

Vorjahr den Beratungsservice. Fast 

30 200 kamen persönlich in der Be-

ratungsstelle vorbei, rund 29 500 

riefen an. Mehr als  3000 Menschen 

schrieben eine E-Mail. Besonders 

gefragt waren den Angaben zufolge 

Beratungen zu den Themen Energie, 

Bauen und Wohnen. Knapp 30  Pro-

zent der Brandenburger hatten Är-

ger mit Energieversorgern oder Fra-

gen zur Betriebskostenabrechnung 

oder zu Energiesparen. Danach ka-

men die Anfragen zum allgemeinen 

Verbraucherrecht (28 Prozent). Die 

VZB beriet zum Beispiel zu Proble-

men bei Kauf und Reklamation so-

wie zu unseriösen Anbietern und 

Kaffeefahrten.
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21-24 01070 Arcor 0,49

01013 Tele2 0,94

Ferngespräche im Inland: Wochenende

0-7 01028 Sparcall 0,10

01070 Arcor 0,54

7-8 01028 Sparcall 0,10

010018 010018 1,46

8-19 010018 010018 1,46

010052 010052 1,64

19-24 01070 Arcor 0,54

01013 Tele2 0,94

Vom Festnetz zum Handy: Montag bis Freitag

0-24 01052 01052 1,82

010018 010018 2,81

Vom Festnetz zum Handy: Wochenende

0-24 01052 01052 1,82

010018 010018 2,81

Ortsgespräche im Inland: Montag bis Freitag

0-7 01028 Sparcall 0,10

01070 Arcor 0,29

7-19 01028 Sparcall 1,66

01079 star79 1,84

19-24 01052 01052 0,84

01070 Arcor 0,87

Ortsgespräche im Inland: Wochenende

0-7 01028 Sparcall 0,10

01070 Arcor 0,79

7-8 01028 Sparcall 0,10

01088 01088telecom 1,44

8-19 01088 01088telecom 1,44

01079 star79 1,49

19-24 01052 01052 0,84

01070 Arcor 0,87

Ferngespräche im Inland: Montag bis Freitag

0-7 01028 Sparcall 0,10

01070 Arcor 0,29

7-19 010052 010052 0,84

010018 010018 1,34

19-21 01070 Arcor 0,54

01013 Tele2 0,94

Preiswert telefonieren

Zwei günstige Call-by-Call-Anbieter mit Tarifansage, die Sie ohne An-

meldung sofort nutzen können. Anbieter mit der Vorwahl 0900 oder

mit einer Einwahlgebühr wurden nicht berücksichtigt.

Hotline (Mo-Fr 9-18 Uhr) für Ihre Fragen: 0900 1 330 100

(1,86 Euro pro Min. von Telekom) Stand: 24. Januar 2019.

Alle Angaben ohne Gewähr.

Quelle: www.teltarif.de; Preise Cent pro Minute

Viele schwarze Schafe
Ein Schreiben von einem Inkassounternehmen erschreckt jeden. Doch nicht immer ist die Forderung

berechtigt. Verbraucher
können das an bestimmten Merkmalen selbst erkennen.

Von Sabine Meuter

Potsdam/Berlin (dpa). Eine Rechnung

nicht bezahlt, aufMahnungen nicht re-

agiert, und auf einmal liegt Post von

einer Inkassofirma im Briefkasten.

Nicht jedes Schreiben, das Verbrau-

cher erhalten, stammt von einem se-

riösen Unternehmen. Und viele Forde-

rungen, die verschickt werden, sind

nicht berechtigt, wie Erfahrungen der

Verbraucherzentrale Brandenburg zei-

gen.
Von Februar bisNovember 2018 sam-

melten die Verbraucherschützer über

die Internetseite inkasso-check.de die

Erfahrungenvonmehr als 40.000Nut-

zern ein. Das Ergebnis: Mehr als 20 Pro-

zent der Forderungen wurden auf Ba-

sis der Nutzerangaben als unberech-

tigt eingestuft.

Das Problem: Zahlungsaufforderun-

gen durch Inkassounternehmen set-

zen die Empfänger oft unter großen

Druck. Wichtig deshalb aus Sicht von

Michèle Scherer von der Verbraucher-

zentrale Brandenburg: „I
mmer erst ein-

mal Ruhe bewahren“ und das Schrei-

ben unter die Lupe nehmen.

Denn die Inkassofirma muss Anga-

bensowohl zurForderungals auc
hzum

Gläubiger machen – also welche Firma

sie beauftragt und welchen Grund die

Sache hat. „Verbraucher erkennen so

schnell, ob die Forderung berechtigt

ist“, sagt Marco Weber vom Bundes-

verband Deutscher Inkasso-Unterneh-

men (BDIU) in Berlin.

Auf den Internetseiten der Verbrau-

cherschützer können Empfänger ihre

Forderungen im Zweifel

überprüfen. Gegebenen
falls

bekommen sie einen Mus-

terbrief, den sie direkt an die

Inkassofirma senden kön-

nen – zum Beispiel, um der

Forderung zu widerspre-

chen.
Generell gilt: „Inkasso-

unternehmen müssen bei Gerichten

zugelassen und registriert sein“, er-

klärtEugénieZobelvond
erStiftungWa-

rentest in Berlin. Entsprechend sind In-

kassounternehmen im Internet im

Rechtsdienstleistungsre
gister gelistet.

„Auch die Mitgliedschaft im BDIU ist

ein Indiz für Seriosität“, bet
ont Weber.

Bei demVerbandgibt es eineBesc
hwer-

destelle,andiesichVerbr
aucherbeiPro-

blemen mit Inkassofirmen wenden

können. In kniffligen Angelegenheiten

kann der BDIU schlichten und das Mit-

gliedsunternehmen muss sich an den

Schlichtungsspruch halten.

InderBranchetummelnsichabervie-

le schwarze Schafe. Vermeintliche In-

kassofirmen verschicken Zahlungsauf-

forderungen auch oft per Mail, die mit

Drohungen wie weiteren Mahnungen,

Gerichtsvollzieher und
Lohnpfändung

gespickt sind. „Mit solchen Mails wird

reine Abzocke versucht“
, warnt Zobel.

DaraufweistauchWeberhin: „ImMo-

ment kursieren wieder frei erfundene

Forderungen angeblicher Inkasso-

unternehmen, etwa über Gewinnspie-

le oder für die Inanspruchnahme von

Erotikdiensten“, erklärt
der Verbands-

vertreter. Das Geld dafür sollen die

Empfänger von Zahlungsaufforderun-

gen auf ausländische Konten überwei-

sen – was Betroffene an der IBAN leicht

erkennen.
Weber rät, auf betrügerische Mah-

nungen per Mail gar nicht zu reagie-

ren und sie umgehend zu löschen. Be-

troffenesolltenambestendiePolizei in-

formieren. Kommt die betrügerische

Mahnung per Brief, sollte dem schrift-

lich widersprochen werden.

Aber auch bei berechtigten Forde-

rungen darf nicht alles abgerechnet

werden. „Betroffene sollten jede Posi-

tion hinterfragen“, rät Verbraucher-

schützerin Scherer. „Die Inkassoforde-

rungen sind unserer Ansicht nach oft

überhöht.“ Stellt das Un
ternehmen et-

wa Zinsen in Rechnung, dann muss es

detailliert aufschlüsseln
, wie diese be-

rechnet werden. Zinsforderungen in

Höhe von fünf Prozentpunkten über

dem Basiszins sind zulässig.

Kosten für die Ermittlung einer

Adresse oder Nachfragen beim Ein-

wohnermeldeamt dürfen nur dann er-

hoben werden, wenn der säumige Zah-

ler umgezogen ist und dies nicht dem

ursprünglichenVertragspartnermitge-

teilt hat. „Die Kosten werden durch die

Stadt- oder Gemeindeverwaltung fest-

gelegt und können insofern variieren“,

erklärt Scherer.

Keine Kosten fallen an, wenn das In-

kassounternehmen die Forderung ge-

kauft hat. Dann nämlich betreibt es

das Inkasso in eigener Sache. Massi-

ves Unterdrucksetzen mit einem Ein-

trag bei der Schufa oder einer ande-

ren Auskunftei sind ebenfalls nicht

rechtens.

Post von einem Inkassobüro sollte gründlich geprüft werden.
Foto: Jens Büttner/dpa

„Im Moment kursieren wieder frei

erfundene Forderungen
.“

Verwirrspiel beim Fleisch
Falsche Aussagen bei Schweine- und Rinderhaltung

Potsdam (dpa). Viele Labels

und Werbeslogans verspre-

chen Kunden Fleisch mit bes-

seren Tierstandards. Doch die

Botschaften seien selten nach-

vollziehbar, verlässlich und

bieten kaumOrientierung, kri-

tisieren die Verbraucherzen-

tralen nach einer bundeswei-

ten Untersuchung in 17 Super-

märkten und Discountern.

Die Verbraucherschützer

sprechen sogar von einemVer-

wirrspiel. Speziell bei Sch
wei-

ne- und Rindfleisch gebe es be-

schönigende Auslobung
en.

So zeigte bei einem Schwei-

ne-Minutensteak ein Foto auf

der Verpackung Schweine in

Freilandidylle. Das Haltungs-

zeugnis der Stufe 1 entsprach

jedoch lediglich dem gesetzli-

chen Mindeststandard der

Stallhaltung. Begriffe wie art-

gerecht, tiergerecht ode
r Tier-

wohl sind rechtlich nicht ge-

schützt. Lediglich bei Geflügel

gibt es EU-Vermarktungsnor-

men. Bezeichnungen wie „ex-

tensive Bodenhaltung“, „Frei-

landhaltung“ und „bäuerliche

Freilandhaltung“ sind eindeu-

tig definiert.

Lehrstelle wechseln
Aufhebungsvertrag empfehlenswert

Berlin/München (dpa). Es gibt

die unterschiedlichsten Grün-

de, die dazu führen können,

dass Auszubildende sich in

ihrem Lehrbetrieb nicht wohl-

fühlen. Das bedeutet nic
ht im-

mer auch einen Ausbildungs-

abbruch. Oft kann der Wech-

sel in einen anderen Lehrbe-

trieb helfen.
Wenn es zur Kündigung

kommt, ist es wichtig, vorab

mitdenVerantwortlichenüber

mögliche Pflichtverletzungen

des Ausbildungsbetriebs ge-

sprochen zu haben. Wenn sich

trotzdemnichtsändert,hatder

Lehrling unter Umständen

einen Grund zur Kündigung.

Vor jeder Kündigung muss

aber ein Plan B her. „Man soll-

te nie kündigen, bevor man

nicht weiß, wie es weiterge-

hen soll“, rät Sabrina Schittel

vom Beratungsprojekt „Aus-

bildungs- & Zukunftsbüro“ in

München.
Dennwer kündigt, ohne eine

neue Lehrstelle vorweisen zu

können, riskiert zu viele Fehl-

zeiten während der Ausbil-

dung. Das könnte wiederum

dazu führen, dass die zustän-

digeKammerdieAusbildungs-

zeit verlängert.

Nur wer während der Pro-

bezeit kündigt, kann dies je-

derzeit und ohne Angabe von

Gründen tun. Danach wird es

ungleich schwerer, dem Lehr-

betrieb zu kündigen und die

Ausbildung trotzdem fortzu-

setzen. Nur, wer den Beruf

wechseln oder die Ausbildung

aufgeben möchte, kann den

Ausbildungsvertrag mit einer

Frist von vier Wochen kündi-

gen. Wer dagegen lediglich die

Lehrstelle wechseln möchte,

muss fristlos kündigen.

Dazu müssen dem Betrieb

Pflichtverstöße vorzuwerfen

sein, etwa was die Bereitstel-

lung von Arbeitsmaterialien,

das Führen eines Berichts-

hefts oder die Einhaltung des

Jugendarbeitsschutzgese
tzes

angeht. Aber auch sexuelle Be-

lästigung, Diskriminierung

oder unbezahlte Überstunden

sind Kündigungsgründe.

Eine fristlose Kündigung

sollte nie ohne professionelle

Hilfe geschrieben werden,

denn die formalen Anforde-

rungen sind hoch. Eine besse-

re Alternative kann ein Auf-

hebungsvertrag sein. Darin

kann die Austrittsfrist in Ab-

sprache mit dem Unterneh-

men selbst formuliert wer-

den.
Azubis müssen auch die Be-

rufsschule über die anstehen-

den Änderungen informieren.

Diese ist gesetzlich nicht ver-

pflichtet, den Lehrling weiter

zu unterrichten, wenn er nicht

mehr in einem Ausbildungs-

verhältnis ist.

Vertrag für

Fitnessstudio prüfen

Hannover (dpa). Einen Ver-

trag für ein Fitnessstudio

sollten Verbraucher nicht

gleich vor Ort unterschrei-

ben. Besser ist es, die

Unterlagen mit nach Hau-

se zu nehmen und dort die

Details in Ruhe zu prüfen.

Denn nach Abschluss des

Vertrags können Verbrau-

cher ihn nicht einfach wi-

derrufen, warnt die Ver-

braucherzentrale Nieder
-

sachsen. Auch eine außer-

ordentliche Kündigung
–

also vor Ablauf der Ver-

tragslaufzeit – ist nur m
it

guten Gründen möglich.

Dies ist in der Regel nur

möglich bei einer ernsthaf-

ten Krankheit, die ein ärzt-

liches Attest bestätigt.

Oder bei grundlegenden

Änderungen am Angebot.

Deshalb empfehlen die

Verbraucherschützer, sic
h

vertraglich nicht zu lang-

fristig an ein Studio zu bin-

den. Vor Ablauf der Kün
di-

gungsfrist muss man

rechtzeitig kündigen, sonst

verlängert sich der Vertrag

automatisch – dabei ist

maximal ein Jahr erlaubt.

Regresspflicht

kann entfallen

Berlin (dpa). Bei Unfall-

flucht kann die Versiche-

rung den von ihr beim

Gegner ersetzten Schaden

vom Verursacher zurück-

fordern. Diese Regress-

pflicht kann entfallen,

wenn dieser den Unfall

nicht bemerkt hat oder die

Versicherung in jedem Fall

hätte zahlen müssen. Also

auch dann, wenn der Un-

fall bemerkt worden wäre.

Das zeigt ein Urteil des

Amtsgerichts Berlin, be-

richtet die Arbeitsgemein-

schaft Verkehrsrecht des

Deutschen Anwaltvereins

(Az.: 119 C 3173/17). Beim

Ausparken beschädigte

eine Frau mit ihrem Auto

ein anderes Fahrzeug. Den

Schaden ersetzte ihre Ver-

sicherung, forderte aber

Regress. Denn die Autofah-

rerin hätte aufgrund der

Unfallflucht ihre Pflicht

verletzt. Diese wiederum

argumentierte, den Unfall

nicht bemerkt zu haben.

Und selbst wenn, hätte die

Versicherung den Schaden

ebenfalls begleichen müs-

sen. Vor Gericht bekam
die

Frau Recht.

Recht auf Erbe

trotz Trennung

Kiel (dpa). Auch nach einer

Trennung haben Verheira-

tete unter Umständen An-

spruch auf einen Teil des

Erbes ihres verstorbenen

Ex-Partners. Denn das Erb-

recht ist erst dann ausge-

schlossen, wenn zum Zeit-

punkt des Todes das Sch
ei-

dungsverfahren begonnen

hat oder die entsprechen
-

den Voraussetzungen ge-

geben waren. Darauf

macht die Notarkammer

Schleswig-Holstein auf-

merksam. Zudemmuss der

Verstorbene die Scheidu
ng

gerichtlich beantragt oder

ihr zugestimmt haben. Be-

finden sich die Eheleute

noch im Trennungsjahr,

bleibt der Hinterbliebene

Erbe. Selbst wenn der Erb-

lasser den Ex-Partner im

Testament enterbt hat, hat

dieser das Recht auf sein
en

Pflichtteil. Haben die ge-

trennt lebenden Eheleute

aber einen gemeinsamen

notariellen Pflichtteilsver-

zicht vereinbart, sind sämt-

liche Ansprüche ungülti
g.
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Riester-Rente

Riester-Sparer können Geld zurückfordern»Doppelprovisionen«: Sparer
haben einen dreistelligen Mil-
lionenbetrag zu viel an die Ver-
sicherungswirtschaft gezahlt.
Verbraucher, die den Eigenbe-
trag ihrer Riester-Rentenversi-
cherung verändert haben, soll-
ten ihren Versicherer auffor-
dern, Ansprüche zu prüfen und
zurückzuzahlen. Die Verbrau-
cherzentralen stellen einen
kostenlosen Musterbrief zur
Verfügung.

Von Hermannus Pfeiffer

SPD und Grüne hatten während
ihrer Regierungszeit eine dras-
tische Absenkung des Niveaus
der gesetzlichen Rente beschlos-
sen. Kanzler Gerhard Schröder
und sein Vize Joschka Fischer
wollten so die Unternehmen von
steigenden Rentenversiche-
rungsbeiträgen für ihre Beschäf-
tigten entlasten. Die Konzerne
sollten dadurch international
wettbewerbsfähiger werden.
Um die politisch aufgerissene

Lücke in der Altersvorsorge zu
schließen, sollten die Beschäf-
tigten freiwillig in eine soge-
nannte Riester-Rente einzahlen.
Die Beiträge werden seither mit
steuerfinanzierten Zulagen sub-
ventioniert. Versprochen wurde,
dass sich durch die Riester-Ren-
te langfristig sogar das sinkende
Rentenniveau überkompensie-
ren lasse. Doch es kam, wie Kri-
tiker 2000/2001 schon befürch-
tet hatten – nämlich anders.
Heute hat nur knapp die Hälf-

te aller Berechtigten überhaupt

einen Riester-Vertrag abge-
schlossen. Viele Verträge ruhen
oder werden nicht mit der vol-
len Beitragssumme »bespart«.
Zudem kalkulieren die Versiche-
rungskonzerne mit langen Le-
benserwartungen, so dass die
Versicherten ein hohes Alter er-
reichen müssen, um unterm

Strich einen »Gewinn« zu erzie-
len. Allerdings lohnt sich das
Riestern, aufgrund der staatli-
chen Zulagen, zumindest für Ge-
ringverdiener und Familien mit
mehreren Kindern.
In der Kritik standen von An-

fang an auch die Anlageproduk-
te. Sie sind übrigens benannt
nach dem damaligen sozialde-
mokratischen Bundessozialmi-
nister und früheren Zweiten
Vorsitzenden der IG Metall,
Walter Riester.

Die Kritik der Verbraucher-
schützer galt vor allem den üp-
pigen Verwaltungskosten. Jetzt
kam heraus, dass viele Riester-
Anbieter ihren Kunden oben-
drein doppelte Abschlusskosten
anrechneten! Beispielsweise war
dies der Fall, wenn Eltern ihren
Eigenanteil für den Kinderbei-

trag angepasst hatten. Doch da-
mit ist nun Schluss. Bundesfi-
nanzminister Olaf Scholz (SPD)
und die Finanzaufsicht Bafin in
Bonn schreiten gegen diese Pra-
xis nun ein.
Die Marktwächter der Ver-

braucherzentrale Hamburg hat-
ten die Praxis der Doppelprovi-
sionen aufgedeckt und öffent-
lich gemacht. »Wir gehen davon
aus, dass Riester-Sparer in den
letzten Jahren einen dreistelli-
gen Millionenbetrag zu viel an

die Versicherungswirtschaft ge-
zahlt haben«, sagt Christian
Biernoth, Finanzexperte der
Verbraucherzentrale. Seiner
Einschätzung nach sind bundes-
weit Zehntausende Kunden be-
troffen: Vor allem Riester-Spa-
rer mit Kindern sowie Verbrau-
cher, die ihre Riester-Eigenbei-
träge etwa aufgrund von Ar-
beitslosigkeit oder Verringerung
der Arbeitszeit schon einmal ge-
senkt und später wieder ange-
hoben haben.
Besonders ärgere ihn, so Bier-

noth, dass Verbraucher gar nicht
erkennen könnten, ob sie be-
troffen sind. Die doppelte Erhe-
bung von Abschluss- und Ver-
triebskosten fand faktisch im
Verborgenen statt. Die Doppel-
provisionen werden weder im
Versicherungsvertrag noch in
sonstigen Vertragsunterlagen
erwähnt.
Verbraucherschützer begrü-

ßen zwar das Verbot, doch das
Finanzministerium gehe nicht
weit genug. So muss jeder ein-
zelne Betroffene zu viel gezahlte
Provision von den Versiche-
rungsgesellschaften zurückfor-
dern. »Wir raten allen Verbrau-
chern, die den Eigenbetrag ihrer
Riester-Rentenversicherung ver-
ändert haben, ihre Versicherung
aufzufordern, mögliche Ansprü-
che zu prüfen und zurückzuzah-
len«, empfiehlt Biernoth.
Dabei hilft ein Musterbrief der

Verbraucherzentrale Hamburg.
Damit können Verbraucherin-
nen und Verbraucher mehrfach
gezahlte Abschluss- und Ver-

triebskosten auf Riester-Renten-
versicherungen von ihrem Ver-
sicherer zurückerhalten.
Dass sich eine Beschwerde

lohnt, zeigt ein Fall aus dem
Saarland: Herr H. hatte, als er
arbeitslos wurde, den Eigenbei-
trag seiner Riester-Rentenversi-
cherung vorübergehend gesenkt
und noch im gleichen Jahr wie-
der auf den ursprünglichen Be-
trag erhöht. Daraufhin verlangte
die Versicherungsgesellschaft
erneut Abschluss- und Vertriebs-
kosten in Höhe von weit über
3000 Euro. Der Betrag wurde
Herrn H. inzwischen wieder gut-
geschrieben.
Mittlerweilemehren sich auch

in der Bundesregierung kritische
Stimmen, die am Modell »Ries-
ter« generell zweifeln. So hat
Ralf Kapschack, Rentenexperte
der SPD-Bundestagsfraktion, die
Riester-Anbieter scharf kriti-
siert. »Das Vertrauen in Riester
ist ramponiert, nicht zuletzt we-
gen der hohen Kosten, Provisio-
nen und der Unübersichtlichkeit
der Produkte. Aber auch wegen
der Kapitalmarktentwicklung«,
sagte Kapschack dem Infodienst
»Versicherungsbote«.
Der Rentenexperte fügte noch

hinzu: »Ich glaube, dass die pri-
vate Altersvorsorge nur über ein
staatliches bzw. öffentlich-
rechtliches Standard-Produkt
wieder an Schwung gewinnt. Die
Versicherungswirtschaft be-
fürchtet das und kommt jetzt all-
mählich mit eigenen Vorschlä-
gen. Vielleicht etwas spät.«

Infos zur Riester-Rente und den
Musterbrief auf der Internetseite
der Verbraucherzentrale Hamburg
www.vzhh.de/riester-abzocke

Nicht alles koscher mit der Riester-Rente? Foto: imago images/Bernhard Classen

Fragen & Antworten: Was müssen Sie beim Bezahlen in Polen beachten?
Bei Kartenzahlung immer Landeswährung wählen
Mehr als die Hälfte der Bran-
denburger kaufen mindestens
gelegentlich in Polen ein, wie
eine Repräsentativbefragung
im Auftrag der Verbraucher-
zentrale Brandenburg ergab.

Was Verbraucher beim Bezahlen
und Umtausch von Geld im
Nachbarland beachten müssen,
erklärt Dr. Katarzyna Guzenda,
Leiterin des Deutsch-Polnischen
Verbraucherinformationszent-
rums der Verbraucherzentrale
Brandenburg (VZB).

Wie kann ich Polen zahlen?
Polen gehört noch nicht zu den
Euroländern, dort kann man
grundsätzlich nur mit Zloty zah-
len. In den Grenzregionen neh-
men viele Geschäfte die Zahlun-
gen auch in Euro entgegen. Das
ist jedoch eine freiwillige Ent-
scheidung des jeweiligen Händ-

lers. In der Regel ist dann der
Umtauschkurs eher ungünstig.

Wo kann ich am besten Geld
umtauschen?
Bargeld können Sie in einer

Wechselstube in Polen umtau-
schen, auf Polnisch »Kantor« ge-
nannt. Die Kurse in den grenz-
nahen Wechselstuben sind er-
fahrungsgemäß oft gut. Es ist
zwar ratsam, etwas Geld in der

lokalen Währung dabei zu ha-
ben. Tauschen Sie aber besser
nur kleine Geldbeträge in
Deutschland oder in Wechsel-
stuben auf Flughäfen um. Denn
dort zahlen Sie oft ordentlich
drauf.
Der günstigste Weg ist häu-

fig, wenn Sie mit Ihrer Kredit-
karte polnische Zloty direkt an
einem Geldautomaten in Polen
abheben. Vor der Reise sollten
Sie sich jedoch bei Ihrer Bank er-
kundigen, ob dafür Gebühren
anfallen. Bei der Abhebung soll-
ten Sie unbedingt darauf ach-
ten, dass die Abrechnung in Zlo-
ty und nicht in Euro erfolgt.

Kann ich in Polen auch bar-
geldlos bezahlen?
Die bargeldlose Zahlung ist in
Polen stärker verbreitet als in
Deutschland. Sogar in kleinen
Geschäften kann man oft mit

Karte zahlen. Fragen Sie jedoch
zuvor bei Ihrer Bank nach den
Konditionen: Es kann sein, dass
dafür Gebühren berechnet wer-
den.
Im Übrigen: Bei Kartenzah-

lung gilt das Gleiche wie beim
Abheben am Geldautomaten:
Wählen Sie immer die Landes-
währung, also Zloty (PLN) aus.
In der sofortigen Umrechnung in
Euro verstecken sich meist saf-
tige Aufschläge. VZB/nd

Infos zum grenzüberschreitenden
Einkaufen bei:
Deutsch-Polnisches Verbraucher-
informationszentrum
Karl-Marx-Str. 179/180
15230 Frankfurt (Oder)
Beratungszeiten: Di. und Do. von
10 bis 13 und 14 bis 16 Uhr oder
nach Terminvereinbarung. Termi-
ne können auch telefonisch unter
(0331) 98 22 99 95 (Mo. bis Fr.
von 9 bis 18 Uhr) oder per E-Mail
an konsument@vzb.de vereinbart
werden.

Zum Einkaufen mal schnell nach Polen – beim Bezahlen sollte manjedoch einiges beachten.
Foto: dpa/Patrick Pleul

Stadtmuseum „Alte Burg“ ab 1. Januar an fünf Tagen geöffnet / Stadtführungen einheitlich am WochenendeWITTENBERGE/PERLEBERG
Wer bisher das Wittenberger
Stadtmuseum „Alte Burg“
besuchen wollte, stand
manchmal vor verschlosse-
nen Türen. Denn das Mu-
seum hat bisher keine ein-
heitlichen Öffnungszeiten.
Doch das soll sich im kom-
menden Jahr ändern, wie
Uwe Neumann, Werkleiter
des Kultur- und Festspiel-
hauses, in dieser Woche im
Werksausschuss für den Kul-
tur-, Sport- und Tourismus-
betrieb bekannt gab.
Ab 1. Januar 2020 gilt für

das Stadtmuseum eine ein-
heitliche Öffnungszeit von

10 bis 16 Uhr. Dienstags und
sonnabends wird die Alte
Burg geschlossen bleiben.
Wie Neumann im Aus-

schuss betonte, sollen die
Kultureinrichtungen in der
Elbestadt besser miteinan-
der verzahnt werden, zumal
der Unternehmerstamm-
tisch das Durcheinander bei
denÖffnungszeitenkritisiert
hatte.
Wenn das Stadtmuseum

sonnabends geschlossen hat,
ist dafür der Lokschuppen in
den Sommermonaten geöff-
net. Auch der in vielen Mu-
seen übliche „blaue Montag“
ist mit dem neuen Konzept

überwunden: Das Stadtmu-
seum hat montags geöffnet,
alle anderen Einrichtungen
haben dann zu. Mit dem
Stadt- und Regionalmuseum
in Perleberg sind die Zeiten
ebenfalls koordiniert: Dort
istmontags zu, aber dafür am
Sonnabend geöffnet, auch je-
weils von 10 bis 16 Uhr.
Immer am Sonnabend und

Sonntag wird es eine Stadt-
führung geben - jeweils im
Wechsel eine Altstadt-, Ju-
gendstil-, Industrie-, Rat-
haus- oder Uhrenturmfüh-
rung. Diese beginnen an bei-
den Tagen immer vor der
Tourist-Info. Interessierte

können ohne Anmeldung
hinzukommen.
Der Uhrenturm bleibt wei-

terhinwährend der Sommer-
zeit dienstags bis sonntags
von 10 bis 16 Uhr geöffnet.
Während derWintermonate,
das heißt von Anfang Okto-
ber bis Ende April, bleibt das
touristische Angebot nach
wie vor ausgedünnt. Die Mu-
seen inWittenberge und Per-
leberg sind dann zu den glei-
chen Zeiten wie im Sommer
geöffnet, während Uhren-
turm und Lokschuppen ge-
schlossen sind Auch die
Stadtführungen entfallen bis
Ende April. olig ImStadtmuseum „Alte Burg“. FOTO: OLIVER GIERENS

Neues Informationsangebot der Verbraucherzentrale Brandenburg
Auf dem Informationspor-

tal „Gewappnet für…“ stellt
die Verbraucherzentrale
Brandenburg (VZB) die
wichtigsten Antworten auf
Fragen zu Vorsorge, Tod und
Bestattung bereit. Zusätzlich
sammelt die VZB über ihre
Beschwerde-Box Erfahrun-
gen von Verbrauchern mit
Bestattungsverträgen, um
deren rechtliche Risiken aus-
zuwerten.Mit demTodmuss
sich jeder Mensch im Laufe
seines Lebens auseinander-
setzen. Für viele kommt ein
Todesfall jedoch plötzlich
und unerwartet. Für die Hin-
terbliebenen ist die Organi-
sationeinerBestattung inder
psychisch belastenden Situa-
tion eine zusätzlicheHeraus-
forderung. „Wir empfehlen
Verbraucherinnen und Ver-
brauchern daher, sich mit
diesem Thema frühzeitig zu
befassen und Vorstellungen
zur eigenen Bestattung
mündlich oder im Rahmen
einer Bestattungsverfügung
schriftlich zu formulieren“,
sagt Stefanie Kahnert, Juris-
tin bei der Verbraucherzent-
rale Brandenburg.
NacheinemTodesfall stellt

sich für die Hinterbliebenen
auch die Frage, was eigent-
lich mit den Verträgen des
Verstorbenen geschieht:
Wird der Mietvertrag mit
dem Tod des Mieters auto-
matisch beendet? Kann der
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Neues Informationsangebot der Verbraucherzentrale Brandenburg
Auf dem Informationspor-

tal „Gewappnet für…“ stellt
die Verbraucherzentrale
Brandenburg (VZB) die
wichtigsten Antworten auf
Fragen zu Vorsorge, Tod und
Bestattung bereit. Zusätzlich
sammelt die VZB über ihre
Beschwerde-Box Erfahrun-
gen von Verbrauchern mit
Bestattungsverträgen, um
deren rechtliche Risiken aus-
zuwerten.Mit demTodmuss
sich jeder Mensch im Laufe
seines Lebens auseinander-
setzen. Für viele kommt ein
Todesfall jedoch plötzlich
und unerwartet. Für die Hin-
terbliebenen ist die Organi-
sationeinerBestattung inder
psychisch belastenden Situa-
tion eine zusätzlicheHeraus-
forderung. „Wir empfehlen
Verbraucherinnen und Ver-
brauchern daher, sich mit
diesem Thema frühzeitig zu
befassen und Vorstellungen
zur eigenen Bestattung
mündlich oder im Rahmen
einer Bestattungsverfügung
schriftlich zu formulieren“,
sagt Stefanie Kahnert, Juris-
tin bei der Verbraucherzent-
rale Brandenburg.
NacheinemTodesfall stellt

sich für die Hinterbliebenen
auch die Frage, was eigent-
lich mit den Verträgen des
Verstorbenen geschieht:
Wird der Mietvertrag mit
dem Tod des Mieters auto-
matisch beendet? Kann der

Erbe den Telefonvertrag des
Verstorbenen vorzeitig kün-
digen und wer ist berechtigt
auf das Bankkonto zuzugrei-
fen? „Lebens- und Sterbe-
geldversicherungen sowie
private Rentenanbieter müs-
sen zum Beispiel unverzüg-
lich – innerhalb von zwei bis
dreiTagen–überdenToddes
Versicherten informiert wer-
den, da sie aufgrund des To-
des Leistungen erbringen“,
erklärt die Juristin. Andere
Versicherungen, wie Kran-
ken- oder Haftpflichtversi-
cherung, enden mit dem Tod
des Versicherten.
Wichtige Informationen

rund um die Vorsorge für
Krankheit und Tod hat die
VZB auf ihrem Infoportal
„Gewappnet für…“ zusam-

mengestellt. Hier findenVer-
braucher Antworten auf Fra-
gen, wie: „Brauche ich einen
Vorsorge- bzw. Bestattungs-
vertrag?“, „Wie äußere ich
meine Wünsche in einer Pa-
tientenverfügung?“ und
„Was muss ich bei der Haus-
haltsauflösung des Verstor-
benen beachten?“. Darüber

hinaus informiert die Ver-
braucherzentrale über den
Umgang mit dem Digitalen
Nachlass. Telefonische Bera-
tung unter 09001/77 57 70
(Montag bis Freitag, 9 bis 18
Uhr, 1€/min a. d. dt. Festnetz,
Mobilfunk abweichend) so-
wie E-Mailberatung auf
www.vzb.de/emailberatung

Für viele kommt ein Todesfall plötzlich und unerwartet. FOTOS: MARINA LENTH/DJD
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Bad Wilsnack
Dr.-W.-Külz-Str. 4
038791-22 52

Wittenberge
Wiglowstr. 3

03877-40 23 51

Kyritz
Von-Schulenburg-Str. 7
033971-3 03 48

Havelberg
Pritzwalker Str. 79
039387-72 42 98

Trauern ist liebevolles Erinnern
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auch online auf extra.svz.de

Evangelischer Waldfriedhof Perleberg
Wilsnacker Straße

Der Friedhof für die Stadt
• Durchführung von Bestattungen
in Erd- und Urnengräbern

• Grabbetreuung und -pflege
• Individuelle Beratung

Die Kirchengemeinde gestaltet den Ortdes Friedens, der Ruhe und der Erholung
für die gesamte Öffentlichkeit.

• Büro Friedhofsverwaltung, Frau Börs 03876/3068120
• Unsere Friedhofsmitarbeiter vor Ort

Frau Köthke/Herr Hamann 0160/6462912

Elfreich GmbH
Prignitzer Bestattungshaus

Perleberg
03876 789101

Lindenstraße 7

Partner der Frieden-Bestattungsvorsorge

Wittenberge
03877 67005

Fr.��n�e�s��tr. 17

Kostenlose Bestattungs- und VorsorgeberatungWeltliche und kirchliche TrauerfeiernPreisgarantie der Bestatterleistung

„…wenn auf einmal
alles anders ist“

Wir sind da, wenn Sie uns brauchen.
JEDERZEIT.

PERLEBERG 24 h 03876 – 612247WITTENBERGE 24 h 03877 – 69888
www.bestattungshaus-oldenburg.de
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Individuelle Beratung und Gestaltung

Große Auswahl
an Grabmalen
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Zinsanpassung prüfen

Zahlreiche Geldinstitute haben
nach Angaben von Verbraucher-
schützern bei Prämiensparver-
trägen jahrelang zu wenige Zin-
sen ausgezahlt. In den Verträgen
seien Klauseln zur Änderung des
Zinssatzes verwendet worden,

SPARVERTRÄGE Die
Justiz gibt vor, was
erlaubt ist - nicht die
Bank.

die rechtswidrig seien. Die Ver-
braucherzentrale Brandenburg
rät Bankkunden daher, die Zins-
zahlungen zu prüfen und gegebe-
nenfallsWiderspruch einzulegen.

Auf ihrer Webseite stellt sie
dafür einen Musterbrief zur Ver-
fügung. Der Bundesgerichtshof
(BGH) urteilte bereits 2004, dass
formularmäßige Zinsänderungs-
klauseln, die dem Kreditinstitut
eine inhaltlich unbegrenzte Zins-
änderungsbefugnis einräumen,
unwirksam sind. Für Verbraucher
muss einemBGH-Urteil von 2017

zufolge zudem nachvollziehbar
sein, wie sich die Zinsen ändern.

Diese Regeln haben nach An-
sicht der Verbraucherzentrale
Brandenburg nicht alle Geldinsti-
tute eingehalten. Betroffenen
stünden deshalb oft Nachzahlun-
gen im vierstelligen Bereich zu -
abhängig von Einzahlungshöhe,
Anfangszins und Vertragslauf-
zeit. Kunden können die Bank
schriftlich zur Nachzahlung auf-
fordern. Experten können vorab
bei der Berechnung möglicher
Nachforderungen helfen.

Seit Mitte 2018 beobachten die
Verbraucherschützer außerdem
bundesweit, dass Prämienspar-
verträge gekündigt werden. Sie
raten Betroffenen, dem auf jeden
Fall erstmal zu widersprechen.
Auch hierfür gibt es auf der Web-
seite der Verbraucherzentrale
Brandenburg einen vorgefertig-
ten Musterbrief.

Spätestens bei dieser Gelegen-
heit sollten Kunden außerdem
prüfen, ob richtig verzinst wurde.
››Bundesgerichtshof
Aktenzeichen: XI ZR 140/03

Wohltat oderMasche?
ERNÄHRUNG Ob lactose- oder glutenfreie Lebensmittel wirklich gesünder sind oder nur
eine clevereMarketingstrategie der Lebensmittelindustrie dahinter steckt.

VON ANGELIKA MAYR

Glutenfreie Nudeln, lactosefreie
Milch - das Geschäft mit „frei
von“-Lebensmitteln floriert.
„Solche Ersatzprodukte sind ein
Segen für Zöliakiepatienten,Wei-
zenallergiker und Menschen mit
einer Lactoseintoleranz. Sie hel-
fen den Betroffenen im Alltag“,
sagt Ökotrophologin Sonja Läm-
mel vomDeutschen Allergie- und
Asthmabund (DAAB). „Aber man
sollte sie mit Bedacht auswäh-
len.“

Für alle ohne eine Unverträg-
lichkeit seien sie überflüssig.
„Frei von“-Lebensmittel werden
als eine Art Lifestyle-Argument
eingesetzt und als Produkte für
jedermann vertrieben und be-
worben. Das ist falsch“, so Läm-
mel. Ob eine Lebensmittelun-
verträglichkeit besteht, sollte nie
selbst diagnostiziert werden, son-
dern immer von einem Arzt. Al-
lerdings kann man eine solche
Unverträglichkeit nicht medika-
mentös therapieren. Stattdessen
prüft ein Ernährungstherapeut
mit einem Ernährungs-Sym-
ptom-Tagebuch, was der Betrof-
fene nicht verträgt.

„Oft ist das Weglassen des Le-
bensmittels mit krankheitsauslö-
senden Inhaltsstoffen die einzig
sinnvolle Therapie“, sagt Ökotro-
phologin Silke Restemeyer von
der Deutsche Gesellschaft für Er-
nährung (DGE).

Wozu ohne Lactose?
„Bei einer Lactoseunverträglich-
keit zum Beispiel kann der Kör-
per den natürlichen Milchzucker
in einemLebensmittel nicht spal-
ten“, sagt Ökotrophologin Sonja
Lämmel. Sie ist eine der häufigs-
ten Intoleranzen und führt zu
Darmbeschwerden wie Blähun-
gen und Durchfällen.

Im Handel werden die dafür
speziellen Produkte mit „lactose-
frei“ und einem Sternchen ge-
kennzeichnet, da immer ein Rest-
Lactosegehalt besteht. Diese Un-
verträglichkeit ist mengenabhän-
gig und „nur sehr wenige Perso-
nen mit einer Intoleranz müssen
komplett auf Lactose verzichten“,
sagt Restemeyer.

Die neuen Produkte sind also
nur sinnvoll, wenn die ursprüng-
lichen viel Lactose enthalten wie
Milch und Creme fraiche. „Bei
diesen „Frei von“-Produkten
wurde die Lactose im Vorfeld
durch den Zusatz des Enzyms
Lactase gespalten. Es entstehen
die zwei Einfachzucker Glucose
und Galactose und dieMilch wird
etwas süßer“, erklärt Angela
Clausen von der Verbraucher-
zentrale.

Warum glutenfrei?
Die Zöliakie dagegen ist eine
schwere Darmerkrankung, bei
der sich Betroffene strikt ohne
Gluten, also Klebereiweiß, ernäh-
ren müssen. Bei glutenfreiem
Brot beispielsweise „werden die
gängigenGetreidesortenwie Din-
kel oder Weizen rausgenommen,
weil sie Gluten enthalten und
durch Pseudo-Getreide wie Hirse
oder Quinoa ersetzt“, sagt Läm-
mel. „Aber damit geht der Teig

nicht mehr auf, also arbeiten die
Hersteller mit Trieb- oder Verdi-
ckungsmitteln.“

Außerdem haben einige glu-
tenfreie Lebensmittel einen ver-
gleichsweisen höheren Fettge-
halt, während der Anteil an Bal-
laststoffen, Vitaminen und Mine-
ralstoffen geringer ist, sagt Reste-
meyer. „Ich sage meinen Patien-
ten immer, dass sie nicht eins zu
eins auf Ersatzprodukte umstel-
len, sondern generell weniger
Kohlenhydrate zu sich nehmen
sollten“, so Lämmel.

Auch deswegen ist ein freiwil-
liger Verzicht auf glutenhaltige
Lebensmittel nicht ratsam, wie es
in Zeitschriften oder Erfahrungs-
berichten im Internet oft heißt.
„Den Leuten wird eingeredet,
dass sie sich mit dem Kauf eines
Ersatzproduktes etwas Gutes tun
und dass normales Getreide dick
oder krankmacht. Das kritisieren
wir“, sagt Clausen.

Hype um Ersatzprodukte
Laut dem Ernährungsmediziner
Professor Hans Hauner von der
TU München (TUM) haben eine
echte Glutenunverträglichkeit,
also eine Zöliakie, nur etwa 0,5
bis 1 Prozent der Deutschen. In
Frankreich glauben aber mittler-
weile schon 30 Prozent, dass sie
Gluten nicht vertragen. „Bei uns
wird die Zahl ähnlich sein, hier
werden ja die gleichen Blogs gele-
sen und den gleichen Stars zuge-
hört.“

Denn auch diese Prominenten
erklären oft, dass man so schlank
werde, ergänzt Lämmel. „Aber
man muss sich immer die Ernäh-
rung im Ganzen anschauen. Wa-
rum geht es den Menschen bes-
ser, wenn sie die Glutenlast redu-
zieren? Sie essen damit weniger
Kohlenhydrate, was die Bäuche
ruhiger machen kann.“

Ähnlich ist es bei lactosefreien
Produkten. Die DGE und das
Bundeszentrum für Ernährung
(BZfE) zitieren eine Studie der
Gesellschaft für Konsumfor-
schung, wonach rund 80 Prozent
der Käufer von lactosefreien Le-
bensmitteln keine nachgewiese-
ne Intoleranz haben. Doch hier
gibt es noch ein anderes Problem:
„Ich kann mir selbst eine Unver-
träglichkeit heranzüchten“, sagt
Lämmel. „Wenn ich meinemKör-
per längere Zeit keinen Milchzu-
cker gebe, verlernt er, diesen zu
spalten.“

„Frei von“ als Werbestrategie
Trotzdem ebbt dieser Hype nicht
ab - und die Industrie zieht da-
raus ihren eigenen Nutzen. Gab
es vor 15 Jahren kaum „Frei von“-
Produkte, werden nun sogar Pro-
dukte, die von Natur aus lactose-
oder glutenfrei sind, damit gela-
belt. „Wir haben schon Mineral-
wasser gefunden, auf dem gluten-
frei stand“, sagt Clausen. „Das
nennt man Werbung mit Selbst-
verständlichkeiten. Man spielt
mit dem Unwissen der Käufer. So
kannmandas Produkt besser ver-
kaufen - und teurer.“

Dabei sei der Herstellungspro-
zess gluten- und lactosefreier Le-
bensmittel nicht viel aufwendi-
ger. „Zumindest nicht so viel, dass
es einen doppelten oder dreifa-
chen Preis rechtfertigen würde.“
Das meint auch Ernährungsme-
diziner Ernährungsmediziner
Hans Hauner: „Beim Herstel-
lungsprozess entstehenminimale
Zusatzkosten. Am Ende aber sind
die Gewinnspannen höher, weil
die Produkte als besonders at-
traktiv beworben werden. Und
weil es eine Zielgruppe gibt, die
das glaubt und bereit ist, mehr
Geld dafür auf den Tisch zu le-
gen.“

„Manmuss sich
die Ernährung
immer im
Ganzen
anschauen.“
Sonja Lämmel
Ökotrophologin

Meisenknödel, Vogelfutter-
ringe oder Körnermischun-
gen - die Geschäfte locken
derzeit mit Sonderangebo-
ten. Was sagt uns das? Rich-
tig, es ist Zeit, unseren gefie-
derten Freunden bei der
Nahrungssuche etwas unter
die Flügel zu greifen. Das sei
nicht nur ein Naturerlebnis,
es vermittle obendrein auch
Artenkenntnis, sagen die
Experten vom Nabu. Kohl-
meise, Rotkehlchen - sogar
einen Stieglitz habe ich bei
uns im Garten schon entde-
cken können. Ihnen bereite
ich sehr gern eine vorwin-
terliche Freude. Für die hei-
mische Snackbar hat derNa-
bu auf seiner Website die
Lieblingskörner aller Vögel
aufgelistet. Selbermachen
oder kaufen? Entscheiden
Sie. Übrigens: Falls Sie in
der Stadt einmal einen klei-
nen Spatzen gesehen haben
sollten, der mit seinem
Schnabel Zigarettenkippen
aufpickt, wundern Sie sich
nicht: Übermäßiger Hunger
ist nicht die Ursache. Viel-
mehr wissen die Stadtspat-
zen, wie sie aus dem Zusam-
menleben mit uns Men-
schen das Beste machen
können. Biologen haben he-
rausgefunden, dass die Vö-
gel den Nikotinstummel
zerpflücken und in ihr Nest
einbauen. Da das Nikotin
Läuse und Milben abwehrt,
schützen sie so ihre Jungen
vor Infektionen. Verblüf-
fend, oder? Wer noch mehr
über das Leben angepasster
Stadttieren lesen möchte,
dem empfehle ich das Buch
„Unsere unbekannten
Nachbarn: Das wundersame
Leben der Tiere in der
Stadt!“ von Christian Koch
und Axel Krohn.

Zigaretten
imNest

AUFGEPASST

JESSICA
QUICK

beobachtet
Spatzen.

Cortana liest
E-Mails vor
Neue E-Mails und Termine
aus demKalender vorlesen -
das gehört zu den wichtigs-
ten Aufgaben, die Cortana
künftig unterwegs erledigen
soll. Denn Microsoft inte-
griert seinen Sprachassis-
tenten in die E-Mail-App
Outlook, zunächst aber nur
in den USA, wie das Unter-
nehmen mitteilt. Eine wei-
tere Neuerung betrifft die
Microsoft-Apps für Word,
Excel und Powerpoint. Sie
sollen bald in einer einzigen
App vereint werden, die
dann folgerichtig den Na-
men Office trägt - so wie es
Nutzer vom Desktop her ge-
wohnt sind.

MICROSOFT

Rente im
Ausland
beziehen

Den Ruhestand im Ausland zu
verbringen, ist besonders an-
genehm, wenn es dort günsti-
ger ist als daheim. Zumindest,
wenn Senioren weiterhin ihre
deutsche Rente erhalten.
Grundsätzlich wird diese auch
dann in voller Höhe ausge-
zahlt, wenn der Wohnsitz ins
Ausland verlegt wird, erklärt
die Deutsche Rentenversiche-
rung (DRV).

Wer eine Erwerbsminde-
rungsrente bekommt oder
Rentenansprüche nach dem
Fremdrentengesetz hat, muss
allerdings je nach neuem
Wohnort mit Kürzungen rech-
nen. Kein Problem ist dagegen,
wenn es kein deutsches Konto
mehr gibt: Die Rentenversi-
cherung überweist auch auf
Konten im Ausland. Bei Über-
weisungen in Fremdwährun-
gen kann aber der Kurs
schwanken und einige Banken
erheben Gebühren. Dafür be-
kommen die Empfänger kei-
nen Ersatz.

Rentner, die im Ausland le-
ben,müssen sich jedoch auf ei-
ne Besonderheit einstellen:
Einmal im Jahr müssen sie
nachweisen, dass sie weiter am
Leben sind und deshalb ihre
Rente beziehen können. Die
Rentenversicherung sendet
dafür per Post ein Formular
zu, das ausgefüllt zurückge-
sendet werden muss.

VORSORGE

Was Senioren
beachten müssen.

Kommt diese sogenannte
Lebensbescheinigung nicht
zeitnah in Deutschland an,
wird die Rentenzahlung unter-
brochen. Mit einigen Ländern
gleicht die Deutsche Renten-
versicherung allerdings be-
reits elektronisch die Sterbe-
daten ab.

In jedem Fall wichtig: Die
Rentenversicherung muss
stets die aktuelle Anschrift
kennen. Auswanderer sollten
diese schriftlich und mit der
Versicherungsnummer mittei-
len. Damit die Umstellung
nahtlos klappt, sollten sie die
Versicherung etwa zweiMona-
te vor dem Umzug informie-
ren, empfiehlt die DRV in ei-
ner Online-Broschüre. DPA

Checkmit
Münze
Höchste Zeit, aufWinterreifen
zu wechseln. Die müssen min-
destens 1,6 Millimeter Profil-
tiefe haben, schreibt der Ge-
setzgeber vor, zu mindestens
vier rät der ADAC. Wer selbst
prüfen will, ob seine Reifen
noch ausreichend Profil ha-
ben, schnappt sich eine Ein-
Euro-Münze und steckt sie ins
Profil. Verschwindet der Gold-
rand im Profil, reicht es noch
aus. Ragt er hervor, rät der Au-
toclub zu neuen Reifen.

WINTERREIFEN

Mails können per Sprachbefehl
organisiert werden.

Bei einigen glutenfreien Produkten werden gängige glutenhaltige Getreidesorten wieWeizen durch Pseudo-Getreide wie Quinoa ersetzt. FOTO (2): DPA

Auch imWarmen lässt sich die Ren-
te genießen. FOTO: IMAG8O/WESTEND61
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KOOPERATIONEN UND GREMIENARBEIT

Besonders im Kontext Energiesparen schloss die VZB neue Kooperationen. Die Zusammenarbeit mit den zwei 
großen landesweiten Partnern Polizei und Volkshochschulverband setzte sie fort. Ebenso wie den engen 
Austausch mit anderen Verbraucherzentralen und dem Bundesverband.

→ Um die Energieberatungszahlen in Brandenburg zu 
steigern und damit zur Reduktion der CO2-Emissionen 
der Verbraucher im Land Brandenburg beizutragen, 
intensivierte die VZB ihr Bestreben, Kooperationen im 
Kontext Energieberatung aufzubauen. Dazu suchte sie 
insbesondere kommunale Stadtwerke oder Wohnungs-
baugesellschaften sowie Landkreise und Kommunen 
als Partner. Beispielsweise schloss sie mit den Stadt-
werken Strausberg eine Kooperationsvereinbarung, in 
deren Rahmen die Stadtwerke im Januar 2020 14.000 
Flyer zur Bewerbung der Energiesparberatung der VZB 
an ihre Kunden schickten. Mit der GeWoBa Potsdam 
bewarb sie den für Mieter attraktiven „Basis-Check“ 
der Verbraucherzentrale Energieberatung. Der Land-
kreis Havelland gab 50 Gutscheine für Energie-Checks 
der VZB an seine Bewohner aus – alle 50 waren in kür-
zester Zeit vergriffen. 

→ Dieses Kooperationsmanagement ist Teil des Ener-
giesparprojektes und wird gefördert durch das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie.

→ In Kooperation mit dem Volkshochschulverband 
Land Brandenburg bot die VZB landesweit vier neue 
Vortragsthemen ab dem Frühjahrsemester 2019 an. 
Die Volkshochschulen konnten in ihr Programm zum 
Beispiel Vorträge zu Daten- und Kostenfallen in der 
Digitalen Welt, Pflegekräften aus dem Ausland, Le-
bensmittelauswahl sowie Heizkostenabrechnung auf-
nehmen. Im Frühjahr- und Herbstsemester 2019 war 
die VZB mit 50 Vorträgen im VHS-Programm vertreten. 
Die Veranstaltungen wurden auf den Websites beider 
Partner beworben.

→ In Kooperation mit der Polizei führte die VZB einen 
Aktionstag zum Safer Internet Day durch (siehe Kapitel 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit). Zudem begleite-
te die Polizei die Digimobiltour 2019 mit Infoständen 
und ihrem Infomobil an ausgewählten Standorten. Be-
sonders viel Interesse hatten die Verbraucher an den 
zusätzlichen Angeboten Fahrradcodierung und Ein-
bruchsschutz. 

→ Besonders eng arbeitete die VZB weiterhin mit 
den Verbraucherzentralen der Länder und dem Ver-

braucherzentrale Bundesverband zusammen. So 
entsendete die VZB auch 2019 und 2020 wieder Mit-
arbeiter in bundesweite Netzwerk- und Expertengrup-
pen der Verbraucherzentralen, zum Beispiel in den 
Bereichen Statistik, Telekommunikation und Medien, 
Markenkommunikation und Verbraucherbildung. Kern-
aufgaben dieser Gruppen sind die Erstellung und Im-
plementierung von bundesweiten Strategiekonzepten, 
von Hintergrundinformationen für Berater, von Quali-
tätsstandards sowie von politischen Positionen. 

→ Auch mit einzelnen Verbraucherzentralen führte 
die VZB im Berichtszeitraum gemeinsame Projekte 
durch: so zum Beispiel mit den Verbraucherzentralen 
Berlin und Nordrhein-Westfalen das Projekt „Verbrau-
cherschutz im grauen Pflegemarkt stärken“. Die telefo-
nische Rechtsberatung erfolgte weiterhin gemeinsam 
mit den Ländern Sachsen-Anhalt und Thüringen. Das 
Digimobil wurde in Mecklenburg-Vorpommern in Zu-
sammenarbeit mit der dortigen Verbraucherzentrale 
betrieben. ●

„Ich möchte mich noch einmal ganz  
herzlich für Ihre Auskünfte bedanken und  

wünsche Ihnen alles Gute!!!“
#verbrauchersagendanke
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MITARBEITERENTWICKLUNG UND QUALITÄTSSICHERUNG

Die VZB ermöglichte weiterhin eine bedarfsgenaue Fortbildung ihrer Mitarbeiter,  
sowohl intern als auch durch externe Anbieter. 

→ Um die Qualität der Beratung sowie aller weiteren 
Professionen bei der VZB zu sichern, bot die VZB ih-
ren Mitarbeitern regelmäßige Fortbildungen zu aktu-
ellen Verbraucherrechts- sowie weiteren Themen. Um 
bedarfsgerecht weiterbilden zu können, wurden Fort-
bildungswünsche und Entwicklungspotentiale in den 
jährlich stattfindenden Mitarbeiterjahresgesprächen 
festgelegt. Die VZB nutzte die Angebote des durch 
den Verbraucherzentrale Bundesverband organisier-
ten Fortbildungskatalogs, ergänzt durch Schulungen 
externer Anbieter. Darüber hinaus bot die Verbrau-
cherzentrale wieder hausinterne Fortbildungstage an. 
Im Jahr 2019 konnten die Mitarbeiter im Rahmen einer 
Studienfahrt nach Warschau unter anderem das pol-
nische Verbraucherrecht und die Rechtsdurchsetzung 
in Polen kennenlernen (siehe Kapitel Grenzüberschrei-
tendes Verbraucherrecht). 

Für die VZB sind Transparenz und Vertrauen zwei zentra-
le Werte. Daher veröffentlicht sie ihre Jahresberichte frei 
zugänglich auf verbraucherzentrale-brandenburg.de/ 
unsere-Jahresberichte. Zudem ist sie seit einigen Jah-
ren Mitglied der Initiative Transparente Zivilgesell-
schaft (verbraucherzentrale-brandenburg.de/itz). 

Prüfung

→ Auch die regelmäßige Prüfung der ordnungsge-
mäßen Mittelverwendung fördert Transparenz und 
Vertrauen. Folgende Prüfungen wurden im Jahr 2019 
durchgeführt:

→ Der Wirtschaftsprüfer Harry Haseloff, Diplom-
Kaufmann, prüfte den Jahresabschluss der VZB zum  
31. Dezember 2018, bestehend aus Bilanz sowie Ge-
winn- und Verlustrechnung. Turnusmäßig nach zehn 
Jahren wechselt bei der VZB der Wirtschaftsprüfer. Für 
2019 neu mandatiert wurde die wetreu Norddeutsche 
Treuhand- und Revisions-Gesellschaft Ostholstein.

→ Das Ministerium der Justiz und für Europa und 
Verbraucherschutz prüfte den Verwendungsnachweis 
zum 31. Dezember 2018 für die Zuwendung des Landes 
Brandenburg für die institutionelle Förderung, Schwer-
punkt war der Titel Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.

→ Diese Prüfinstanzen hatten keine Einwendungen 
zur Ordnungsmäßigkeit der durch die VZB eingesetz-
ten Mittel.

→ Des Weiteren prüfte ein Großteil der kommunalen 
Zuwendungsgeber die zweckentsprechende Mittelver-
wendung und bestätigte diese. ●

Aus dem Beratungsalltag von... 

Tobias Spieß, 
Beratungszentrum Frankfurt (Oder)

„Ein Verbraucher aus Küstrin kam zu mir in die 
Beratung, nachdem er per Post Forderungsschrei-
ben einer Rechtsanwaltskanzlei wegen angeblich 
abgeschlossener Mobilfunk- und Stromverträge 
erhalten hatte. Insgesamt beliefen sich die For-
derungen auf über 500 Euro. Was war passiert? 
Der Verbraucher berichtete mir, dass er eines Ta-
ges ohne vorherige Einwilligung telefonisch von 
dem Anbieter kontaktiert worden war. Er hatte 
auch mit ihm telefoniert, bestritt aber, jemals die 
fraglichen Verträge abgeschlossen zu haben. Ich 
übernahm die Rechtsvertretung des Mannes und 
forderte vom Anbieter Nachweise darüber, dass 
der Vertragsschluss inklusive aller Informations-
pflichten ordnungsgemäß vonstattengegangen 
war. Daraufhin ließ der Anbieter beide Forderun-
gen komplett fallen.“ 
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→ UNSERE MITGLIEDSVERBÄNDE  
 (STAND: 31. MAI 2020)

●  Arbeiterwohlfahrt,  
 Landesverband Brandenburg e. V.

●  Arbeiterwohlfahrt,  
 Bezirksverband Potsdam e. V.

●  Brandenburgischer  
 Volkshochschulverband e. V.

●  Demokratischer Frauenbund,  
 Landesverband Brandenburg e. V.

●  Deutscher Gewerkschaftsbund  
 Bezirk Berlin/Brandenburg,  
 Region Westbrandenburg

●  Deutscher Mieterbund  
 Land Brandenburg e. V.

●  Federacja Konsumentów

●  Förderverein „Gesellschaft der  
 Freunde und Förderer der  
 Technischen Hochschule Wildau (FH)” e. V.

●  Förderverein „Verbraucherberatung  
 Dahme-Spreewald” e. V.

●  Frauenpolitischer Rat,  
 Land Brandenburg e. V.

●  Freier Betreuungsverein  
 Teltow-Fläming e. V.

●  Kreisverband der Garten-  
 und Siedlerfreunde  
 Dahme-Spreewald e. V.

●  Landesverband Brandenburg  
 der Gartenfreunde e. V.

●  Mieterverein Potsdam  
 und Umgebung e. V.

●  Schutzgemeinschaft für  
 geschädigte Kapitalanleger e. V.

●  Verband Wohneigentum e. V.  
 Land Brandenburg 

●  Volkssolidarität  
 Landesverband Brandenburg e. V.

● Zentrum für Europäischen  
 Verbraucherschutz e. V. (ZEV)

 
→ VORSTAND UND GESCHÄFTSFÜHRUNG
 
Fünf ehrenamtliche Vorstandsmitglieder:

● Jochen Resch, Vorsitzender

●  Frank Beich, Stellvertreter

●  Alexander Bredereck, Beisitzer

●  Wolfgang Krüger, Schriftführer

●  Ilka Stolle, Beisitzerin

Geschäftsführung 

Dr. Christian A. Rumpke

ANHANG: DATEN UND FAKTEN
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ORGANIGRAMM/STELLEN

→ Die VZB besetzte 2019 insgesamt 45 Vollzeitstellen verteilt auf 53 Mitarbeiter.  
Zusätzlich verstärkten 11 Honorarkräfte das Personal.

MITGLIEDER

EHRENAMTLICHER VORSTAND

GESCHÄFTSFÜHRUNG

LANDES- 
GESCHÄFTSSTELLE

BERATUNGSSTELLEN, BERATUNGSSTÜTZPUNKTE,  
DIGIMOBIL

ASSISTENZ/  
SEKRETARIAT

Region
Nord

 
Angermünde

Eberswalde

Falkensee

Fürstenberg

Gransee

Kremmen

Kyritz

Ludwigslust

Lübz

Neuruppin

Perleberg

Prenzlau

Pritzwalk

Rheinsberg

Schwedt

Templin

Wittenberge

Wittstock

Zehdenick

Region
Süd

 
Cottbus

Cottbus- 
Sandow: 

Verbraucher-
schutz im 
Quartier

Königs 
Wuster- 
hausen

Senftenberg

Region
West

 
Brandenburg 
an der Havel

Luckenwalde

Oranienburg

Potsdam

Rathenow

Region
Ost

 
Frankfurt 

(Oder) 
 

Deutsch- 
Polnisches 

Verbraucher-
informations-

zentrum

RECHT/VERBRAUCHERSCHUTZ
 Rechtsdurchsetzung,
 Qualitätssicherung,
 Projektentwicklung
•  Projekt Lebensmittel/Ernährung
•  Projekt Verbraucherschutz
 für Migrant*innen
•  Projekt Grauer Pflegemarkt

KOMMUNIKATION
 Presse, Online, Corporate, 
 Event, Verbraucherbildung
•  Projekt Wirtschaftlicher
 Verbraucherschutz
•  Projekt Energiesparen
•  Projekt Auskommen mit
 dem Einkommen

VERWALTUNG
 Finanzen, Personal, IT

MARKTWÄCHTER DIGITALE WELT

→

→

→

Stand: 31.12.2019
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16278 Angermünde (Digimobil) 
Markt, direkt am Rathaus

15848 Beeskow (Energie) 
Mauerstraße 28, Bibliothek

16321 Bernau (Energie) 
Hussitenstraße 1, Stadthalle

14776 Brandenburg an der Havel  
Kurstraße 7

03046 Cottbus  
Am Turm 14

16225 Eberswalde 
Puschkinstraße 13,  
Bürgerbildungszentrum  
„Amadeu Antonio"

15890 Eisenhüttenstadt (Energie) 
Am Trockendock 1 A,  
Haus 2 der Stadtverwaltung

04910 Elsterwerda (Energie) 
Hauptstraße 12, Rathaus

14612 Falkensee 
Vor der Sparkasse am  
Busbahnhof (Digimobil) 
Poststraße 31, Bürgeramt (Energie)

03238 Finsterwalde (Energie) 
Markt 1, Rathaus 

15230 Frankfurt (Oder)  
(mit Deutsch-Polnischem  
Verbraucherinformationszentrum) 
Karl-Marx-Straße 179/180

16798 Fürstenberg /Havel (Digimobil) 
Markt 1, vor dem Rathaus

15517 Fürstenwalde/Spree (Energie) 
Mühlenstraße 25, Stadtteilbüro

16775 Gransee (Digimobil) 
Kirchplatz, nahe Bushaltestelle 

BERATUNG VOR ORT 
(STAND: 31. MAI 2020)

16766 Kremmen (Digimobil) 
Am Markt 6 vor dem Drogerie-  
und Parfümerieladen

15711 Königs Wusterhausen 
Fontaneplatz 2, Bürgertreff

16866 Kyritz  
Marktplatz 1 vor dem Rathaus,  
Zugang über Schulstraße (Digimobil) 
Am Markt 17, Bibliothek (Energie)

15907 Lübben (Energie) 
Reutergasse 12

14943 Luckenwalde 
Am Nuthefließ 2, Kreisverwaltung

16816 Neuruppin (Digimobil) 
Schulplatz

16515 Oranienburg 
Albert-Buchmann-Straße 17,  
Bürgerzentrum Mittelstadt

19348 Perleberg (Digimobil) 
Kirchplatz zwischen Rathaus,  
Kirche und Krämerstraße

14473 Potsdam  
Babelsberger Str. 18

17291 Prenzlau 
Friedrichstraße 21,  
vor dem Kino (Digimobil) 
Marktberg 2,  
Stadtteilbüro (Energie)

16928 Pritzwalk 
Marktstraße 39, direkt  
am Rathaus (Digimobil) 
Gartenstraße 12,  
Haus 1 (Energie)

14712 Rathenow  
Berliner Straße 15,  
Stadtverwaltung

16831 Rheinsberg (Digimobil) 
Kirchplatz/Kirchstraße

16303 Schwedt/Oder (Digimobil) 
Platz der Befreiung
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Videochat-Beratung im Digimobil

Beratungsstelle

Nur Energieberatung

Deutsch-Polnisches 
Verbraucherinformationszentrum

Zehdenick

Schwedt/Oder

Angermünde

Templin

Prenzlau

Gransee

Rheinsberg

NeuruppinKyritz

Wittenberge

Ludwigslust

Lübz

Perleberg

Pritzwalk
Fürstenberg/
Havel

Wittstock/
Dosse

Kremmen

Falkensee

Eberswalde

Rathenow

Frankfurt (Oder)Königs 
Wusterhausen

Luckenwalde

Lübben

Cottbus

Sen�enberg

Brandenburg
a. d. H.

Oranienburg

Potsdam

Strausberg

Fürstenwalde

Eisenhüttenstadt

Beeskow

Finsterwalde

Elsterwerda

Teltow

Bernau

 

 

01968 Senftenberg 
Markt 1

15344 Strausberg (Energie) 
Hegermühlenstraße 58,  
Stadtverwaltung

14513 Teltow (Energie) 
Neue Straße 3

17268 Templin  
Am Markt 19, 
vor dem Rathaus (Digimobil) 
im Rathaus (Energie) 

16909 Wittstock/Dosse (Digimobil) 
Markt, direkt vor dem Rathaus

19322 Wittenberge 
Paul-Lincke-Platz 1, vor  
dem Kultur- und Festspielhaus  
(Digimobil)  
Bürgermeister-Jahnstraße 21,  
Bürgerzentrum (Energie)

16792 Zehdenick (Digimobil) 
Am Markt 11,  
direkt am Rathaus
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FINANZEN 2019

Die VZB finanziert ihre Ausgaben überwiegend aus öffentlichen Zuwendungen (Landes- und Bundesministerien, 
Kommunen). Einnahmen erzielt sie außerdem durch verbraucherfreundliche Entgelte für die Verbraucherberatung.

UMSATZERLÖSE AUS ZUWENDUNGEN DER ÖFFENTLICHEN HAND  
UND ANDERE ERTRÄGE

2019  
€

LAND

Institutionelle Förderung 1.950.332,97

Projektförderung 332.926,72

BUND 888.689,59

KOMMUNEN

Städte 71.734,00

Kreise 46.506,85

SONSTIGE PROJEKT- UND ÖFFENTLICHE MITTEL 162.445,48

ANDERE MONETÄRE ERTRÄGE 321.310,95
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    Geschäftsjahr  Vorjahr 
    € €

 1. Umsatzerlöse  3.771.364,56 3.654.063,65

 2. Erträge aus der Auflösung von Sonderposten  
  für Zuschüsse und Zulagen  96.334,24 202.445,84

 3. Materialaufwand  

  a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe  
   und für bezogene Waren -87.619,21 -76.640,69
  b) Aufwendungen für bezogene Leistungen -62.519,86 -68.133,95

 4. Personalaufwand  

  a) Löhne und Gehälter -2.373.893,47 -2.282.761,11
  b) soziale Abgaben und Aufwendungen für  
   Altersvorsorge und für Unterstützung -440.193,44 -476.397,63

 5. Abschreibungen  

  a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des  
   Anlagevermögens und Sachanlagen -88.183,10 -54.587,06
  b) auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens,  
   soweit diese die in der Kapitalgesellschaft üblichen  
   Abschreibungen überschreitet -1.051,37 0,00

 6. sonstige betriebliche Aufwendungen -1.047.597,08 -814.857,87

 7. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 247,68 1.319,21

 8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -12.757,92 -1.025,72

 9. ERGEBNIS NACH STEUERN  -245.868,97 83.424,67

 10. sonstige Steuern  30.654,78 24.079,42

 11. JAHRESFEHLBETRAG  -215.214,19 107.504,09

 12. Mittelvortrag aus dem Vorjahr  261.562,53 154.058,44

 13. MITTELVORTRAG  46.348,34 261.562,53

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG  
VOM 1.1.2019 - 31.12.2019
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BILDNACHWEISE

@curto/AdobeStock (1, 23, 30, 43) 

Nate Johnston/unsplash (1, 22) 

Joshua Koblin/unsplash (1) 

Mitchell Griest/unsplash (3) 

André Wagenzik (5)

Uwe Tuchen (8)

Brooke Cagle/unsplash (13)

Ekaterina Bolovtsova/pexels (14)

Winfried Mausolf (15, 35)

Diego PH/unsplash (17)

Ksernia Chernaya/pexels (19) 

Gerhard Metzger/pixelio (20)

Tobias Ritz (21)

Joachim Liebe (24)

Nathan Dumlao/unsplash (25)

Thomas Ecke (26)

Berger Karosserie- und Fahrzeugbau GmbH (27)

Ben Kolde/unsplash (28)

Nick Karvounis/unsplash (29)

Jerzy Sawluk/pixelio (34)

„Hiermit möchten wir uns für  
die kompetente und sehr freundliche Hilfe 
beim Widerspruch zur Kündigung unseres 

Sparvertrages bei der Sparkasse bedanken. 
Es ist ein gutes Gefühl, sich gegen  

Unrecht von einem staatsnahen Institut 
erfolgreich zu widersetzen.“ 

#verbrauchersagendanke
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